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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Auszeichnung mit
„Zukunftspreis 2007“
Für ihre wegweisende Haushaltspolitik wur-
den der Ministerpräsident und Finanzminis-
ter Faltlhauser vom Bund der
Steuerzahler gewürdigt. Seite 2

Dr. Edmund Stoiber:

Innovative Verwertung
von Klärschlamm
Mit einer hochmodernen Klärschlammver-
brennungsanlage schafft das Unternehmen
dringend benötigte Kapa-
zitäten im Oberland. Seite 11

Johann Emter:

Entschlossen gegen
Trinkexzesse vorgehen
Jugendliche über die Folgen von Alkohol-
konsum intensiv zu informieren, hat nach
Ansicht des Gesundheitsmi-
nisters oberste Priorität. Seite 2

Dr. Werner Schnappauf:

Der Bürgermeister hat kei-
ne Lust mehr auf das ewi-
ge Europa-Genörgel. Spä-
testens im Mai zum Europa-
Tag plant er eine Fete - Ima-
geproblem hin, Imagepro-
blem her. Schließlich muss
es nicht immer so sein, wie
es eine französische Publi-
zistin namens Brigitte Sau-
zay formuliert hat. Seite 15

Bamberg, Mertingen und Vilshofen:

Dreifache Freude
Bayerischer Qualitätspreis 2007 an „wirtschaftsfreundliche Gemeinden“

Kleines Jubiläum für den Bayerischen Qualitäts-
preis: Zum 10. Mal wurde er heuer in der Münchner
Residenz an „wirtschaftsfreundliche Gemeinden“
verliehen. Wirtschaftsminister Erwin Huber bezeich-
nete die Ehrung für Bamberg, Mertingen und Vils-
hofen als „ein weiteres Beispiel für die sich verän-
dernde Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft“.

Die Kommunen könnten da-
bei durchaus auch von Unterneh-
men lernen, erläuterte Huber.
Auch die Standorte stünden zu-
nehmend im globalen Wettbe-
werb. Es gehe um Investitionen,
Betriebserweiterungen oder Neu-
ansiedlungen. Dies stelle die
Verwaltungen vor neue, teilwei-
se auch ungewohnte Herausfor-
derungen. Investoren könnten
heute zwischen einer Vielzahl
von Standorten wählen, weshalb
sie mit ganz bestimmten Anfor-
derungsprofilen aufträten. 

Dienstleistung für
gleichrangige Partner

Dies wiederum bringe einen
tief greifenden Wandel mit sich.
Heute stehe die Dienstleistung
für gleichrangige Partner im Vor-
dergrund, nicht mehr die klassi-
sche Hoheitsverwaltung. Es ge-
he darum, gemeinsam zu trag-
fähigen Lösungen zu kommen.
„Mit dem Qualitätspreis wollen
wir die Kommunen dafür moti-

vieren, noch kundenorientierter
und bürgerfreundlicher zu han-
deln“, betonte der Minister.
Dienstleistungen für Bürger und
Unternehmen sollten dauerhaft
optimiert werden. 

Kommunen profitieren

Größter Profiteur eines geleb-
ten Qualitätsgedankens seien die
Kommunen selbst. Motivierte

Mitarbeiter und zufriedene Nach-
frager stellten einen wichtigen
Wettbewerbsvorteil dar. Hubers
Appell: „Nutzen Sie ihn konse-
quent für die Weiterentwicklung
Ihrer Gemeinde!“ 

Als Vertreter der wirtschafts-
freundlichen Gemeinde
Bamberg nahm Oberbür-
germeister Andreas Star-
ke anschließend einen
der drei Qualitätspreise
entgegen. Laut Würdi-
gung ist die Stadt Bam-
berg mit ihren rund
70.000 Einwohnern das
wirtschaftliche Zentrum
des Regierungsbezirks
Oberfranken mit einer
traditionell starken Stel-
lung in der Elektronik-
und Automobilzuliefer-
industrie. Die oberfrän-
kische Stadt ist ein be-
deutender Wirtschafts-
standort mit annähernd
50.000 Arbeitsplätzen.

Neben der traditionell
starken Industrie und
dem Handwerk hat sich
(Fortsetzung auf Seite 4)

Nachhaltige Kommunalentwicklung:

Den Wandel gestalten
Tagung des Bayerischen Gemeindetags in Neumarkt i. d. OPf.

Weniger Kinder, mehr Senioren und ungleiche Wan-
derungsbewegungen verändern das Gesicht der Städ-
te und Gemeinden. Alle Bereiche der Daseinsvorsorge
sind betroffen, der Standortwettbewerb zwischen den
Kommunen gewinnt an Schärfe. Mit den Gestal-
tungsmöglichkeiten vor Ort setzte sich jüngst eine
vom Bayerischen Gemeindetag, dem Landesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement und dem Baye-
rischen Umweltministerium veranstaltete Tagung in
Neumarkt i. d. OPf. auseinander.

Laut Gerhard Dix vom Baye-
rischen Gemeindetag sind beim
demografischen Wandel bayern-
weit deutliche regionale Unter-
schiede anzutreffen: Während
um den Spessart und die Rhön,
im Bayerischen Wald sowie im
Donauried die Bevölkerung lang-
fristig abnehmen wird, ist im
Umfeld um München, Augsburg
und Nürnberg mit einer Zunah-
me zu rechnen. Diese beruht mit
Ausnahme der Landeshauptstadt
und des Landkreises Freising auf
Zuwanderung.

Diese zu erwartende Entwick-
lung sei, so Dix, bei allen kom-

munalpolitischen Entscheidun-
gen zu Grunde zu legen. Es emp-
fehle sich, eine entsprechende
Anpassungsstrategie vor Ort 
zu entwickeln. Grundlage für
diese Strategie könnten folgende
Schritte sein:
1. Ausführliche Ist-Analyse
der lokalen Situation (Bevölke-
rungszusammensetzung, Stand
der Bauleitplanung, Wohnungs-
bestand, Infrastruktur, Gewerbe,
Arbeitsplätze, etc.)
2. Aufstellen einer Prognose
über die zu erwartende Bevölke-
rungsentwicklung
3. Erstellen einer Zielvorgabe

Wissenspotenzials der Senio-
ren), familienfreundliche Kom-
munalpolitik, Integration auslän-
discher Mitbürger.

Viele Folgen aus dem demo-
grafischen Wandel können die

Die Vilshofener Preisträger - Karlheinz Ebner, 3. Bürgermeister, Hans Gschwendtner, 1. Bürger-
meister und Georg Krenn, 2. Bürgermeister - in die Mitte genommen haben Wirtschaftsminister Er-
win Huber (l.) und Landrat Hanns Dorfner (2. v. l.) sowie die Staatssekretäre Georg Schmid (2. v. r.)
und Franz Meyer (r.). Gemeinsam mit Vilshofen wurden Bamberg und Mertingen ausgezeichnet. 

Beispiel für bürgerschaftliches Engagement: 2004 knüpfte das Bürger-
hausteam in Neumarkt ein neues „Kommunikationsnetz“. 

Gerhard Dix. 

Kommunen nur gemeinsam mit
der Bürgerschaft bewältigen, so-
wohl was die Konzepte als auch
deren Umsetzung betrifft. In vier
parallelen Workshops wurde
aufgezeigt, dass umgekehrt die
Chance besteht, Lebensqualität,
Bürgersinn und Gemeinschaft
einen neuen Schub zu geben.
Hierfür stehen zunächst exem-
plarisch die „Dorfläden Allgäu“: 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Den Erwerb des Londoner
Design-Wolkenkratzers „The
Gherkin“ finanzierte die Bay-
ernLB gemeinsam mit ihrer
Tochter Real I.S. AG. Damit ist
die größte Verkaufstransaktion
einer Büroimmobilie in London
erfolgreich abgeschlossen. Ins-
gesamt bietet der 180 Meter ho-
he, wegen seiner Form als „Die
Gurke“ bekannte Wolkenkrat-
zer im Londoner Finanzdistrikt
47.035 qm Bürofläche für 4.000
Menschen auf 40 Obergeschos-
sen. Was die S-Finanzgruppe,
die Genossenschaftsbanken
und die Privatbanken an 
Finanzthemen für Bayerns
Kommunen bieten, berichten
wir auf den Seiten 5 bis 10 in
dieser GZ-Ausgabe. 

für die Entwicklung der Gemein-
de (unter Einbeziehung aller ge-
sellschaftlicher Gruppen) 
4. Strategien nach außen: Zu-
sammenarbeit mit Nachbarge-
meinden (Planung, Leistungsan-
gebote, Aufgabendurchführung)
5. Strategien nach innen:
frühzeitige Information und Ein-
bindung der Bürger (Förderung
des bürgerschaftlichen Engage-
ments, der Nachbarschaftshilfe,
Nutzen des Erfahrungs- und

Sicherheit in Städten und Gemeinden:

Ein wichtiges Stück
Lebensqualität

Positionspapier von DStGB und Polizeigewerkschaft
Eine unverändert hohe Kriminalitätsbelastung in zahlreichen
Städten und Gemeinden, die Verwahrlosung öffentlicher Räume
durch Vandalismus und illegale Müllbeseitigung, eine Zunahme
der „Regelverletzungen“ und unerwünschten sozialen Verhal-
tensweisen verbreiten Angst und mindern die Lebensqualität der
Bürger. Ein Positionspapier des DStGB in Zusammenarbeit mit
der Gewerkschaft der Polizei listet eine Reihe von Möglichkeiten
auf, wie diesen Missständen präventiv begegnet werden kann.    

In den vergangenen Jahren hat
insbesondere die Gewaltbereit-
schaft zugenommen. Seit 1999
ist die registrierte Gewaltkrimi-
nalität bundesweit um fast 20
Prozent gestiegen, die Körper-
verletzungen haben sich seit
1994 nahezu verdoppelt. Wo
subjektive Furcht vor Krimina-
lität herrscht, nimmt laut Papier
nicht nur das Vertrauen in den
Staat ab, „sondern besteht auch
die Gefahr, dass sich dies negativ

auf den örtlichen Handel und die
lokale Wirtschaft auswirkt“. 

Gesamtgesellschaftliche
Aufgabe

Neben dem Appell, Sicherheit
als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe zu begreifen, wird dazu
aufgerufen, die Gewaltpräventi-
on vom Kindergarten (mittels
Rollenspielen) bis zum Alten-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Bernhard Kern
63937 Weilbach

am 5.4.

Bürgermeister Gerald Tretter
82433 Bad Kohlgrub

am 7.4.

Bürgermeister Walter Brilmayer
85560 Ebersberg

am 29.3.

Bürgermeisterin Karin Schäfer
86633 Rohrenfels

am 30.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Arno Zengerle

87499 Wildpoldsried
am 1.4.

Bürgermeisterin Margit Menrad
82057 Icking

am 4.4.

Bürgermeister
Josef Schweinberger

86807 Buchloe
am 8.4.

Bürgermeister Leonhard Eder
90587 Tuchenbach

am 9.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 
Angelika Krebs
63828 Kleinkahl

am 5.4.

Bürgermeister Josef Dachs
93479 Grafenwiesen

am 7.4.

Bürgermeister 
Josef Daxenberger

83329 Waging am See
am 10.4.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Matthias Schwarz

91593 Burgbernheim
am 29.3.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister r Johann Bader

82293 Mittelstetten
am 31.3.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister r Adolf Pielmeier

93101 Pfakofen
am 31.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister r Hans Götz

92699 Bechtsrieth
am 30.3.

Bürgermeister Erwin Fahr
87640 Biessenhofen

am 31.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Szubert

86859 Igling
am 1.4.

Bürgermeister Werner Döhler
96126 Ermershausen

am 2.4.

Bürgermeister Karl Forster jun.
91809 Weilheim

am 3.4.

Bürgermeister Richard Ficker
97677 Stöttwang

am 5.4.

Bürgermeister Walter Grath
87534 Oberstaufen

am 6.4.

Bürgermeister Helmuth Wolf
92260 Ammerthal

am 28.3.

Bürgermeister Eugen Albert
97702 Münnerstadt

am 30.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ignaz Sperger

83308 Trostberg
am 4.4.

Wir gratulieren

Ab in die Sonne!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

Kommunale Energieversorger
im Existenzkampf

Erhöhung der Einkaufspreise, Senkung der Nutzungsentgelte und staatliche
Anreizregulierung hemmen den Wettbewerb mit Konzernen

Die kommunalen Energieversorgungsunternehmen sehen sich
in einem gnadenlosen Wettbewerb mit den großen, teils inter-
nationalen Konzernen - und das bei einer „Wahnsinnsbüro-
kratie“ in Bayern und Deutschland. Von der Politik in Mün-
chen und Berlin fordern die rund 300 bayerischen Unterneh-
men eine Kursänderung, damit es statt Preisdiktaten der Bun-
des- und Landesregulierungsbehörden Chancengleichheit für
einen fairen Wettbewerb mit den Konzernen gibt. 

In einem Fachforum der SPD-
Landtagsfraktion im Maximilia-
neum, geleitet von deren wirt-
schaftspolitischer Sprecherin,
Dr. Hildegard Kronawitter, war
die Tendenz der 44 erschienenen
Unternehmensvertreter und Bür-
germeister eindeutig, wie es u. a.
Geschäftsführer Reiner Knäusl
vom Bayerischen Städtetag zu-
sammenfasste: Wenn die Politik
nicht entsprechend handle, „ge-
hen die Stadtwerke kaputt“. In
diesem Sinne habe er auch ge-
genüber Wirtschaftsminister Er-
win Huber Stellung bezogen.
Fritz Schweiger von der Erdin-
ger E-Werk OHG bekam Zu-
stimmung zur Feststellung, „wir
sehen eine Vernichtung der Stadt-
werke und des Mittelstandes“. 

Vor der Diskussion hatte Dr.
Graus Gebhardt, der Geschäfts-
führer der Stadtwerke Augsburg,
aus den Fakten auf dem Strom-

und Gasmarkt die Folgerung ge-
zogen, die kleinen und mittleren
Unternehmen müssten sich zu-
sammenschließen. Nur „vitale
Stadtwerke“ könnten überleben. 

Das Problem beginnt
beim Einkauf

Das Problem beginne beim
Einkauf, wo man beim Strom
großenteils auf die Konzerne an-
gewiesen sei und es beim Erdgas
mit einem Oligopol Russland,
Niederlande, Norwegen zu tun
habe. In dieser Situation lasse es
der Wettbewerb nicht zu, Gewin-
ne einfach an alle Verbraucher
weiterzugeben, zumal nur 20 %
des Preises beeinflussbar seien.
Gebhardt differenzierte zwi-
schen Kleinabnehmern und In-
dustriekunden. 

Ortsnähe der kommunalen
Unternehmen sei nach wie vor

ein Plus, doch seien die vielen
kleinen und mittleren Unterneh-
men nur durch Zusammen-
schlüsse vital zu machen oder zu
erhalten. Für die Politik gehe es
um europäische, ja globale As-
pekte. Dem stimmten die Fo-
rumsteilnehmer zu, auch die
Sprecher der Münchner Stadt-
werke und der Gewerkschaften.

Kritik an der Gesetzeslage

Hart kritisiert wurden die Ge-
setzeslage und die Anreizregu-
lierung. Die Stadtwerke seien im
Stich gelassen worden, sagte
Bürgermeister Felix Schwaller
aus Bad Aibling. Dr. Christian
Prael vom Verband der Elektrizi-
tätswerke (VBEW) forderte ei-
nen wirtschaftsgerechten Um-

gang mit den Gewinnen der
Stadtwerke. 

Frau Kronawitter bestätigte,
auch in der Landespolitik müsse
die Anreizregulierung für die
Stadtwerke verstärkt und im Sin-
ne der international gewordenen
Wirtschaftslage neu angegangen
werden. Sie verwies auf die Ini-
tiativen ihrer Fraktion im Land-
tag, die im November letzten
Jahres mit einem Antrag Erfolg
hatten. Die Staatsregierung wur-
de aufgefordert, im Wirtschafts-
ausschuss Stellung zu nehmen,
ob und wenn ja, welchen Struk-
turwandel sie in der Versor-
gungswirtschaft anstrebe und
welche Rolle sie den kommuna-
len Energieversorgern beimesse.

Auch über die Kriterien der
Landesregulierungsbehörde bei
der Genehmigung von Strom-
preiserhöhungen will die SPD-
Fraktion mehr erfahren. Gefragt
wird auch nach den „geeigneten
Schritten“ der Staatsregierung in
Berlin, um das offensichtliche
Oligopol bei Strommarkt und
Stromerzeugung einzudämmen
und einen fairen Wettbewerb zu
stärken. rm

Landkreistag unterzeichnet:

Kooperationsvereinbarung
zum Regionalmanagement 

Präsident Theo Zellner: „Ländlicher Raum wird stärker“ 

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Theo
Zellner, Cham, und der Bayerische Wirtschaftsminister Erwin
Huber unterzeichneten eine Kooperationsvereinbarung zum Re-
gionalmanagement. Zellner: „Jetzt können wir projekt- und um-
setzungsorientiert die Entwicklung der Regionen gestalten und
vorantreiben.“ 

In Ergänzung zur Clusterstrategie will das Regionalmanage-
ment als zweite Säule der „Allianz Bayern Innovativ“ Entwick-
lungs- und Wachstumspotentiale der Regionen vor Ort erkennen
und fördern. Zellner: „Die Möglichkeiten des ländlichen Raumes
werden so erschlossen, gebündelt und in konkrete Projekte um-
gesetzt.“ Das Regionalmanagement wird von unten nach oben
initiiert, ein Überstülpen von Projekten, die auf die Einzelregion
nicht passen, wird damit vermieden. „Mit der Unterstützung des
Regionalmanagements wird es dem ländlichen Raum möglich
sein, seine Stärke selbst auszubauen und aus ihr zu profitieren,“
so der Präsident des Landkreistags.

Erster Haushalt ohne Neuverschuldung seit 30 Jahren: 

Zukunftspreis für Stoiber und Faltlhauser
Bund der Steuerzahler würdigt Bayern als „Vorreiter für

neue Stabilitätskultur in Deutschland“/„Bundesweit einzigartige Leistung“
Den „Zukunftspreis 2007“ des Bundes der
Steuerzahler erhielten Bayerns Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber und Finanzmini-
ster Professor Dr. Kurt Faltlhauser bei einem
Festakt in der Berliner Zentrale der Dresdner
Bank. Die Auszeichnung wurde verliehen für
„herausragende Leistungen im Wirtschafts-
und Finanzsektor mit bundesweiter Bedeu-
tung“. Gewürdigt werden sollte mit der Preis-
verleihung die erfolgreiche und bundesweit
wegweisende Haushaltspolitik der Bayeri-
schen Staatsregierung. 

Für den Bund der Steuerzahler war es ein „bun-
desweit beachteter historischer Tag“, als Bayern
im März 2006 erstmals seit 30 Jahren in Deutsch-
land einen öffentlichen Haushalt ohne neue
Schulden verabschiedet hat. Der Bund der Steuer-
zahler begründet damit den Zukunftspreis für
Stoiber und Faltlhauser, dass der ausgeglichene
Haushalt 2006 „eine bundesweit einzigartige Lei-
stung, als Ergebnis einer soliden und nachhaltigen
an der Generationengerechtigkeit orientierten Fi-
nanzpolitik“ war. Bayern sei damit „Vorreiter für
eine neue Stabilitätskultur in Deutschland“. Das
Land Bayern habe sich nicht wie andere blind-
lings in die Verschuldung treiben lassen. 

Steiniger Weg der Konsolidierung

Heute erkenne jeder Gutwillige, dass der stei-
nige Weg der Konsolidierung Spielräume für In-
vestitionen in Zukunftsfelder eröffnet habe, um
die Bayern beneidet werde. Bayern schaffe auch
mit dem Doppelhaushalt 2007/2008 zum zwei-
ten und zum dritten Mal in Folge einen ausgegli-

chenen Haushalt ohne einen Cent Neuverschul-
dung. Sieben Bundesländer seien inzwischen
dem Beispiel Bayerns gefolgt und hätten zumin-
dest Termine für künftige Haushalte ohne Neu-
verschuldung genannt. 

Gegen Widerstände und Anfeindungen

Für die Landesverbände des Bundes der Steu-
erzahler sei diese an den Interessen der Steuer-
bürger orientierte bayerische Finanzpolitik vor-
bildlich. Die beiden Preisträger, Ministerpräsi-
dent Stoiber und Finanzminister Faltlhauser hät-
ten ihren Sparkurs gegen Widerstände und An-
feindungen durchgestanden. Sie hätten langfri-
stig einen ausgeglichenen Haushalt geplant und
auch erreicht und damit das Ende neuer Schul-
den durchgesetzt. Für diese herausragende Lei-
stung mit bundesweiter Wirkung und Beachtung
sei, so der Bund der Steuerzahler, der Zukunfts-
preis 2007 die gut begründete, verdiente öffent-
liche Anerkennung.

Der Bund der Steuerzahler würdigt mit seiner
höchsten Verbandsauszeichnung in Form eines
Löwen mit goldener Mähne herausragende Ver-
dienste und Leistungen mit bundesweiter Be-
deutung im Wirtschafts- und Finanzsektor. Der
Zukunftspreis des Bundes der Steuerzahler wur-
de gestiftet, um über die politischen Auseinan-
dersetzungen hinweg Menschen zu ehren, die
außergewöhnliche Leistungen für die Gesell-
schaft erbracht haben. Voraussetzung ist eine
bundesweit einmalige Leistung mit positiver
und nachhaltiger Wirkung auf kommende Gene-
rationen.

Entschlossen gegen 
Trinkexzesse vorgehen

Schnappauf: Gemeinsame Verantwortung 
von Eltern, Schule, Industrie, Politik und Gesellschaft

Vordringlicher als eine neue Generaldebatte ist es, entschlossen
gegen Trinkexzesse bei Jugendlichen vorzugehen. Dies betonte
Bayerns Gesundheitsminister Werner Schnappauf in München
nach dem tragischen Fall in Berlin. 

Schnappauf: „Koma-Saufen
auf so genannten Flatrate-Partys
kommt immer mehr in Mode.
Gaststätten und Diskotheken
überbieten sich geradezu mit
Lockangeboten von 15 Euro
Saufpauschalen. Das ist unver-
antwortlich und verleitet regel-
recht zu Trinkexzessen.“ Hier
müsse sich der Gesetzgeber
schon die Frage stellen, ob dage-
gen vorgegangen werden kann.
In erster Linie sollte aber nach
Auffassung Schnappaufs der

konsequente Vollzug bestehen-
den Rechts stehen. „Der 16-
jährige, der in Berlin ins Koma
gefallen ist, hätte nach gelten-
dem Recht vom Barkeeper über-
haupt keinen Schnaps bekom-
men dürfen“, so Schnappauf.
Striktes Einhalten der Jugend-
schutzgesetze sind das eine; glei-
chermaßen wichtig ist, Jugendli-
che über die Folgen von Alko-
holkonsum intensiv zu informie-
ren. Eltern, Schule, Industrie,
Politik und Gesellschaft seien
dem Minister zufolge hier ge-
meinsam gefordert, Verantwor-
tung zu übernehmen.

Notwendig 
für eine gelungene Fete

Laut Gesundheitsstudie 2005
trinkt jeder zehnte Jugendliche
mindestens fünf mal im Monat
exzessiv, 18 Prozent der Jugendli-
chen trinken mehrmals in der
Woche; zwei von drei Jugendli-
chen hatten mit 15 Jahren bereits
einen Vollrausch. Darüber hinaus
sei es für den Minister besonders
schockierend, dass mittlerweile
rund die Hälfte aller Jugendlichen
Alkohol als notwendig für eine
gelungene Fete erachten; 1990
war es nur jeder vierte. 

Weit reichende Folgen

Die Folgen des hohen Alko-
holkonsums der Jugendlichen
und jungen Erwachsenen sind
weit reichend. Schnappauf warnt
vor Störungen der Gehirn-Ent-
wicklung. Die Gehirnstrukturen,
die für das Lernen zuständig
sind, sind bei trinkenden Jugend-
lichen zehn Prozent kleiner als
bei nichttrinkenden. In der Folge
litten Leistungs- und Lernfähig-
keit. Langfristiger Alkoholkon-
sum schädigt außerdem die Le-
ber, aber auch die Bauchspei-
cheldrüse, den Magen und den
Herzmuskel. Jährlich sterben in
Bayern mehr als 6.000, in
Deutschland mehr als 40.000
Menschen an den Folgen über-
mäßigen Alkoholkonsums. 

Mittelstands-Union München:

Lob für Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements
Ausdrücklich begrüßt hat jetzt die Mittelstands-Union Mün-
chen den Entwurf eines „Gesetzes zur weiteren Stärkung des
bürgerschaftlichen Engagements“. Vorgesehen sind unter ande-
rem eine Anhebung der Höchstgrenzen für den Spendenabzug
sowie eine Erhöhung der steuerfreien „Übungsleiterpauschale“
von 1.848 auf 2.100 Euro. „Wir begrüßen diesen Beschluss der
Bundesregierung, das Gemeinnützigkeitsrecht zu reformieren.
Dies war längst überfällig und wird vor allem den Vereinen in
München eine große Hilfe sein“, so Stadtrat Thomas Schmatz,
Bezirksvorsitzender der Mittelstands-Union München. 

Die Vergünstigungen sollen
rückwirkend zum 1. Januar 2007
gelten. Nun müssen noch die
Bundesländer im Bundesrat zu-
stimmen. „Wir sprechen uns
dafür aus, dass auch Bayern die-
se Initiative nachdrücklich unter-
stützt“, so Schmatz. Insgesamt
werden die Neuregelungen bei
Bund, Ländern und Gemeinden
zu ca. 440 Millionen Euro Steu-
erausfällen jährlich führen.
Schmatz hierzu: „Wir halten dies
aber für vertretbar, denn um für
Bürgerengagement zu werben,
brauchen wir bestmögliche Rah-
menbedingungen.“

Nach dem Gesetzentwurf sol-
len die Höchstgrenzen für den
Spendenabzug auf einheitlich 20

Prozent des Gesamtbetrages der
Einkünfte angehoben werden.
Bisher dürfen für Spenden bis zu
fünf, bzw. zehn Prozent der Ein-
künfte steuermindernd geltend
gemacht werden. Dies stellt also
eine deutliche Verbesserung dar.,
meint Schmatz. 

Besonders begrüßt die Mittel-
stands- Union München, dass
auch diejenigen profitieren sol-
len, die für ein gemeinnütziges
Unternehmen 20 Stunden im
Monat kostenlos alte, kranke
oder behinderte Menschen be-
treuen. Für diese Tätigkeiten soll
ein neuer Steuerabzug von jähr-
lich 300 Euro eingeführt werden.
Geplant ist ferner, die Besteue-
rungsgrenze für wirtschaftliche

Betätigungen von Stiftungen
und gemeinnützigen Vereinen
auf 35.000 Euro Einnahmen im
Jahr zu erhöhen. Derzeit muss ein
Verein bis zu einer Freigrenze
von 30.678 keine Steuern zahlen. 

Die Mittelstands-Union Mün-
chen sieht in der Neuregelung
die Chance für ein einfacheres
Spendenrecht. Dies könnte in
Zukunft die Unterstützung von
Vereinen oder ehrenamtlichen
Bürgerinitiativen erleichtern und
die Bereitschaft hierfür erhöhen,

hofft Schmatz. Die Mittelstands-
Union München fordert darüber
hinaus, sich nicht allein auf 
das Steuerrecht zu beschränken.
„Bürgerschaftliches Engage-
ment und die Übernahme von
Verantwortung ist noch immer
mit Haftungsfragen verbunden.
Wir sprechen uns dafür aus, dass
der Schutz vor Haftungsrisiken
verstärkt und zudem unnötige
Bürokratie aus dem Vereinsrecht
herausgenommen wird, soTho-
mas Schmatz abschließend. 
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wer gedacht hatte, dass
nach einem ausführlichen Dis-
kussionsprozess auf Landes-
ebene zur Frage der Zustän-
digkeitsverlagerungen bei der
Eingliederungshilfe und bei
der Hilfe zur Pflege, nunmehr
die angekündigten Neurege-
lungen in die Tat umgesetzt
werden, der sieht sich derzeit
gewaltig getäuscht und auch
enttäuscht. 

Wohl wird es im Bereich der Eingliederungs-
hilfe aufgrund des breiten Konsenses zur Frage

der Bündelung der Zuständigkeit auf der Ebene
der Bezirke ein Inkraftsetzen der Neuregelung
zum 1. Januar 2008 geben, doch bei der Hilfe
zur Pflege soll alles beim Alten bleiben und die
bisherige gesplittete Zuständigkeit bei ambu-
lanter und stationärer Pfleghilfe weiter beste-
hen. Dies ist umso unverständlicher als sich die
bayerischen Landkreise mit deutlicher Mehr-
heit zu einer Übernahme der Zuständigkeit für
den gesamten Bereich der Hilfe zur Pflege
durchgerungen haben. Was also hindert die
Staatsregierung daran, die Neuordnung der Zu-
ständigkeiten beider Hilfearten nunmehr paral-
lel in Kraft zu setzen? 

Ich denke die Argumente pro und contra Ver-
lagerung der Hilfe zur Pflege von den Bezirken
auf die Ebene der örtlichen Sozialhilfeträger,
d.h. die Landkreise und kreisfreien Städte sind
intensiv ausgetauscht worden. Die Landräte
haben dabei stets erklärt, dass sie sich dieser
neuen zukunftsweisenden Aufgabe nicht nur
stellen, sondern dieser auch gewachsen sind.
Dafür sprechen zahlreiche Gründe wie bei-
spielsweise die demographische Entwicklung
oder aber die Sachnähe der örtlichen Träger.
Die Landkreise kennen aus ihrer jahrzehntelan-
gen Erfahrung im Sozialhilfebereich die Bevöl-
kerungsstruktur sowie die Bedürfnisse der Be-
troffen, was durch die Ortsnähe nur von großem

Vorteil bei der Gewährung der
passenden Hilfeform sein kann.
Schon jetzt sind die Landrats-
ämter bekanntlich erste Anlauf-
stelle für Ratsuchende mit Hil-
febedarf. 

Es gibt daher aus meiner
Sicht keine Gründe die Zustän-
digkeitsverlagerung nur teil-
weise umzusetzen und den Be-
reich der Pflegehilfe auf einen
unbekannten Zeitpunkt zu ver-
schieben. Alle Beteiligten des
intensiven Dialogs um die Neu-
ordnung der Zuständigkeiten
sind im Übrigen von einem

parallelen Verlagern von Eingliederungshilfe
und Hilfe zur Pflege ausgegangen, zumal ein
Splitting keinen sachlich zu rechtfertigenden
Grund ergibt und nur Probleme bei der Perso-
nalgestellung bringt. Warum folgt man nicht
dem Beispiel Baden-Württembergs, wo die
Neuregelungen bereits vollzogen wurden und
entsprechende gute Erfahrungen vorliegen?

Unverständlich ist die Verschiebung auch
deswegen, weil Frau Sozialministerin Christa
Stewens beim Landräteseminar in Amberg in-
tensiv und mit überzeugenden Argumenten für
eine Aufgabenverlagerung bei der Hilfe zur
Pflege eingetreten ist. In gleicher Weise hat die
CSU-Landtagsfraktion bei ihrer Tagung im
Kloster Banz deutlich gemacht, dass die Land-
kreise diese Aufgabe übernehmen können und
sollten. Zu Recht ist man bei den Landkreisen
daher von einer sog. Paketlösung ausgegangen.
Jedenfalls können die erforderlichen finanziel-
len Ausgleichsberechnungen für die Zuständig-
keitsneuordnung die plötzliche Verschiebung
nicht rechtfertigen.

Außer Zweifel besteht daher Zwang zum
Handeln, denn ein, wenn auch nur vorüberge-
hender, Ausstieg für den Teilbereich der Pfleg-
hilfe auf gerade mal halb zurückgelegter Re-
formstrecke wäre nicht nachvollziehbar und
würde eine wichtige und notwendige Weichen-
stellung für die Zukunft abrupt abbremsen.

KolumneGZ Hanns Dorfner

Zwang zum Handeln 
bei der Pflegehilfe

Neue Arbeitsplätze im ländlichen Raum:

Von Utopien zu realen Taten
Neueste Technologien werden längst auch auf dem Land genutzt 

Facettenreiche Beiträge aus Theorie und Praxis zur Tagung
„Neue Arbeitsplätze im ländlichen Raum - Von Utopien zu rea-
len Taten!“ im Freilichtmuseum Glentleiten enthält eine soeben
veröffentlichte Broschüre der Bayerischen Akademie Ländli-
cher Raum. Tenor der Veranstaltung: Der ländliche Raum hat
eine Chance, die es zu nutzen gilt! 

Wie Univ. Prof. Dr. Dr. h. c.
Alois Heißenhuber, Lehrstuhl für
Wirtschaftslehre des Landbaus
der TU München-Weihenstephan
einleitend darstellte, bestehe ein
Novum der heutigen Zeit darin,
dass neueste Technologien teil-
weise nicht mehr nur in großen
Fabriken und nicht mehr nur in
der Stadt genutzt werden können.
Die Bandbreite reiche von der de-

schon seit 1996 fester Bestand-
teil der Arbeit, erklärte Löhner.

Hierbleiben wollen 
und hierbleiben können

Unter dem Titel „Zukunft
Landkreis Neumarkt“ sei ein um-
fassendes Regionalentwicklungs-
konzept erarbeitet worden, das
gegen den zunehmenden Trend

und Landwirtschaft (BMVEL)
den Wettbewerb „Regionen aktiv
- Land gestaltet Zukunft“ aus.
Über 200 regionale Initiativen be-
teiligten sich an diesem Wettbe-
werb und nach einem ersten Aus-
sieben mit zunächst 33 verbliebe-
nen Regionen wurden schließlich
18 Modellregionen für das ge-
samte Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland ausgewählt. Dazu
zählte auch die federführende
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) der Regio-
nalgruppe Chiemgau/Salz- ach,
die, so der Umweltbeauftragte der
Diözese Passau, Josef Rottenai-
cher, Halsbach, „ganze Arbeit ge-
leistet und mit dem Modellvor-
haben Region Chiemgau-Inn-
Salzach die Jury überzeugt hat“.

Bürokratische Hürden 
bei visionären Ideen

Ein Regionalentwicklungspro-
jekt über ein flächenmäßig so
großes Gebiet sei Wagnis und
Herausforderung zugleich gewe-
sen, konstatierte Rottenaicher.
Wie bei jedem betretenen Neu-
land habe es bis heute auch hier
„stürmische Zeiten und turbulen-
te Entwicklungen mit enttäusch-
ten Hoffnungen, hohen Arbeits-
belastungen und Personalwech-
seln“ gegeben. Unterschiedliche
Interessen aus fünf beteiligten
Landkreisen einigermaßen unter
einen Hut zu bringen, benötige
viel Kraft und Fingerspitzenge-
fühl des Personals. Bürokrati-
sche Hürden bei visionären
Ideen bremsten zudem oft die
Kreativität und den Mut.

Dass in den wenigen Jahren
jedoch 64 Projekte auf den Weg
gebracht worden seien, um die
Region in menschlicher, sozialer,
kultureller, wirtschaftlicher und
ökologischer Hinsicht voranzu-
bringen, sei eine bemerkenswer-
te Leistung, „um die uns wesent-
lich ‚ältere’ Organisationen oder
Behörden durchaus beneiden
dürfen“, meinte der Referent.

Zusammenarbeit mit 
Tourismusorganisationen

Marianne Pesold, Leitende
Hauswirtschaftsdirektorin, Re-
gensburg, stellte ihrerseits die
neue Qualifizierungsmaßnahme
für sog. Kräuterpädagogen vor.
Sie richtet sich in Bayern an -
derzeit etwa 300 - Bäuerinnen
und Bauern und wird an den
Ämtern für Landwirtschaft
durchgeführt. Die zertifizierten
Kräuterpädagogen geben ihr
Wissen in Seminaren und bei
Führungen an andere weiter. Sie
können ihre Veranstaltungen in
Eigenverantwortung auf ihren
Höfen oder in Zusammenarbeit
u. a. mit den Tourismusorganisa-
tionen vor Ort, mit Hotels oder
Gastronomie, mit Jugendherber-
gen, Schulen und Kindergärten
sowie kirchlichen und sozialen
Einrichtungen anbieten.

Regionale Ressource
„Un-Kraut“

„Was bislang nicht als Schatz
rund um den Bauernhof betrach-
tet wurde, zeigt sich in der Cha-
mer Region heute als regionale
Ressource: das Un-Kraut“, be-
merkte Pesold. Nach Abschluss
der Qualifizierung hätten die
Chamer Kräuterpädagogen eine
Interessensgemeinschaft gebil-
det, die sich den werbewirksa-
men Namen „Un-Krautschule“
gegeben hat. Wichtige Ziele wie
die Erhaltung von Arbeitsplätzen
im ländlichen Raum sowie die
Erhöhung der wirtschaftlichen
Wertschöpfung in der Region
seien bereits erreicht worden.
Das Zauberwort heiße „Integra-
tion statt Isolation von vielfälti-
gen Angeboten“. Dazu habe der

Engagement gegen Kinderarbeit:

Ude fordert 
Rechtsklarheit

Münchens Oberbürgermeister Christian Ude hat Bundesent-
wicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul in einem
Brief um Fürsprache gebeten, damit das Engagement der
deutschen Kommunen gegen ausbeuterische Kinderarbeit eine
eindeutige rechtliche Legitimation erhält. 

Die Landeshauptstadt hatte
unter Federführung von Bürger-
meister Hep Monatzeder im
Jahr 2002 als erste deutsche
Stadt Vergabekriterien zur Ver-
meidung von Kinderarbeit auf-
gestellt. Mehr als 50 Kommu-
nen in Deutschland sind diesem
Beispiel in den vergangenen
Jahren gefolgt; sie fordern nun
ebenfalls von ihren Lieferanten
Bestätigungen, dass die einge-
kauften Produkte nicht mittels
ausbeuterischer Kinderarbeit
hergestellt wurden. 

Bewusstes 
Einkaufsverhalten

Bürgermeister Monatzeder er-
läutert dazu: „Dieser Ansatz der
Städte und Gemeinden, durch
bewusstes Einkaufsverhalten auf
weltweite soziale Missstände zu
reagieren, darf nicht unterschätzt
werden. Denn Jahr für Jahr er-
teilt die öffentliche Hand in
Deutschland Aufträge in Höhe

von 250 Milliarden Euro, das
entspricht zwölf Prozent des
Bruttoinlandproduktes. Zirka 50
Prozent davon entfallen auf die
Kommunen, was diese zum be-
deutendsten öffentlichen Auf-
traggeber macht. Daneben üben
die Kommunen eine wichtige
Vorbildfunktion aus, sowohl für
andere Großverbraucher als auch
für die privaten Konsumenten.“
Leider stünden die Aktivitäten
der Kommunen rechtlich auf
wackligen Beinen. Sie würden
durch die deutschen Vergabebe-
stimmungen nur ungenügend 
gedeckt - hier seien bisher aus-
schließlich wirtschaftliche Ab-
wägungen und Kriterien der Pro-
duktqualität als Entscheidungs-
merkmale vorgesehen. Wenn sie
Kriterien gegen Kinderarbeit an-
wenden, riskierten die Kommu-
nen Klagen gegen das Aus-
schreibungsverfahren. 

Bei einer Informationsveran-
staltung für bayerische Kom-
munen zum nachhaltigen Be-

schaffungswesen im Herbst ver-
gangenen Jahres, zu dem Bür-
germeister Monatzeder zusam-
men mit dem Eine-Welt-Netz-
werk-Bayern und dem Bayeri-
schen Städtetag eingeladen hat-
te, wurde sehr deutlich, dass
viele Städte und Gemeinden es
aufgrund dieser rechtlichen Un-
sicherheit nicht wagen, sich
überhaupt zu engagieren. 

Novellierung 
des Wettbewerbsrechts

Eine Chance, Rechtssicherheit
zu schaffen, bietet sich nun im
Rahmen der Novellierung des
Wettbewerbsrechts. Die entspre-
chenden EU-Richtlinien erlau-
ben seit kurzem den Einsatz so-
zialer Kriterien ausdrücklich, je-
doch bedarf diese Regelung der
Umsetzung in nationales Recht.
Ein erster Entwurf des zustän-
digen Bundeswirtschaftsminis-
teriums zur Novellierung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen liegt nun vor. Die-
ser sieht jedoch - im Gegensatz
zu den Regelungen in vielen an-
deren EU-Mitgliedsstaaten - bis-
her nicht vor, den Spielraum der
EU-Vergaberegeln zu nutzen
und auch soziale Belange als
Vergabekriterien zuzulassen. Der
Wunsch nach „Entschlankung“
des Wirtschaftsrechts steht dem
wohl entgegen. 

Oberbürgermeister Ude bat
Wieczorek-Zeul, sich deutlich
für die Legitimierung sozialer
Vergabekriterien auszusprechen
und damit das Engagement der
Kommunen zu stützen und zu
befördern: „Es gilt, einen fast
pervers zu nennenden Zustand
zu beseitigen. Denn es kann
doch nicht angehen, dass Kom-
munen verklagt werden können,
weil sie sich weigern, sich an
der üblen Ausbeutung von Kin-
dern in den ärmsten Regionen
der Welt zu beteiligen.“ DK

Präsident des Bayerischen Land-
kreistages, Landrat Theo Zellner,
Cham, erklärt: „Die Kräuter-
pädagogen sind ein Aktivposten
für unsere Region.“ 

Die Interessensgemeinschaft
„Kräuterpädagogen in Bayern“
hat ihren Sitz an der Schule der
Dorf- und Landentwicklung, Ab-
tei Plankstetten. Von dort werde
die Fortbildung, Aufgabenunter-

stützung und Vernetzung der
Kräuterpädagogen im ländlichen
Raum künftig ausgehen.

„Unkraut vergeht nicht -
Wissen macht stark, Erkennt-
nis macht Spaß. Nur was wir 
kennen und erkennen bedeu-
tet uns etwas. Nur reale Taten
beweisen die Liebe zu unse-
rer Region“, so die Direkto-
rin ab-schließend. DK

zentralen Energieerzeugung bis
hin zur EDV-Nutzung per schnel-
ler Datenleitung im ländlichen
Raum. In erster Linie seien es bis
heute „visionäre und engagierte
Personen einer Region“, die sich
zu einer erfolgreichen Allianz
verbündeten. 

Netzwerke und 
Kreisläufe schaffen

„Wenn wir Arbeitsplätze in
ländlichen Gemeinden als we-
sentliche Voraussetzung für eine
Zukunft dieses Raumes haben
wollen, müssen wir aktiv wer-
den und bleiben“, betonte  Al-
bert Löhner, Landrat des Land-
kreises Neumarkt i. d. Opf.. Es
sei notwendig, „auf regionaler
und lokaler Ebene Netzwerke
und Kreisläufe zu schaffen „und
unser eigenes, endogenes Po-
tential zu nutzen“. Dieses Be-
wusstsein um die Bedeutung
von regionaler Wirtschaft und
Wertschöpfung sei in der Kom-
munalpolitik seines Landkreises

zur Globalisierung bewusst und
zielgerichtet die Entwicklung des
ländlichen Raumes fördern will.
Löhner: „Unser Ziel ist es,
Wachstumsregion zum Hierblei-
benwollen und Hierbleibenkön-
nen zu sein, mit eigener Identität
und unter Schonung unserer Na-
tur und Umwelt.“ Zahlreiche Pro-
jekte hierzu seien in den vergan-
genen Jahren bereits auf den Weg
gebracht worden - stellvertretend
nannte der Landrat „die vielen
Teilnehmer an unserer Regional-
marke für gesunde Ernährung“,
Projekte zur regenerativen Ener-
gieerzeugung, den naturnahen
Tourismus, die Förderung von
Existenzgründern, die Etablie-
rung des regionalen Bonussy-
stems Regionaldo sowie Initiati-
ven zur Regionalvermarktung
(Juradistl-Lamm, Bauernmärkte). 

Über 200 Bewerber

Im Jahre 2001 schrieb das sei-
nerzeitige Bundesministerium für
Verbraucherschutz, Ernährung

Umweltminister Dr. Werner Schnappauf: 

Aktion Sauberes Bayern
Start frei für landesweite Frühjahrsputz-Aktionen

Start frei für landesweite Frühjahrsputz-Aktionen - die im
Auftrag von Umweltminister Werner Schnappauf ausgear-
beitete Initiative „Aktion Sauberes Bayern“ erhielt die Zu-
stimmung des Ministerrats. 

Schnappauf: „Wir wollen mit konzertierten Aktionen vom
Kindergartenkind bis zum Senioren, vom Bergwanderer bis zum
Autofahrer, vom kaugummi-kauenden Teenie bis zum Spazier-
gänger mit Hund alle ansprechen mitzuhelfen, dass Bayern noch
sauberer wird. Im ganzen Land sollen achtlos weggeworfene
Abfälle eingesammelt werden.“ Das Konzept für eine solche
landesweite Aktion wurde vom Umweltministerium zusammen
mit den Kommunalen Spitzenverbänden entwickelt. Es soll am
20. April im Landkreis Straubing-Bogen gemeinsam mit den
Kommunalen Spitzenverbänden der Öffentlichkeit vorgestellt
werden. Ziel ist, mit möglichst vielen freiwilligen Helfern Ver-
unreinigungen vor der eigenen Haustür zu beseitigen, sei es der
örtliche Badesee, der Kinderspielplatz um die Ecke, Hundehau-
fen auf dem Gehweg oder Zigarettenkippen an der Bushaltestel-
le. Das verringert dem Minister zufolge die Kosten für Reini-
gung und Abfallentsorgung, stärkt das Umwelt-Bewusstsein in
der Bevölkerung und ist ein Imagegewinn für Stadt und Land. 

Unter der gemeinsamen Dachmarke „Aktion Sauberes Bay-
ern“ sollen die vielfältigen, oft seit langem eingeführten Säube-
rungsaktionen zusammengefasst und neue Aktionen initiiert
werden. Eine Projektgruppe plant und bündelt die verschiedenen
Aktionen, die die Verwaltungen der Landkreise, Städte und Ge-
meinden sowie die Vereine durchführen wollen und unterstützt
sie in ihren Aktivitäten. Mitglieder der Projektgruppe sind das
Ministerium, die Kommunalen Spitzenverbände und das Bayeri-
sche Institut für Angewandte Umweltforschung und -technik. Je
nach Aktion können weitere Mitglieder in die Projektgruppe be-
rufen werden. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
heim zu etablieren. Wirksamer
müsse auch die Gewalt an
Schulen bekämpft werden, for-
dern DStGB und Polizeige-
werkschaft. Sicherheit an den
mehr als 40.000 Schulen in
Deutschland sei eine Grundvor-
aussetzung dafür, dem Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag
nachzukommen. Schulträger,
Lehrkräfte, Schüler und Eltern
seien hier gemeinsam gefordert.
Wer Gewalt an Schulen
bekämpfen will, müsse bereits
im Elternhaus ansetzen. 

Streitschlichterschulung 

Die Streitschlichterschulung
sei im Stundenplan verbindlich
zu verankern. Die jüngsten Ge-
walttaten an Schulen zeigten zu-
gleich, dass auch die Polizei in
die Gewaltprävention an Schulen
eingebunden werden muss. Nur
so könnten erste Warnsignale, die
auf eine drohende Gewalttat hin-
deuten, erkannt und eine Gegen-
strategie entwickelt werden. 

Kinderschutz verbessern

Vor dem Hintergrund, dass es
nach Schätzungen deutschland-
weit etwa 150.000 Fälle von
Kindesmisshandlungen pro Jahr
gibt, sei auch der Kinderschutz
zu verbessern. In den allermei-
sten Fällen gelänge es zwar,
durch sensible und entschlosse-
ne Arbeit der Kommunen die
Vernachlässigung oder die Miss-
handlung von Kindern zu ver-
hindern; allerdings nähmen die
Vorfälle zu, weil die herkömmli-
chen sozialen Strukturen von Fa-
milien, Nachbarn und Umfeld
weniger leistungsfähig und be-
lastbar sind als früher. Notwen-
dig sei ein soziales Frühwarnsy-
stem zum Schutz der Kinder,
aber auch als Hilfe für die Eltern.
Eltern-Kind-Zentren könnten
hier wertvolle Hilfe leisten.

Erforderlich hierfür sei wie-
derum ein Netzwerk mit Infor-
mationsaustausch und Informa-

tionspflichten. Das beginne bei
der Hebamme und setze sich fort
beim Kinderarzt, dem Kinder-
garten, der Schule, dem Jugend-
amt, der Polizei und betreffe
auch die Justiz. Dazu gehöre
zum Beispiel eine Checkliste
von typischen Warnsignalen, die
Hinweise auf Misshandlungen
oder Vernachlässigungen geben
können. Auch der rechtliche
Rahmen muss DStGB und Ge-
werkschaft zufolge verändert
werden. Kinderschutz sei wichti-
ger als Datenschutz. Das bedeu-
tet: „Die Jugendämter müssen
ein umfassendes Auskunftsrecht
beim Bundeszentralregister für
Strafsachen erhalten.“ 

Erfolgsmodell 
Sicherheitspartnerschaften

Neben der Forderung, das Er-
folgsmodell Sicherheitspartner-
schaften zu stärken und Konzep-
te gegen Rechtsradikalismus
weiter zu entwickeln (Stichwort:
gezielte Ausbildungs- und Ar-
beitsplatzoffensive), müssen laut
Positionspapier die Polizeiprä-
senz in der Fläche ausgebaut und
die Videoüberwachung an Bahn-
höfen und im Nahverkehr erhöht
werden. Der Schutz der Bürger
sei wichtiger als übertriebener

Datenschutz. Ob und in wel-
chem Umfang die Videoüberwa-
chung an öffentlichen Plätzen
eingesetzt wird, sollte vor Ort
zwischen Kommune und Polizei
entschieden werden. Dabei müs-
se aber auch vor übertriebenen
Erwartungen gewarnt werden.
Öffentliche Präsenz von Polizei-
beamten sei dadurch nicht zu er-
setzen. Im öffentlichen Perso-
nennahverkehr, insbesondere in
den S- und U-Bahnen, sollten
verstärkt Sicherheitskräfte einge-
setzt werden. 

Ehrenamt fördern

Gerade bei den freiwilligen
Feuerwehren lernen junge Men-
schen frühzeitig, sich für die Ge-
meinschaft zu engagieren und
Verantwortung zu übernehmen.
Dieses ehrenamtliche Engage-
ment muss nach Ansicht von
DStGB und Polizeigewerkschaft
besser gefördert werden. Dazu
gehöre eine bessere Finanzaus-
stattung durch Bund und Länder,
aber auch eine deutlichere Aner-
kennung dieses Engagement
durch die Arbeitgeber. „Es kann
nicht angehen, dass junge Men-
schen, die sich in der freiwilligen
Feuerwehr engagieren, bei der
Arbeitsplatzsuche benachteiligt
werden, weil sie zeitweise
Einsätze fahren müssen“, so das
Papier abschließend. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Wie Irmgard Osterberger von
der gleichnamigen Projektent-
wicklung erläuterte, verschlech-
terten sich im Unterallgäu die
Einkaufsmöglichkeiten für Gü-
ter des täglichen Bedarfs in klei-
neren Gemeinden zusehends.
Die Unterallgäu Aktiv GmbH
habe es sich deshalb u. a. zusam-
men mit der Projektentwicklung
Osterberger zum Ziel gesetzt, die
Nahversorgung im ländlichen
Raum durch ein professionell
geführtes Netzwerk von Dorflä-
den nachhaltig zu sichern. 2004
sei eine Gesamtkonzeption für
die Dorfladen Allgäu GmbH
vorgelegt worden.

Beteiligung am Dorfladen

Dabei werden die Bürger der
jeweiligen Gemeinden mit ins
Boot genommen und am Dorfla-
den beteiligt. Die Neugründun-
gen profitieren dabei vom Know-
how der Unterallgäu Aktiv
GmbH, die interessierte Gemein-
den von den ersten Überlegungen
über die Gründung bis hin zum
laufenden Betrieb begleitet.

Durch den Zusammenschluss
mehrerer Dorfläden können u. a.
für den Kunden ein günstiges
Preis-Leistungsverhältnis erzielt
und eine nachhaltige Sicherung
der Versorgung vor Ort gewähr-
leistet werden. Im Einzelnen
setzt sich das Konzept Dorfladen
Allgäu aus folgenden Bestand-
teilen zusammen:

Finanzielle und emotionale
Beteiligung der Bevölkerung
durch Zeichnung von Anteils-
scheinen und Mitarbeit der Be-
völkerung im Laden vor Ort (6
bis 8 Kräfte auf 400  Basis und
ein bis zwei Festangestellte) und
damit die Schaffung von flexibel
einteilbaren Teilzeit-Arbeitsplät-
zen vor allem für Frauen. 

Ein an die örtliche Situation
angepasstes Angebot, mit den
Schwerpunkten Frischwaren
(z.B. Back-, Wurst- und Fleisch-

waren) und regionalen Produk-
ten (z.B. Apfelsaft, Honig, Mehl,
Milch ...). 

Beteiligung lokaler und regio-
naler Anbieter als Lieferanten
des Dorfladens, insbesondere im
Frischwarenbereich.  

Nutzung örtlicher Infrastruk-
tur in Form von geeigneten leer-
stehenden Gebäuden in den
Ortskernen oder aber Schaffung
eines solchen multifunktionalen
Gebäudes in Innenortslage, zur
Entwicklung eines Versorgungs-,
Treff- und Kommunikations-
ortes in der Gemeinde.

Als Pilotprojekt im Unterall-
gäu wurde im Dezember 2004
der Dorfladen in Niederrieden
eröffnet. Das Projekt wurde über
die EU-Gemeinschaftsinitiative
Leader+ gefördert.

Die Münchner Koordinations-
stelle „Wohnen zu Hause - Kon-
zepte, Initiativen und Visionen
fürs Alter“ wiederum ist Sabine
Wenng zufolge ein Projekt der
Arbeitsgruppe für Sozialplanung
und Altersforschung im Auftrag
des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen. 

Selbstständig Leben
und Wohnen im Alter

Sie soll alle Bemühungen zum
selbständigen Leben und Woh-
nen im Alter bündeln, koordinie-
ren und zudem helfen, zukunfts-
trächtige Ansätze weiter zu ent-
wickeln. Drei Schwerpunkte ste-
hen im Vordergrund: die Sich-
tung und Zusammenstellung 
bestehender Wohnkonzepte und 
-projekte, die Entwicklung und
Verbreitung neuer Ansätze und
die weitere Ausgestaltung von
Bewährtem. 

Wie Frau Wenng betonte, sieht
die Koordinationsstelle eine gute
Chance darin, das Thema „Woh-
nen zu Hause“ in Bayern noch
stärker zu etablieren, weil es be-
reits tragfähige konzeptionelle
Ansätze gebe, die gerade auch für

kleinere Gemeinden geeignet sind
und das Thema den Wunsch der
älteren Menschen aufgreift, mög-
lichst lange zu Hause wohnen
bleiben zu können. Chancen für
eine Erweiterung der Projektakti-
vitäten würden darin gesehen, ne-
ben den Mitteln des Sozialmini-
steriums weitere Finanzierungs-
quellen über Sponsoren zu er-
schließen, die dann der Entwick-
lung regionaler Projekte dienen
sollen. Das 2006 gestartete Pro-
jekt ist für drei Jahre finanziert,
wird aber so angelegt, dass es im
Sinne einer Nachhaltigkeit über
diesen Zeitrahmen hinaus wirkt.

Bildungspaten

Seit 2005 nehmen sich die
sog. Bildungspaten des Zen-
trums Aktiver Bürger (ZAB) in
Fürth der Problematik Ausbil-
dungsplatz suchender Jugendli-
cher an. Wie Jochen Sahr von
der städtischen Integrationsbera-
tung ausführte, wurden bislang
einige Dutzend junger  Men-
schen erfolgreich begleitet und
aktiv unterstützt. Manche von ih-
nen haben inzwischen eine Aus-
bildung begonnen, weitere konn-
ten eine Arbeitsstelle finden, an-
dere bereiten sich mit Unterstüt-
zung der Bildungspaten intensiv
auf ihre schulischen Abschluss-
prüfungen vor. Die Unterstüt-
zung der Paten ist dabei so unter-
schiedlich wie die Situation der
Jugendlichen selbst: Von Berufs-
orientierung über Bewerbungs-
hilfe, Nachhilfeunterricht bis hin
zur Lehr- und Praktikumsstellen-
suche reicht die Angebotspalette
der Ehrenamtlichen. 

Mit dem im Oktober 2004 ein-
gerichteten Bürgerhaus Neu-
markt i. d. OPf. ist laut Ralf Müt-
zel eine neue Einrichtung als Er-
gebnis des Agenda 21-Prozesses
geschaffen worden, um das Bür-
gerengagement sowie eine nach-
haltige Stadtentwicklung zu för-
dern. Den Bürgern wird die
Möglichkeit gegeben, sich an ei-

nem zentralen Ort in der Alt-
stadt, einer ehemaligen Gaststät-
te, zu treffen und eigene Projekte
zu entwickeln. Das Kommuni-
kationszentrum wird im Rahmen
des Programms „Soziale Stadt“
gefördert. 

Im Vordergrund stehen Veran-
staltungen wie z.B. Vorträge,
Workshops, Schulungen und
Kurse. Die Räume sollen aber
auch Vereinen sowie gesell-
schaftlichen Gruppen z.B. für
Beratungsstunden, Ausstellun-
gen und Aktionen zur Verfügung
gestellt werden. Dabei ist es
wichtig, dass die Räume von
möglichst vielen Gruppen ab-
wechselnd und flexibel genutzt
werden können. 

Natur und Umwelt 
besonders schützen 

In der Arbeitsgemeinschaft
Obere Vils-Ehenbach schließlich
haben sich die Gemeinden
Edelsfeld und Gebenbach, die
Märkte Freihung und Hahnbach
sowie die Städte Hirschau,
Schnaittenbach und Vilseck zu-
sammengeschlossen. 

Laut Waltraud Lobenhofer,
AOVE GmbH, Hahnbach, ist es
das gemeinsame Ziel, den Raum
für die Menschen attraktiver zu
gestalten. Unterstützt werde man
dabei insbesondere von der 5 b-
Stelle der Regierung der Ober-
pfalz in Nabburg und der Direkti-
on für Ländliche Entwicklung in
Regensburg. Ein Schwerpunkt
unserer Arbeit sei es, Natur und
Umwelt in den Mitgliedsgemein-
den besonders zu schützen und
vorhandenen Missständen entge-
genzuwirken. Von Beginn an ha-
be das Wasserwirtschaftsamt Am-
berg die Arbeit der AG fachlich
bestens unterstützt. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
in den vergangenen Jahren 
ein weiterer wirtschaftlicher
Schwerpunkt in der „New Eco-
nomy“ gebildet. Die Entwick-
lung Bambergs hin zu einem in-
novativen Wirtschaftszentrum
ist ein Beleg für das wirtschafts-
freundliche Klima und die hohe
Standortqualität dieser Stadt.
Die Stadtverwaltung zeichnet
sich aufgrund von Bürgernähe
und Verwaltungseffizienz als
modernes Dienstleistungsunter-
nehmen aus. Dies unterstützt
ein Managementsystem für
Bürgeranliegen und ein virtuel-
les Rathaus mit eGovernment-
Dienstleistungen. 

Umfassende Betreuung

Auch die ansässigen Unter-
nehmen werden umfassend be-
treut: Regelmäßige Unterneh-
mensbesuche und Standortum-
fragen stellen die Zufriedenheit
der Unternehmen in den Mittel-
punkt. Standortmarketing und
interkommunales Regionalma-
nagement sowie die Errichtung
eines Innovations- und Grün-
derzentrums und ein „Round
Table Mittelstand“ sind bei-
spielhaft, um ein nachhaltiges
Wirtschaftswachstum in Bam-
berg zu fördern.

Weiterer Preisträger ist die
schwäbische Gemeinde Mertin-
gen mit ihrem Ersten Bürgermei-
ster Albert Lohner. Mertingen ist
mit ca. 3.800 Einwohnern einer
der attraktivsten Industrie- und
Gewerbestandorte in Nord-
schwaben. Die Kommune be-
sitzt eine attraktive geografische
Lage in der Mitte zwischen
München und Nürnberg und ei-
ne optimale Verkehrsanbindung.
Annähernd 2.500 Arbeitsplätze
stehen am Ort zur Verfügung.
Die Ansiedlung von über 30 Be-
trieben mit mehr als 800 Be-
schäftigten innerhalb von zehn
Jahren ist auch ein Erfolg über
den Ort hinaus. 

Interkommunale 
Zusammenarbeit

Kooperationen und Arbeits-
kreise, insbesondere die inter-
kommunale Zusammenarbeit
bei der Gewerbeansiedlung, sind
Faktoren für die wirtschaftliche
Entfaltung der Gemeinde Mer-
tingen. Ein gesunder Branchen-
mix aus produzierendem Gewer-
be, Handel und Handwerk mit
modernsten Technologien sowie

Dienstleistungen garantieren
ausgewogene Strukturen. 

Nach dem Motto „alles aus ei-
ner Hand“ werden im Bürger-
büro alle Aufgaben mit einem
Gesprächspartner geklärt. Be-
triebswirtschaftliches Denken
und Handeln kennzeichnen das
„Dienstleistungsunternehmen
Gemeindeverwaltung“. Ausge-
stattet mit modernen Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nologien zeichnet es sich bei
Wünschen und Anliegen der
Bürger durch kurze Reaktions-
zeiten aus. 

Last but not least erhielt Vils-
hofen an der Donau mit Stadto-
berhaupt Hans Gschwendtner
und seinen Stellvertretern Georg
Krenn und Karl-Heinz Ebner
den begehrten Preis. Die nieder-
bayerische Stadt liegt am Zu-
sammenfluss von Vils und Do-
nau und zählt rund 17.000 Ein-
wohner. Mit ihrer sanierten Alt-
stadt ist sie ein historischer Erho-
lungsort nahe dem Bayerischen
Wald. Durch die zentrale Lage
im erweiterten Europa ist der
Anschluss nach Ost- und Sü-
dosteuropa gegeben. Ebenso
eröffnet die überregionale Ent-
wicklungsachse Nürnberg-Re-
gensburg-Passau gute Entwick-
lungsmöglichkeiten.

Schlanke 
Verwaltungsstrukturen 

1994 wurde Vilshofen zum
Mittelzentrum erhoben. Es ist
sehr gut erschlossen und verfügt
neben Autobahnanschluss, Bahn-
anbindung, Schifffahrtsstraßen
sogar über einen eigenen Ver-
kehrslandeplatz. Auf Bürgernähe
und wirtschaftliche Entwicklung
legt die Stadt Vilshofen besonde-
ren Wert. 

Ein Bürgerbüro mit flexiblen
Öffnungszeiten, schlanke Ver-
waltungsstrukturen und ein in-
teraktiver Internetauftritt machen
die Stadt für die Bürger und Un-
ternehmen attraktiv.

Für das wirtschaftliche Wachs-
tum ist die überregionale Koope-
ration mit Passau bedeutend. Die
Gründung des Netzwerks „GO
Passau“ und die voranschreiten-
de Erschließung regionaler und
überregionaler Gewerbegebiete
führten in den vergangenen Jah-
ren zu zahlreichen Neuansied-
lungen geführt. Dies hat zahlrei-
che Arbeitsplätze geschaffen und
stellt einen ausschlaggebenden
Indikator für Wirtschaftlichkeit
und Qualität dar. DK

Standesbeamte begrüßen neues Gesetz:

Abschied von der Bismarckzeit
30.000 Standesbeamte erhalten neue Rechtsgrundlagen

Nach vielen Jahren, in denen der Bundesver-
band der Deutschen Standesbeamtinnen und
Standesbeamten e.V. (BDS) immer wieder auf
eine Neufassung des Personenstandsgesetzes
von 1876 gedrängt hatte, sind jetzt neue effekti-
vere Regelungen in Sicht. Am 23. Februar 2007
wurde im Bundesgesetzblatt das „Gesetz zur
Reform des Personenstandsrechts“ veröffent-
licht (BGBl. I, Nr. 5, Seite 122).

Wesentliche Teile des Vorhabens werden zwar
erst am 1. Januar 2009 wirksam. Der Präsident
des Bundesverbandes, der Düsseldorfer Regie-
rungspräsident Jürgen Büssow, freut sich aber
schon jetzt besonders über zeitgemäße bürger-
freundliche Regelungen.

Elektronische Register
ersetzen gedruckte Bücher

So werden elektronische Personenstandsregis-
ter bald die herkömmlichen Personenstands-
bücher ersetzen, so dass Urkunden schneller
ausgestellt werden können. Auch die Beurkun-
dungsdaten sollen nur noch im erforderlichen
Umfang erfasst werden, wodurch die Zahl von
Nachfragen und Ermittlungen sinken dürfte.

Die Nutzung der Register durch die Bürgerin-
nen und Bürger, aber auch durch die Forschung,
wird vereinfacht. Auch dies ein Teil der umfas-
senden Bemühungen um Bürokratieabbau.

Noch mehr Bürgernähe erreicht

Etliche Zuständigkeiten werden in die örtlichen
Standesämter verlagert, was wiederum den Bür-
gerinnen und Bürgern manche Wege ersparen
wird. Beispielsweise können Personenstandsfälle
von Deutschen im Ausland bald im örtlichen
Standesamt beurkundet werden. Bisher ist dafür
zentral das Standesamt I in Berlin zuständig. 

Föderalismus gestärkt

Die Bundesländer erhalten zusätzliche Rege-
lungsmöglichkeiten.  Sie dürfen nun, wenn von

ihnen für sinnvoll gehalten, eigene Organisati-
onsformen für die Beurkundung der Geburten,
Eheschließungen und Sterbefälle einführen,
außerdem die Voraussetzungen für die Ernen-
nung von Standesbeamten und die Höhe der
standesamtlichen Gebühren regeln. „Zwar konn-
ten nicht alle Wünsche der Praxis an das neue
Gesetz vom Gesetzgeber berücksichtigt 
werden“ so Verbandspräsident Jürgen Büssow.
„Manche Möglichkeiten der Speicherung von
Daten und des Austausches von Informationen
zwischen den Standesämtern lassen sich noch
nicht ausschöpfen“.

Echte Reform verwirklicht

Alles in allem freuen sich die Standesbeamtin-
nen und Standesbeamten aber auf die Neufas-
sung des Gesetzes, das endlich Regelungen ab-
löst, die zum Teil bis auf die Bismarckzeit
zurückgehen. Die Umsetzung der Personen-
standsreform hat allerdings für die Städte und
Gemeinden als Träger der Standesämter organi-
satorische und finanzielle Auswirkungen zur
Folge. Ebenso sind vielfältige Anpassungen der
bundes- und landesrechtlichen Vorschriften
nötig. Deshalb werden wesentliche Teile der
neuen Reform, vor allem die Einführung der
elektronischen Register, erst zum 1. Januar 2009
wirksam werden.

Die Daten laufen - nicht die Bürger

Trotzdem kann schon heute festgestellt wer-
den: auch in den Standesämtern sollen bald die
Daten laufen, nicht die Bürgerinnen und Bürger.
Übrigens: Der Datenschutz wurde in den Stan-
desämtern schon angewendet, als der Begriff
noch gar nicht existierte, nämlich seit 1876. Und
das, so Jürgen Büssow als Repräsentant der
30.000 deutschen Standesbeamtinnen und Stan-
desbeamten, wird auch nach dem Inkrafttreten
des neuen Gesetzes so bleiben.
Weitere Informationen: www.standesbeam-
te.de und www.standesbeamte-bayern.de.  

Den Wandel gestalten ...

Dreifache Freude ...

Ein wichtiges Stück ...
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BayernGrund
– der Erschließungsträger der Kommunen

Info und Kontakt: www.bayerngrund.de

Geld sparen
Zeit sparen
Ärger sparen

Neugierig? Wir beraten Sie gerne. Rufen Sie uns doch
einfach an. Tel.: (089) 21 71-2 19 25.

Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

Bayerischer Sparkassenverband:

Sparkassenrecht ist Länderrecht!
Gegen Brüsseler „Nadelstiche“ - Gutes Betriebsergebnis

Gegen eine ständige Politik der „Nadelstiche“ der Brüsseler EU-
Kommission wehrte sich der Präsident des Bayerischen Spar-
kassenverbandes, Siegfried Naser. Bei der Jahresbilanz-Presse-
konferenz in München kritisierte er die Ankündigung von EU-
Wettbewerbskommissarin Neelie Kroes, das deutsche Drei-Säu-
len-System auf Rechtswidrigkeit zu untersuchen. „Alle im
Bayerischen Landtag vertretenen Parteien, die Staatsregierung
und die kommunalen Spitzenverbände stehen uneingeschränkt
hinter dem bewährten Geschäftsmodell öffentlich-rechtlicher
Sparkassen in kommunaler Trägerschaft“, betonte Naser. Dies
sei im Artikel 295 des EU-Vertrages klar geregelt. 

Was die Arbeit und Bilanz der
77 bayerischen Sparkassen im
vergangenen Jahr anbelangt, so
erhöhte sich die zusammenge-
fasste Bilanzsumme auf 155,7
Milliarden Euro. Im vierten Jahr
in Folge ist der Jahresüberschuss
weiter um 3,4 Prozent auf 324,5
Millionen Euro gestiegen. Bei
den Kundenkrediten erhöhten
sich die Bestände an Unterneh-
menskrediten um 145 Millionen
Euro, während die Kredite an Pri-
vatpersonen um 154 Millionen
Euro abnahmen. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass im Vorjahr
die Abschaffung der staatlichen
Eigenheimförderung zu erhebli-
chen Vorzieheffekten geführt hat.

Fördergeschäft

Ergänzt man den Blick auf die
Kreditbestände um das Förderge-
schäft, so ergeben sich deutliche
Steigerungen. Die bayerischen
Sparkassen und die BayernLB
vermittelten gemeinsam 2006
über zwei Milliarden an zinsver-
billigten Förderkrediten der LfA
Förderbank, der Kreditanstalt für
Wiederaufbau und der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank. Im Vor-
jahr lag diese Summe noch bei

rund 1,3 Milliarden Euro. Im Ein-
lagengeschäft stieg die Jahreszu-
wachsrate gegenüber dem Vorjahr
von 1,2 Prozent auf 2,4 Prozent.
Damit wurde ein Volumen von
118,9 Milliarden Euro erreicht. 

Stabiles Betriebsergebnis

Zuwächse verzeichnen vor al-
lem die Eigenemissionen, also
Sparkassenbriefe, Sparkassen-In-
haberschuldverschreibungen so-
wie Termineinlagen. Die Wertpa-
pierumsätze stiegen um 14,2 Pro-
zent. Dabei wurden bei den fest-
verzinslichen Papieren die Be-
stände um rund eine Milliarde Eu-
ro erhöht. Insgesamt betrug der
Nettoabsatz von Wertpapieren 268
Millionen Euro. Der Zinsüber-
schuss fiel von 2,36 Prozent im
Vorjahr auf 2,31 Prozent. Die
zweite Ertragskomponente, der
Provisionsüberschuss, stieg auf
0,61 Prozent an. Das Betriebser-
gebnis vor Bewertung blieb mit
1,57 Milliarden Euro weitgehend
stabil. „Damit haben die bayeri-
schen Sparkassen jetzt schon im
vierten Jahr in Folge nach den
schlechten Jahren 2001/2002 ein
sehr zufriedenstellendes Ergebnis
erzielt“, betonte Naser. 

Sparkassenfusionen waren
2006 nicht zu verzeichnen. Heuer
stehen zwei Zusammenschlüsse
von Sparkassen auf der Agenda.
Die Fusion der städtischen Spar-
kasse Schweinfurt mit der Kreis-
sparkasse Schweinfurt erfolgte
Anfang des Jahres sowie die Fu-
sion der Sparkassen Straubing-
Bogen und Dingolfing-Landau

zur neuen Sparkasse Niederbay-
ern-Mitte ab April. Ab diesem
Zeitpunkt gibt es dann 75 selbst-
ständige Sparkassen in Bayern,
die durchschnittliche Bilanzsum-
me eines Instituts beträgt dann
2,08 Milliarden Euro. 

Keine Entlassungen

2006 haben Bayerns Sparkas-
sen knapp 48.000 Menschen be-
schäftigt, das waren einige hundert
weniger als 2005. „Durch Fusio-
nen und technologische Entwick-
lungen wird der Trend anhalten,
nicht jeden frei werdenden Ar-

beitsplatz neu zu besetzen“, mein-
te Naser. Es werde jedoch nie-
mand entlassen. 

Integrierte Verbund-Arbeit

Vizepräsident Rudolf Falter-
meier wies darauf hin, dass die
Aktivitäten der Sparkassen nicht
nur ihren Niederschlag in der
Sparkassen-Bilanz, sondern zu-
nehmend auch in den Büchern
der Verbundpartner finden. Zu
diesem Zweck sei in den letzten
Jahren die integrierte Verbund-
Arbeit zu einer Beratungssyste-
matik, dem „Sparkassen-Finanz-
konzept“ weiterentwickelt wor-
den. Mit dem Beratungskonzept
könnten für alle Kunden bedarfs-
gerechte Lösungen bei Finanz-
Anlagen erreicht werden. In die-
sem Zusammenhang erinnerte
Faltermeier auch an die erfolgrei-
che Arbeit des Kommunalen
Kompetenz-Centers, das für die
kommunalen Kunden maßge-
schneiderte Lösungen im Kredit-
und Anlagebereich erarbeitet. Bei-

spielhaft dafür sei die gemeinsame
Finanzierung des Geothermie-
Projektes in Unterhaching durch
die Kreissparkasse München
Starnberg und die BayernLB. 

Auslandsaktivitäten

Als Marktführer im mittelstän-
dischen Firmenkundengeschäft
begleiten die Sparkassen ihre
Kunden auch bei deren Auslands-
aktivitäten. Durch die eigenen
Auslandsstützpunkte der Bayern-
LB und ihre Kooperationsab-
kommen mit ausländischen Ban-
ken erhalten die Kunden der
bayerischen Sparkassen Zugang
zu den wichtigsten Finanzdienst-
leistungen im Ausland, insbeson-
dere auch in den aussichtsreichen
Märkten Osteuropas und Asiens.

Die bayerischen Sparkassen, so
Naser, spüren die Konkurrenz
nicht nur im Bietergefecht. Wegen
des verschärften Wettbewerbs
werde man wohl das Betriebser-
gebnis von 2006 heuer nicht wie-
der erreichen. E. Scholl

16 Sparkassenbücher verlost
Als Anreiz und Anerkennung für die Kursteilnehmer der Aktion
„Könner durch Erfahrung“ haben die bayerischen Sparkassen 
16 Sparbücher mit einer Einlage von jeweils 550 Euro gespendet.
Außerdem wurden weitere 34.500 Euro von den bayerischen Spar-
kassen für zentrale Verkehrssicherheitsmaßnahmen zur Verfü-
gung gestellt. Anlässlich der Bilanzveranstaltung trafen sich
(v. l): Benedikt Kirschner, Gewinner eines BMW, Innenstaatsse-
kretär Georg Schmid, Michael Kirsch, Unternehmenskommuni-
kation BMW Group; Dr. Franz Wirnhier, Sprecher der Geschäfts-
leitung der LBS Bayern: Dr Siegfried Naser, Geschäftsführender
Präsident des Sparkassenverbandes Bayern und Horst Schneider,
Präsident der Landesverkehrswacht Bayern.

Kreissparkasse München Starnberg:

Jahr des Erfolgs
2006 war ein erfolgreiches Jahr für die Kreissparkasse München
Starnberg (KSKMS). Wie Vorstandsvorsitzender Karl-Ludwig
Kamprath auf einer Pressekonferenz in der Landeshauptstadt be-
tonte, legte die Bilanzsumme um 1,5% auf über 6,1 Mrd. Euro zu.
Sowohl im Passiv- als auch im Aktivgeschäft konnten wieder Stei-
gerungen verzeichnet werden.

Bei den Gesamteinlagen war
Kamprath zufolge „ein äußerst
erfreulicher Anstieg“ von 6,2%
auf 4,93 Mrd. Euro zu verzeich-
nen. „Das ist der absolut höchste
Kundeneinlagenzuwachs unse-
rer Sparkasse seit Bestehen. Wir
haben damit unsere Marktführer-
schaft ausgebaut. Im Verbands-
durchschnitt der bayerischen
Sparkassen beträgt der Anstieg
lediglich 2,4%“, so der Vorstand.

Innovative Produkte

Für diesen Erfolg seien in ers-
ter Linie die innovativen Produk-
te der Kreissparkasse München
Starnberg verantwortlich. Für
Kunden zum Beispiel, die eine
reine Geldanlage in Wertpapiere
scheuen, aber nicht auf die Chan-
cen der Aktien- und Immobilien-
märkte verzichten wollen, biete
die Bank ihr „Twin-Set“ an: 50%
des Anlagebetrags können bis zu
einem Jahr für 5% in Sparkassen-
briefen oder Festgeld, 50% in
Fonds angelegt werden.

In zehn erarbeiteten geschäfts-
politischen Grundsätzen wurde
festgelegt, ein „breites, bedarfsori-
entiertes Angebot, das sich an alle
Kundengruppen richtet“ anzubie-
ten. Auch deshalb konnte die
Bank bei nahezu allen Einlagefor-
men und Fristigkeiten weiter zule-
gen. Besonders die Jubiläumspro-
dukte verkauften sich sehr gut:
Mit einem Zuwachs von 9,7% er-
freute sich das Zuwachssparen bei
den Kunden aufgrund attraktiver
Konditionen besonderer Beliebt-
heit. Die Sparkassenbriefe ver-
zeichneten ein Plus von 17,2%
auf knapp 500 Mio. Euro. Auch
bei den Sichteinlagen konnte sich
die Kreissparkasse gegen starke
Konkurrenz vor allem der Direkt-
banken behaupten und „ein sehr
erfreuliches Plus“ von 6,9% errei-
chen, was einem Zuwachs von

121,4 Mio. Euro auf 1.875 Mio.
Euro entspricht.

Kamprath: „Summa summa-
rum waren es die Unternehmen
und Selbständigen, die mit zusätz-
lichen Krediten von 2,3% das
Wachstum im Kreditbereich stütz-
ten. Leider wurden nicht alle von
uns zu gesagten Kredite auch in
Anspruch genommen - ein Indiz
für uns, dass der Investitionsschub
bei kleinen und mittelständischen
Unternehmen erst noch bevor-
steht und momentan noch Ersat-
zinvestitionen und eine gestiegene
Innenfinanzierung das Bild be-
stimmen. Für dieses Jahr sind wir
hier deutlich positiver gestimmt.“

Kredite und Wertpapiere

Im Jahr 2006 zahlte das Bank-
institut 531 Mio. Euro Kredite
aus. Dem standen Tilgungen in
Höhe von 493 Mio. Euro gegenü-
ber, so dass der Kreditbestand um
rund 38 Mio. Euro auf 4,15 Mrd.
Euro anstieg. Auch hier konnte
sich die Kreissparkasse München-
Starnberg mit einem Zuwachs
von 0,9% positiv vom bayeri-
schen Durchschnitt der Sparkas-
sen (minus 0,2%) abheben.
Grundsätzlich setzt sich laut Vor-
stand der Trend der vergangenen
Jahre fort, dass die langfristigen
Kredite am stärksten zunehmen.
Kredite mit einer Laufzeit von
über 4 Jahren wuchsen um 1,6%
auf 3,52 Mrd. Euro.

Im „Jahr des Wertpapiers“
konnte der Wertpapierumsatz um
23% auf knapp 1.030 Mio. Euro
gesteigert werden. Auch hier 
spielen die geschäftspolitischen
Grundsätze der KSKMS eine
wichtige Rolle und geben die
Stoßrichtung vor: „In Ergänzung
unserer eigenen Produkte bieten
wir vorrangig die Produkte unse-
rer Verbundpartner an.“ So war
die KSKMS im abgelaufenen Ge-

schäftsjahr „Bayerischer Meister“
beim Nettoabsatz von DEKA-
Produkten.

„Beim Bauspargeschäft haben
sich unsere Erwartungen bezüg-
lich der Volumensziele erfüllt“,
fuhr Kamprath fort. Die Bauspar-
summe erreichte knapp 180 Mio.
Euro. Allerdings nahm die Zahl
der abgeschlossenen Verträge auf
4.601 Stück ab, wobei die durch-
schnittliche Bausparsumme deut-
lich anstieg, und zwar um 6.100
Euro auf 39.000 Euro.

Versicherungen

Nach einem besonders schwa-
chen Jahr 2005 konnte die Absatz-
leistung bei Lebens- und Renten-
versicherungen im Jahr 2006 wie-
der gesteigert werden. Im Be-
richtsjahr 2006 wurden 1.436 Ver-
sicherungen mit einer Beitrags-
summe von 43,5 Mio. Euro abge-
schlossen.

Wie der Vorstand zudem be-
richtete, begann das Jahr 2006
witterungsbedingt sehr schwierig.
Trotzdem konnte mit 175 Immo-
bilien ein Kaufpreisvolumen von
rund 50 Mio. Euro umgesetzt
werden. Kamprath: „Wir sind mit
unseren drei Immobiliencentern
und einem flächendeckenden Ge-
schäftstellennetz ein notwendiger
und kompetenter Ansprechpartner
für Privatverkäufer, Bauherren
und Käufer von Immobilienob-
jekten. Deshalb planen wir im
Laufe des Jahres die Eröffnung ei-
nes weiteren Immobiliencenters
in Lohhof.“

Mit einem Betriebsergebnis vor
Bewertung von 0,98% der Durch-
schnittsbilanzsumme (DBS) bzw.
59,3 Mio. Euro erreichte die Bank
im vergangenen Jahr ihr selbst ge-
stecktes Ziel. Die entspannte Risi-
kolage im Kreditgeschäft hat zur
Folge, dass die Kreissparkasse
München Starnberg im Jahr 2006

mit 0,86% DBS bzw. 52,6 Mio.
Euro eines ihrer besten Ergebnis-
se im wichtigen Betriebsergebnis
nach Bewertung erreichen konnte.
Erwirtschaftet wurde „ein sehr be-
achtliches Jahresergebnis“ von
17,4 Mio. Euro. Damit lag die
KSKMS „noch besser als im ver-
gangenen Jahr“.

Auch die ordentlichen Aufwen-
dungen entwickelten sich erfreu-
lich: Mit 1,89% DBS Verwal-
tungsaufwand konnten gegenüber
2005 weitere Fortschritte auf dem
Weg zu einer effizienteren Ko-
stenstruktur erzielt werden. So-
wohl die Sach- als auch die Perso-
nalkosten wurden reduziert. Kam-
prath: „Betriebsbedingte Kündi-
gungen sind allerdings für uns wie
auch für nahezu alle Sparkassen in
ganz Deutschland kein adäquates
Mittel und Ausdruck kurzfristig
orientierter und kurzsichtiger Ma-
nagementmethoden.“

Bekenntnis zur
Verantwortung

Bei den ordentlichen Erträgen
mussten geringe Einbußen auf
nunmehr 0,60% DBS in Kauf ge-
nommen werden. Der Rückgang
konnte allerdings durch die gerin-
geren Aufwendungen mehr als
kompensiert werden. Zusammen
mit der gesunkenen Zinsspanne
ergibt sich in der Summe aber eine
geringfügig verschlechterte Ko-
sten-Ertrags-Relation oder Cost-
Income-Ratio (CIR) von 66,0%.

Insgesamt wurden 1,14 Mio.
Euro „direkt in Form von Aus-
schüttungen der drei Stiftungen,
von Spenden und Sponsoring an
die Menschen, Institutionen und
Vereine der Region, aus der wir
kommen“, zurückgegeben. „Ein
klares Bekenntnis zu unserer Ver-
antwortung gegenüber den Men-
schen in unserer Region“, wie
Kamprath hervorhob. DK
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2006 ein Rekordjahr für
Volks- und Raiffeisenbanken

Aber: Heftige Kritik aus Bayern an Brüsseler Finanzmarkt-Plänen
2006 war für die bayerischen Genossenschaftsbanken, nicht zu-
letzt auf Grund der guten Konjunktur, „aber auch wegen der
großen eigenen Anstrengungen“, ein Rekordjahr. Bilanzsumme,
Einlagen und Ausleihungen konnten weiter gesteigert werden.
Dennoch, so Stephan Götzl, Präsident des Genossenschaftsver-
bandes Bayern in der Bilanzpressekonferenz, gab das Be-
triebsergebnis um ein Zehntel auf 0,90 Prozent der durch-
schnittlichen Bilanzsumme (DBS) nach. Wegen des harten Wett-
bewerbs in der Branche und der äußerst flachen Zinsstruktur-
kurve sei man dennoch mit diesem Ergebnis zufrieden. Das Re-
kordjahr 2006 gebe Zuversicht für 2007, sagte der GVB-Präsi-
dent, der die Pressekonferenz zu heftiger Kritik an den Finanz-
marktplänen der EU, an der deutschen Finanzaufsicht und dem
nach wie vor nicht festzustellenden Bürokratieabbau nutzte.

Die addierte Bilanzsumme al-
ler 336 Genossenschaftsbanken
wuchs um 2,2 Prozent auf 103,8
Mrd. Euro. Das war das stärkste
Wachstum seit 2001. Die durch-
schnittliche Bilanzsumme er-
reichte 309 (287) Mio. Euro. Die
Kundeneinlagen nahmen um 2,1
Prozent auf 82,6 Mrd. Euro zu,
die Ausleihungen um 1,2 Prozent
auf 60,2 Mrd. Euro. Mit 3577
LfA-Förderkrediten konnten die
Genossenschaftsbanken in die-
sem Bereich ihre Marktführer-
schaft verteidigen.

Harter Wettbewerb

In der Ergebnisrechnung mach-
te sich der harte Wettbewerb im
Kreditgewerbe bemerkbar. Ob-
wohl die Provisionseinnahmen
stiegen und die Verwaltungsauf-
wendungen weiter auf 2,31 (2,35)
Prozent der durchschnittlichen
Bilanzsumme gedrückt werden
konnten, fiel das Betriebsergeb-
nis, wie schon erwähnt, um ein
Zehntel geringer aus. Dies vor al-
lem, weil die Zinsspanne auf 2,42

(2,57) Prozent der durchschnittli-
chen Bilanzsumme absackte.
Dennoch zeigte sich Götzl mit
diesem Ergebnis angesichts der
Konkurrenzlage nicht unzufrie-
den. Sehr zufrieden hingegen war
er mit den Risikoaufwendungen
im Kreditgeschäft, die auf 0,13
(0,15) Prozent der durchschnittli-
chen Bilanzsumme gedrückt wer-
den konnten. Damit wurde die
Benchmark des Verbandes von
0,20 Prozent erneut deutlich über-
troffen. Resonanz gefunden hat
dieser Erfolg im externen Rating,
z.B. bei Standard & Poor`s, das
die bayerischen Kreditgenossen-
schaften von „A positiv“ auf „A+
stabil“ heraufgestuft hat. Götzl:
„Damit liegen wir unter den deut-
schen Banken hinter der Deut-
schen Bank an zweiter Stelle.“ 86
Prozent der bayerischen Volks-
und Raiffeisenbanken zählen
„nach den strengen internen Risi-
koabsicherungsverfahren“ zu den
Topbanken.

Einen Wermutstropfen in der
Erfolgsbilanz nannte Götzl die re-
lativ hohe, weiter gestiegene

Cost-Income-Ratio (Relation von
Aufwändungen zu Erträgen) von
73,3 (71,6) Prozent der durch-
schnittlichen Bilanzsumme. Hier
könnten und müssten die Volks-
und Raiffeisenbank besser wer-
den. Der Handlungsbedarf sei er-
kannt. Handlungsbedarf heiße für
die bayerischen Genossenschafts-
banken aber nicht, den bei Ko-
stendruck üblichen Weg zu gehen
und Entlastung über aktiven Per-
sonalabbau zu suchen. Man habe
vielmehr einen anderen Weg ein-
geschlagen: Zusammen mit ei-
nem renommierten Wirtschafts-
beratungsinstitut analysierten die
Genossenschaftsbanken zurzeit
Geschäftsprozesse, um Effizienz-
reserven in den Strukturen zu he-
ben. Das werde sich schon im
laufenden Geschäftsjahr positiv
in der Kostenstruktur bemerkbar
machen. Götzl: „ Wir sind sicher,
dass wir auch 2007 an die letzt-
jährigen Erfolge anknüpfen kön-
nen. Geschäftslage sowie Ge-
schäfts- und Ertragserwartungen
seien ausgesprochen gut. Das
Kreditgeschäft ziehe weiter an,
weil die Kunden wieder inves-
tierten.

Keine Bankenoligopole

Mit Blick auf die Brüsseler Fi-
nanzmarktpläne beteuerte Götzl,
er werde alles dafür tun, dass in
Deutschland keine von Invest-
mentbanken dominierten Banken-
oligopole entstehen. „Wir werden
uns mit allen Mitteln zur Wehr
setzten, wenn aus industriepoliti-
schen Gründen und mit faden-

scheinigen Argumenten versucht
wird, Märkte dirigistisch neu zu
ordnen. Vor allem dann, wenn da-
mit womöglich die Wünsche je-
ner erfüllt werden, die sich nicht
die Mühe machen, Filialstruktu-
ren selbst aufzubauen, sondern
sie lieber per EU-Dekret zuge-
schlagen bekommen wollen.“

Teilnehmer der Pressekonfe-
renz hatten den Eindruck, dass
Götzl mit diesen Ausführungen
gleichermaßen auf die auch in
Deutschland stark engagierte 
niederländische Direktbank Ing-
Diba und die niederländische
Wettbewerbskommissarin Neelie
Kroes anspielte. Der Kommissa-
rin seien dezentrale Bankengrup-
pen offenbar ein Dorn im Auge,
weil diese ihrer Meinung nach
den Wettbewerb beschränkten.
Im Visier habe sie vor allem 
die Genossenschaftsbanken und
Sparkassen in Deutschland. Götzl
warf Frau Kroes vor, vom deut-
schen Bankensystem nicht allzu
viel zu verstehen - und  auch gar
nicht verstehen zu wollen. 

Offen wie ein Scheunentor

In Wirklichkeit sei der deutsche
Bankenmarkt offen wie ein
Scheunentor. Dies zeigten zum
Beispiel die Kundenzuwächse
der Direktbanken. Allein in Bay-
ern müssten sich die 336 (2005:
354) Genossenschaftsbanken mit
ihren 3275 (3346) Bankstellen
gegen mehr als 150 Konkurren-
ten behaupten. Kreditgenossen-
schaften und Sparkassen seien oft
die einzigen Banken vor Ort. Nur
regionale Banken sicherten die
Versorgung mit Bankdienstlei-
stungen in der Fläche. Die bayeri-
schen Volks- und Raiffeisenban-
ken, die im Freistaat über das
dichteste Filialnetz verfügten, un-
terhielten in Bayern mehr Ge-
schäftstellen als HypoVereins-
bank und Commerzbank bundes-
weit zusammen. Die Genossen-
schaftsbanken seien im Bayern so
nah beim Kunden wie keine an-
dere Bank. In England, wo es nur
noch wenige große Banken gebe,
hätten viele Bürger kaum noch
Zugang zu Finanzdienstleistun-
gen. Dort müsse man schon von
einem Marktversagen sprechen.

Gewachsener Kern

Zusammen mit Kirche, Rat-
und Wirtshaus gehörten die Ge-
nossenschaftsbanken zum ge-
wachsenen Kern einer bayeri-
schen Gemeinde. Sie trügen ganz
wesentliche zur Entwicklung der
ländlichen Räume durch ihre Fo-
kussierung auf den Mittestand
und Privatkunden bei. Deutsch-
lands Bankenbereich mit seiner
Drei-Säulen-Struktur aus priva-
ten Geschäftsbanken, öffentlich-
rechtlichen Banken und Genos-
senschaftsbanken sei ein Erfolgs-
modell, das sich durch Stabilität
auszeichne und Vertrauen er-
wecke. Dass Genossenschafts-
banken stabiler seien als Ge-
schäftsbanken, weise eine Analy-
se des Internationalen Währungs-
fonds vom Januar 2007 eindeutig
aus. Denn sie seien geringeren
Renditeschwankungen ausgesetzt,
weil sie nicht allein auf unterneh-
merisches Gewinnstreben ausge-
richtet seien, sondern auch die
Bedürfnisse ihrer Mitglieder
berücksichtigten.

Als Missgriff bezeichnete
Götzl die neue (in Deutschland
anstehende, aber noch nicht ver-
abschiedete) europäische Finanz-
marktrichtlinie (MiFID), die den
Wertpapiermarkt harmonisieren
und die Rechte der Verbraucher
stärken soll. Sie bringe aber für
Kunden und Banken erhebliche
zusätzliche bürokratische Aufla-
gen wie Informations- und Doku-
mentationspflichten mit sich.
Kunden sollten nach ihren finan-
ziellen und intellektuellen Vor-
aussetzungen für den Abschluss
von Wertpapiergeschäften kate-
gorisiert werden, so dass nicht
mehr der Kunde selbst, sondern
die Kategorie, in die er einsortiert
werde, die Freiheitsgrade seines

Wollens bestimme. Dies alles
aber solle nur für Filialbanken,
nicht aber für Direktbanken gel-
ten. Hier drohten, so der GVB-
Präsident, ein Bürokratiemoloch
und gravierende Wettbewerbsver-
zerrungen.

Von dem seit Jahren angekün-
digten Bürokratieabbau sei oh-
nehin nichts zu spüren, wie eine
Umfrage bei den bayerischen
Genossenschaftsbanken ergeben
habe. Am dringendsten sei der
Abbau bei den Auflagen der Fi-
nanzaufsicht, im Steuerrecht, bei
den EU-Anforderungen und bei
den Statistikpflichten. Besonders
aus dem Ruder gelaufen sei das
Beauftragtenwesen. Derzeit müs-
se eine Bank etwa 20 Beauftragte
haben. Die Bürokratie koste die
bayerischen Genossenschafts-
banken im Jahr nach Untersu-
chungen des IW-Instituts in Köln
jährlich etwa 164 Mio. Euro.
Deutschlandweit auf alle Banken
hochgerechnet addierten sich die
Kosten auf sage und schreibe 3,1
Mrd. Euro. Götzl: „Das nenne
ich bürokratisch organisierten
Bankraub.“

Defizite und Ärgernisse

Effizienz und Transparenz ver-
misst der Genossenschaftsver-
band seit Jahren bei der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin). Die Tatsache,
dass dem Präsidenten nahezu al-
le Macht gegeben sei, sei nur
schwer mit der freiheitlichen
Grundordnung sowie den Grund-
sätzen ministerieller Verantwor-
tung und parlamentarischer Kon-
trolle vereinbar. Deshalb brauche
die BaFin einen Vorstand, ein
Kollegialgremium mit klaren
Ressortzuständigkeiten. Außer-
dem müsse die Bankenaufsicht
mit der Bundesbank verzahnt
werden, um Doppelarbeit zu ver-
meiden. Auch sei endlich exakt
zu definieren, welche BaFin-Lei-
stungen durch die Banken und
welche durch die BaFin selbst zu
bezahlen seien. Die Banken soll-
ten nicht länger die Kosten für
hoheitliche Aufgaben des Staates
übernehmen müssen.

Ein besonderes Ärgernis sind
für Götzl die Brüsseler Bestre-
bungen, die internationale Bi-
lanzierungsregelungen IAS/IFRS
auch für mittelständische Un-
ternehmen einzuführen. Mittel-
ständler könnten auch weiterhin
nach dem Handelsgesetzbuch
(HGB) ordentlich bilanzieren. 
Im bestimmenden IAS-Board,
das von internationalen Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften
und Finanzkonzern dominiert
werde, sei der deutsche Mittel-
stand, der zu 90 Prozent die deut-
sche Volkswirtschaft trage, über-
haupt nicht vertreten. Er werde
von dem Kartell der internationa-
len Finanzunternehmen, „das
sich seine eigenen Gesetze
macht“, noch nicht einmal an-
gehört. Götzl: „Das ist nicht hin-
nehmbar, und deshalb werden
wird unsere bayerische Stimme
weiter erheben.“

Erhöhte 
Vertriebsanstrengungen

Geschäftspolitisch wollen Bay-
erns Volks- und Raiffeisenbanken
in diesem Jahr ihre Vertriebsan-
strengungen erhöhen. Vor allem
in den Bereichen Girokonten,
kurzfristige Geldanlage und Bau-
finanzierung sehen die Kreditge-
nossenschaften einen wachsen-
den Konkurrenzdruck. Im Privat-
kundengeschäft, neben dem Ge-
schäft mit der mittelständischen
Wirtschaft die zweite Geschäfts-
säule, soll der Blick auf alle Al-
tersgruppen gerichtet werden. Ei-
nen hohen Stellenwert werde da-
bei das Bildungssparen haben.
Deshalb trete der Genossen-
schaftsbereich intensiv dafür ein,
die angesparte Summe im Falle
des Falles vom Hartz-IV-Zugriff
auszunehmen und Bildungsspa-
ren staatlich zu fördern, ver-
gleichbar dem Bausparen. Götzl:
„ Wer selbst beginnt, Geld für sei-
ne Bildung zur Seite zu legen,
sollte dafür nicht bestraft wer-
den.“ Besonders interessant ist
auch die Gruppe der über 60-
jährigen, das sogenannte neue
Mittelalter. Denn keine Alters-
gruppe sei wohlhabender. dhg.

Jubiläum bei der LBS-Bayern:

65 Milliarden für die
eigenen vier Wände

200. Zuteilungshandlung nach dem zweiten Weltkrieg 
Die LBS Bayerische Landesbausparkasse hat seit der Wäh-
rungsreform 1948 fast 4,7 Millionen Bausparverträge mit ei-
ner Gesamtsumme von rund 65 Milliarden Euro zugeteilt. Mit
dem Geld haben die LBS-Bausparer den Erwerb und den Er-
halt von Wohneigentum in Bayern finanziert. Mehr als 1,5 Mil-
lionen Wohnungen, hauptsächlich in Ein- und Zweifamilien-
häusern, haben in den vergangenen 60 Jahren davon profitiert.
Diese gewaltige Aufbauleistung betonte Dr. Franz Wirnhier,
Sprecher der Geschäftsleitung der LBS Bayern, anlässlich der
200. Zuteilungshandlung der Bausparkasse in ihrer Münchner
Zentrale. 

Mit der so genannten Zutei-
lung bekommt der Bausparer
nach einer bestimmten Anspar-
zeit und der Erfüllung weiterer
Voraussetzungen die gesamte
Summe seines Vertrages zur Fi-
nanzierung seines Vorhabens
zur Verfügung gestellt. Bei der
LBS Bayern passiert dies seit
zwei Jahren zwölf Mal im Jahr,
so dass die Bausparer unverzüg-
lich zu ihrem Geld kommen.
Überwacht werden die Zutei-
lungen vier Mal pro Jahr im
Rahmen der Zuteilungshand-
lung von einem dafür gesetzlich
vorgesehenen Vertrauensmann
des Bundesaufsichtsamtes für
das Kreditwesen. 

Vertrauensmann Oswald

Für die LBS Bayern ist dies
seit fünf Jahren der ehemalige
Bundesbauminister Eduard Os-
wald. Er bestätigte mit seiner
Unterschrift unter die Jubilä-
ums-Urkunde der 200. Zutei-
lungshandlung, dass auch dies-
mal wieder die Bestimmungen
laut Gesetz eingehalten und alle

Bausparer gleich behandelt
wurden.

Steigender Marktanteil
nach Bausparsumme

Waren es im ersten Ge-
schäftsjahr der Bausparkasse
1930 noch genau 889 neu ab-
geschlossene Bausparverträge
über die Summe von 3,6 Millio-
nen Reichsmark, so betreuen
die LBS- und Sparkassenberater
in Bayern heute 1,5 Millionen
LBS-Bausparer mit mehr als
zwei Millionen Verträgen über
die Summe von knapp 49 Milli-
arden Euro. Damit besitzt je-
der achte Bayer mindestens ei-
nen LBS-Bausparvertrag. Ge-
nau 242.772 Mal unterschrie-
ben Menschen im Freistaat im
vergangenen Jahr einen Bau-
sparvertrag beim Marktführer.
Aufgrund der Vertriebskraft der
bayerischen Sparkassen und des
eigenen Außendienstes konnte
die LBS Bayern ihren Marktan-
teil nach Bausparsumme erneut
um 1,3 Prozentpunkte auf 38,4
Prozent steigen.
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PORTFOLIO FRISCHE BörsenLUFT SCHNUPpERn – und erfüllen haus-

haltsrecht! 100% sind ENDE JEDEN JAHRES immer 100%. MINDESTENS!

‡ ideen nach vorn ‡

/ Holen Sie sich jetzt Ihr

individuelles Angebot! /

/ / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / / www.commerzbank.de/oeffentlicher-sektor / / / / / /

Planspiel Börse der bayerischen Sparkassen:

Die Sieger kommen aus Pegnitz 
Fotofinish beim größten Schüler-Börsenspiel Europas

Die jüngste „Planspiel Börse“ - Runde verlief in Bayern span-
nend wie selten. Nach jeder Abrechnung wurden die Spitzen-
teams durcheinander gemischt. Sicher konnten sich die Sieger
daher erst ganz zum Schluss sein. Mit einem Depotwert von
62.087,15 Euro setzte sich das Team „Bänderriss“ vom Gym-
nasium Pegnitz in Bayern gegen 9.459 Konkurrenten durch. In
ganz Deutschland wurden bis zum Spielende 39.774 Teams ge-
wertet. Bis zum Ende lieferten sich die Gymnasiasten, die von
der Sparkasse Bayreuth betreut wurden, ein „Kopf an Kopf“-
Rennen mit der zweitplatzierten Gruppe „Trendy“, betreut
von der Sparkasse Nürnberg, die sich mit einer Differenz von
nur 442,55 Euro geschlagen geben mussten. 

Die Teams profitierten in die-
sem Herbst vom steigenden
DAX. So auch „Bänderriss“
vom Gymnasium Pegnitz. Den
zweiten Platz erarbeitete sich
das Team „Trendy“ vom Paul-
Pfinzing-Gymnasium Hersbruck
mit einem Zuwachs von 23,3
Prozent und einem Depotwert
von 61.644,60 Euro. „Trendy“
hatte sich schon den Titel des
Herbstmeisters anlässlich des
Münchner Börsentages am 11.
November 2006 sichern kön-
nen. Seit Spielmitte waren vor
allem die Aktien von Acerinox
mit einem Zuwachs von 45,4
Prozent, gefolgt von Air France
KLM mit 29,1 Prozent, Garan-
ten für eine gute Depotentwick-
lung. 

Platz 3 auf Bundesebene

Auf Bundesebene belegte die
Spielgruppe „Bänderriss“ den
dritten Platz, die Spielgrup-
pe „Trendy“ Platz vier. Die
sechs besten Spielgruppen aus
Deutschland wurden am 16.
März 2007 zur Bundessiegereh-
rung nach Berlin eingeladen

und verbrachten dort gemein-
sam ein Wochenende. 

Die zehn landesbesten Schü-
lerteams aus Bayern wurden in
der Börse München für Ihre Er-
folge geehrt. Die Siegerehrung
des 24. Planspiel Börse war je-
doch nicht nur der feierliche
Abschluss des 24. Planspiels

Börse, sie bildete auch den
Startschuss in das Jubiläums-
jahr 2007. 

Version für Studenten

Der Sparkassenverband Bayern
nimmt dieses Jubiläum auch zum
Anlass, um das Planspiel Börse
zusätzlich in einer Version für Stu-
denten anzubieten. Das Planspiel
Börse wird in einer für Studenten
veränderten Fassung zunächst in
einer Pilotphase an ausgewählten
Hochschulstandorten in Bayern
angeboten. Die Sparkassenfinanz-
gruppe verstärkt damit ihren seit
Jahren gepflegten wirtschaftspä-
dagogischen Ansatz. Weitere In-
fos gibt es auch im Internet unter
www.planspiel-boerse.de.

V. l.: Dr. Robert Ertl, Marketingleiter Börse München; Rudolf Faltermeier, Vizepräsident Sparkas-
senverband Bayern; Direktor Siegmund Schiminski, Vorsitzender des Vorstandes Sparkasse Bay-
reuth; Wolfgang Schreiber, betreuender Lehrer Gymnasium Pegnitz; Oberstudiendirektor Rainer
Roth, Schulleiter Gymnasium Pegnitz; Kunigunde Haas, Spielbetreuerin Planspiel Börse der Spar-
kasse Bayreuth; Ministerialdirigent Herrmann Lück, Bayerisches Wirtschaftsministerium.

Sparkassen erhalten
von DBRS

A (high) Rating

Die kanadische Rating-
agentur Dominion Bond Ra-
ting Service (DBRS) hat der
Sparkassen-Finanzgruppe
ein Floor-Rating von A
(high) für langfristige Ver-
bindlichkeiten bzw. von R-1
(middle) für kurzfristige Ver-
bindlichkeiten erteilt. Damit
bewertet DBRS die Kredit-
würdigkeit aller Sparkassen,
Landesbanken und Landes-
bausparkassen mindestens
mit A (high). Das Floor-Ra-
ting ist dabei unmittelbar ka-
pitalmarktfähig. 

„Das Floor-Rating von A
(high) spiegelt die wirtschaft-
liche Stärke des Verbundes
der Sparkassen-Finanzgrup-
pe zutreffend wider, zumal
auf Einzelinstitutsebene ja
noch Potenzial nach oben
verbleibt“, so Heinrich Haa-
sis, Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverban-
des (DSGV), in Berlin. 

Erfolgreiches Modell

Ausschlaggebend für das
sehr gute Ergebnis sind laut
DBRS vor allem der starke
Zusammenhalt unter den
Sparkassen, die fortschrei-
tende Zusammenarbeit in-
nerhalb der Gruppe, der ver-
lässliche Haftungsverbund
der Sparkassen-Finanzgrup-
pe, das erfolgreiche Ge-
schäftsmodell der Gruppe
und ihre hohen Marktanteile,
die aktuelle Verkaufsoffensi-
ve 1 VORAUS sowie das
ausgewogene Risikoprofil.
Das von DBRS vergebene
Floor-Rating von A(high) ist
auf der Ratingnotenskala der
kanadischen Agentur das
Pendant zu Moody’s A1. Da-
mit erteilen zwei anerkannte
Ratingagenturen unabhängig
voneinander der Sparkassen-
Finanzgruppe eine sehr hohe
Ratinguntergrenze.
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Hürden gemeinsam
meistern.

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Machen Sie Ihr Finanzmanagement zum Chancenmanagement:
Die erfahrenen Spezialisten der Deutschen Bank bieten moderne
Finanzinstrumente an, die zielgenau und praxisorientiert auf
Kommunen, kommunale Betriebe und Unternehmen zugeschnitten
sind. Ihre Chancen: Zinsaufwand senken, Verpflichtungen schneller
abbauen und neue Spielräume für Investitionen schaffen.

Mehr dazu erfahren Sie im Internet
oder direkt von Ihrem Ansprechpartner:
Hans-Jürgen Gerlach, Tel.: 0 89-23 90 22 09
E-Mail: hans-juergen-ge.gerlach@db.com

www.deutsche-bank.de/oeffentlicher-sektor

Besuchen Sie unsere Veranstaltung

Kommunales Schuldenmanagement
am 16. April 2007, 10:30 – 16:30 Uhr
in der Deutschen Bank,
Promenadeplatz 15, 80333 München.

Anmeldung und weitere Informationen bei
Hans-Jürgen Gerlach – Kontaktdaten siehe unten.

Finanzschwache 
Gemeinden nicht vergessen!
Erfreut zeigte sich der Präsident des Bayerischen Gemeinde-
tags, Dr. Uwe Brandl, über die  Ergebnisse der Steuereinnah-
men 2006 laut kommunaler Kassenstatistik. Mit insgesamt
11,2 Milliarden Euro wurde ein neuer Höchststand erreicht.
Etwa die Hälfte davon dieser Einnahmen stammt allein aus
der Gewerbesteuer, die mit Brutto 6.244,4 Millionen Euro
bzw. nach Abzug der Gewerbesteuerumlage mit Netto 5.060,7
Millionen Euro eine sehr positive Entwicklung genommen hat.

Auch der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer verzeich-
net eine positive Entwicklung und liegt mit nunmehr 4.146,9
Millionen Euro fast wieder auf dem Niveau des Jahres 2000.
Sogar der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer mit nunmehr
448,9 Millionen Euro weist gegenüber dem Vorjahr eine Steige-
rung um 4,2 Prozent aus; das ist ein deutliches Zeichen für die
verbesserte konjunkturelle Lage. Das Grundsteueraufkommen
hingegen ist relativ stabil geblieben.

Insgesamt verzeichnen die kommunalen Steuereinnahmen ei-
nen Zuwachs von 11,8 Prozent. „Jedoch darf nicht übersehen
werden, dass die stetig steigenden Sozialleistungen diese Ein-
nahmen größtenteils kompensieren. Zudem wird der Kuchen
ungleich verteilt. Mehr als 50 Prozent des Geldes geht an die 25
Großstädte in Bayern. Die 2.031 kleineren bis mittelgroßen
Städte, Märkte und Gemeinden müssen sich mit weniger als der
Hälfte des Aufkommens begnügen. Wir brauchen mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit. Wir dürfen die finanzschwachen Städte und
Gemeinden nicht vergessen.“

Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern des Finanz- und Innenmi-
nisteriums sowie der kommunalen Spitzenverbände ist seit ge-
raumer Zeit damit beschäftigt, Anpassungen am System des
kommunalen Finanzausgleichs in Bayern zu entwickeln. Im
Sommer soll ein Gutachten Vorschläge verbreiten, wie mehr
Verteilungsgerechtigkeit geschaffen werden kann.

Finanzdaten für 2006 und 2007:

Lichtblicke am
Horizont

Jahresprognose der kommunalen Spitzenverbände
Die Finanzlage vieler Städte hat sich im Jahr 2006 verbessert,
vor allem durch einen starken Zuwachs der Gewerbesteuer-
einnahmen. Für das Jahr 2007 rechnen die Kommunen mit ei-
nem geringen Zuwachs der Steuereinnahmen und einem etwas
stärkeren Plus bei den Investitionen. Dies geht aus der vom
Deutschen Städtetag veröffentlichten aktuellen Jahresprogno-
se der kommunalen Spitzenverbände zur Finanzlage der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise hervor.

Der Präsident des Deutschen
Städtetages, Münchens Ober-
bürgermeister Christian Ude,
kommentierte die Finanzlage
wie folgt: „Unsere Einnahmen
haben sich 2006 so gut ent-
wickelt wie lange nicht mehr.
Das ist ein erfreulicher Licht-
blick und stärkt die kommunale
Finanzkraft. Die tief sitzenden
strukturellen Finanzprobleme
vieler Städte lösen sich aller-
dings dadurch nicht in Luft auf.
Den Städten geht es genauso
wie Bund und Ländern, die
2006 ebenfalls ein starkes Plus
bei den Steuereinnahmen ver-
zeichnen konnten, aber längst
noch nicht finanziell saniert
sind. Außerdem fallen die Zu-
wächse der kommunalen Ein-
nahmen örtlich sehr unter-
schiedlich aus.“

Ude nannte folgende zentrale
Fakten zum kommunalen Ge-
samthaushalt in den Jahren
2006 und 2007:
1. Die Einnahmen der Städte
und Gemeinden aus der Gewer-
besteuer (einschließlich Stadt-
staaten) stiegen 2006 um gut 5
Milliarden auf einen Höchst-
stand von 31 Milliarden Euro.
Das Gesamtaufkommen der

Gewerbesteuer einschließlich
der Bund und Länder zustehen-
den Gewerbesteuerumlage be-
trug 38 Milliarden Euro. Der
Zuwachs der kommunalen Ge-
werbesteuer fiel ebenso wie bei
der Körperschaftssteuer von
Bund und Ländern erheblich
stärker aus als von allen Exper-
ten erwartet. Für 2007 wird ein
leichter Rückgang des Gewer-
besteueraufkommens um 2,6
Prozent erwartet. 
2. Erstmals seit dem Jahr 2000
verzeichneten die Kommunen
im Jahr 2006 kein Jahresdefizit
zwischen Einnahmen und Aus-
gaben. Der Finanzierungssaldo
ist positiv, die Einnahmen der
Gesamtheit der Kommunen la-
gen um 1,75 Milliarden Euro
über den Ausgaben. 1 Milliar-
de Euro davon sind jedoch auf
die Einnahmen der Stadt Dres-
den aus dem Wohnungsver-
kauf zurückzuführen. Für 2007
wird mit einem positiven Sal-
do von 1,3 Milliarden Euro ge-
rechnet.
3. Trotzdem mussten die Kas-
senkredite der Kommunen 2006
bis Ende September um weitere
3,9 Milliarden auf 27,6 Milliar-
den Euro aufgestockt werden.

Denn der positive Abschluss
des kommunalen Gesamthaus-
halts setzt sich zusammen 
aus Haushaltsüberschüssen und
Haushaltsdefiziten in unter-
schiedlichen Kommunen. Dabei
sind die Städte mit Defiziten
weiter auf Kassenkredite ange-
wiesen. Seit Anfang 2000 hat
sich die Summe der Kassenkre-
dite mehr als vervierfacht, da-
mals beliefen sie sich auf nur

rund 6 Milliarden Euro. Ursa-
che für den Anstieg sind nach
wie vor hohe Defizite in den
Verwaltungshaushalten vieler
Städte. Sie summierten sich al-
lein in den unmittelbaren Mit-
gliedsstädten des Deutschen
Städtetages 2005 auf über 10,8
Milliarden Euro, Rechnungser-
gebnisse für 2006 liegen noch
nicht vor. 
4. Die Talfahrt der Investitionen
in den Kommunalhaushalten
wurde 2006 gestoppt. Nach ei-
nem leichten Plus von 1,3 Pro-
zent im vergangenen Jahr wird
2007 ein Anstieg um 3,7 Pro-
zent auf 19,6 Milliarden Euro
erwartet. Zum Vergleich: 1992
hatten die kommunalen Investi-
tionen noch bei über 33 Milliar-
den Euro gelegen. DK

Forderung des Bayerischen Städtetags:

Sonderprogramm
für Krippenausbau!
Der Bayerische Städtetag begrüßt es, dass Bundesfamilienmini-
sterin von der Leyen für jedes dritte Kind unter drei Jahren ei-
nen Krippenplatz zur Verfügung stellen will. Der Vorsitzende,
der Regensburger Oberbürgermeister Hans Schaidinger, er-
klärte dazu: „Bereits bei unserer Jahrestagung 2005 zum The-
ma ́ Städte ohne Kinder?´ haben wir festgestellt, dass nach einer
Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 90 Pro-
zent der Mütter von Kleinkindern als Grund für ihre Nichter-
werbstätigkeit angeben, keine ausreichenden Betreuungsmög-
lichkeiten zu finden. Damit besteht akuter Handlungsbedarf, die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern. Der Ausbau
von Krippen ist dazu ein notwendiger Beitrag.“

Derzeit gibt es in Bayern für
knapp 10 Prozent der Kinder un-
ter drei Jahren einen Betreuungs-
platz. Um die von der Ministerin
vorgeschlagenen 35 Prozent zu
erreichen, wären zusätzlich ca.
80.000 neue Krippenplätze für
Bayern erforderlich. 

Wie diese Kosten bezahlt wer-
den sollen, sei ungewiss. Gehe
man von Investitionskosten pro
Krippenplatz von 37.000 Euro
aus (Schätzung des Bundes), so
betragen die Investitionskosten
allein für die 80.000 zusätzlichen
Krippenplätze in Bayern rund 3
Milliarden Euro. Die von Frau
von der Leyen genannten 3 Milli-
arden insgesamt reichten also ge-
rade mal für den Krippenausbau
in Bayern. 

Auch die jährlichen Betriebs-
kosten sind Schaidinger zufolge
nicht finanziert. Nach Schätzung
des Bundes betragen die Betriebs-
kosten eines Ganztagskrippen-
platzes pro Jahr rund 12.000 Euro.
Das bedeutet, dass die zusätzli-
chen 80.000 neuen Krippenplätze
in Bayern jährlich zusätzlich rund
eine Milliarde Euro kosten. 

Nach dem bisherigen Vertei-
lungsschlüssel zahlen der Frei-

staat, die Kommunen und die El-
tern die Krippenkosten im Ver-
hältnis von 40:40:20. Das bedeu-
tet, dass für die 80.000 neuen
Krippenplätze der Freistaat Bay-
ern sowie die bayerischen Kom-
munen jeweils jährlich 400 Mil-
lionen Euro zusätzlich aufzubrin-
gen hätten. Zum Vergleich: Im
Staatshaushalt sind laut Schaidin-
ger nicht 400 Millionen Euro zu-
sätzlich, sondern gerade mal 43
Millionen Euro insgesamt vorge-
sehen. Und auch wenn man den
Kommunen nach dem Taschen-
spielertrick des Bundes vorrech-
net, sie sollten doch die 100 Mil-
lionen Euro Entlastung durch die
Hartz IV-Reform für die Kinder-
krippen einsetzen, blieben immer
noch 300 Millionen Euro jährli-
che Finanzierungslücke. 

Schaidinger: „Der Ausbau der
Krippenplätze ist richtig und not-
wendig. Wenn der Bund solche
Ziele formuliert, muss er aber
auch ein entsprechendes Sonderfi-
nanzierungsprogramm aufstellen,
wie beispielsweise beim IZBB für
die Ganztagsschulen. Ohne einen
Finanzierungsvorschlag bleiben
solche Ankündigungen ungedeck-
te Luftbuchungen.“

Mittelstands-Union München:

Mindestlöhne sind unsozial!
Im Zusammenhang mit der Verabschiedung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie im Europaparlament wird von der Bundesregie-
rung derzeit die Einführung von tariflichen oder gesetzlichen
Mindestlöhnen geprüft. „Wenn sozial ist, was Arbeitsplätze
schafft, dann sind Mindestlöhne unsozial. Sie zerstören Arbeits-
plätze statt neue zu schaffen. Denn von Unternehmen, die ihre ei-
gene Existenz nicht gefährden wollen, können nur Arbeitsplätze
angeboten werden, die sich auch rechnen und ihre Löhne zumin-
dest erwirtschaften“, meint dazu Thomas Schmatz, Bezirksvor-
sitzender der Mittelstands-Union München.

Durch das Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz sind Mindestlöhne
bereits für das Baugewerbe fest-
geschrieben. Für das Gebäuderei-
nigerhandwerk soll ein entspre-
chendes Gesetz im März 2007
verabschiedet werden. In der po-
litischen Diskussion ist, das Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz auch
auf die Zeitarbeitsbranche auszu-
weiten. Nach den Vorstellungen
der SPD soll ein branchenspezifi-
scher Mindestlohn u.a. auch im
Bereich der Gastronomie, des Fri-
seurhandwerks und des Einzel-
handels eingeführt werden.

Ausgrenzung 
der Schwächsten

„Löhne, die auf dem Markt
nicht erwirtschaftet werden kön-
nen, dürfen nicht vom Staat 
erzwungen werden. Versucht 
der Staat es dennoch, drohen 
Arbeitsplatzabbau, Verlagerung 
ins Ausland und zunehmende
Schwarzarbeit. Dies gilt für ge-
setzliche wie für branchenspezi-
fische Mindestlöhne gleicher-
maßen“, erklärt Thomas Schmatz.
Dabei wendet sich die Mittel-
stands-Union München gleicher-
maßen entschieden gegen Dum-
pinglöhne: „Dumpinglöhne sind
schon nach geltendem Recht sit-
tenwidrig und Lohnwucher ist
strafbar. Dabei soll es auch blei-
ben“, so Schmatz. 

Nach Auffassung der Mittel-
stands-Union grenzt aber ein Min-
destlohn vor allem die Schwächs-
ten aus. „Arbeitnehmer mit man-

gelnder Ausbildung oder Behin-
derungen werden durch den Min-
destlohn vom Arbeitsmarkt ver-
drängt und sind somit auch hier in
München zur Arbeitslosigkeit ver-
dammt“, so Thomas Schmatz. Be-
sonders betroffen wären nach An-
sicht der Mittelstands-Union Mün-
chen jugendliche Berufsanfänger
und Frauen mit Hinzuverdiensten,
die überproportional im Niedrig-
lohnbereich arbeiten. „Ein niedri-
ger Lohn ist nicht mit Armut
gleichzusetzen. Bei gering ent-
lohnter Beschäftigung handelt es
sich... in der Regel um Hinzuver-
dienste“, so Schmatz.

Solidargemeinschaft

Tatsächlich gibt es in Deutsch-
land längst ein garantiertes Min-
desteinkommen: Reicht das eige-
ne Einkommen für die Existenz-
sicherung nicht aus, hilft die So-
lidargemeinschaft der Bürger
durch soziale Transfers. „Der
Staat darf diese Verantwortung
nicht auf die Unternehmer ab-
wälzen“, findet Schmatz. Denn
ein Mindestlohn schütze auch
nicht vor ausländischer Konkur-
renz. Der verschärfte Wett-
bewerb im geringqualifizierten
Bereich entstehe in erster Linie
durch selbständige Tätigkeit,
nicht durch Lohnarbeit. Der
Mindestlohn biete sogar im Ge-
genteil besserqualifizierten Aus-
ländern einen Anreiz, auf Stellen
in Deutschland zu wechseln. Da-
durch werden zusätzlich Gering-
qualifizierte verdrängt.

Stoiber auf der IHM:

Plädoyer für
weitere Reformen

Ministerpräsident Edmund
Stoiber hat im Rahmen der IHM
in München dazu aufgefordert,
den Aufschwung konsequent
für weitere Reformen zugunsten
von Handwerk und Mittelstand
zu nutzen. Stoiber: „Mit der
unionsgeführten Bundesregie-
rung dominieren in Deutschland
wieder Optimismus und Auf-
bruchstimmung gerade im Mit-
telstand. Die wirtschaftspoliti-
sche Trendwende ist seit einem
Jahr zugunsten von Wirtschaft
und Arbeitsplätzen geschafft.
Jetzt müssen wir den konjunk-
turellen Rückenwind für weite-
re Verbesserungen im Mittel-
stand und Handwerk nutzen.“

Unternehmensteuerreform

Als vordringliche Maßnahmen
nannte Stoiber die Umsetzung
der Unternehmensteuerreform
mit einer deutlichen Entlastung
vor allem auch für die mittelstän-
dischen Betriebe und die Erleich-
terung von Unternehmensnach-
folgen bei der Erbschaftsteuer.
Bayern wird nach den Worten
Stoibers alles dafür tun, dass die
Erbschaftsteuerreform mit der Er-
leichterung der Unternehmens-
nachfolge im Interesse von Hand-
werk und Mittelstand, wie verein-
bart, in diesem Jahr kommt. Stoi-
ber: „Wir wollen die Verbesse-
rungen für unsere Handwerksbe-
triebe und mittelständischen Un-
ternehmen so umsetzen, damit sie
rückwirkend zum 1. Januar 2007
in Kraft treten.“
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Partner vor Ort

Keine Bank ist näher!

in mehr als 3.300 Geschäftsstellen mit 16.000 Beratern
für über 7 Mio. Mitglieder und Kunden in Bayern
Persönliches Engagement,
das Sie in den Mittelpunkt stellt

Volksbanken
Raiffeisenbanken

Rettungsanker für Kommunen
Tagung in Beilngries rückte Genossenschaften in den Fokus

der kommunalen Praxis
Im Rahmen des 2. KommFor.Schwerpunkts „Gemeinsam.
Gleichberechtigt. Gewinnbringend. Genossenschaft“ fand in der
Akademie Bayerischer Genossenschaften in Beilngries die Ta-
gung „Die Genossenschaft als Betriebsform für public citizen
partnership und interkommunale Zusammenarbeit“ statt, zu
der KommFor.de Forum für Kommunikation in Zusammenar-
beit mit dem Genossenschaftsverband Bayern eingeladen hatte.

Dass sich hinter dem Schlag-
wort „Public Citizen Partner-
ship“ nicht nur eine leere Wort-
hülse, sondern ein gangbarer
Weg aus der kommunalen Fi-
nanzkrise verbirgt, wurde insbe-
sondere anhand von Praxisbei-
spielen deutlich. Die Teilnehmer,
darunter Bürgermeister und
Kämmerer aus ganz unterschied-
lich strukturierten Kommunen,
waren sichtlich mit den Proble-
men vertraut, die im Rahmen des
Seminars zur Sprache kamen.
Mut machen konnte den kom-
munalen Finanzjongleuren ins-
besondere Frank Priebe, Vor-
standsvorsitzender der Hallen-
bad Nörten-Hardenberg eG - die
Umstrukturierung vom kommu-
nalen Betrieb zur Genossen-
schaft hatte die Einrichtung vor
der Schliessung bewahrt.

Einführung

In die Materie führte Prof. Dr.
Wolfgang Harbrecht vom For-
schungsinstitut für Genossen-
schaftswesen an der Universi-
tät Erlangen-Nürnberg ein: „Die
Genossenschaft als Unterneh-
mensform zur Privatisierung 
öffentlicher Aufgaben - Mög-
lichkeiten und Grenzen“ lautete
der Titel seines Vortrags, an den
sich ein Vergleich verschiedener
Unternehmensformen anschloss.
Dr. Andrea Althanns vom Ge-
nossenschaftsverband Bayern

setzte die Genossenschaft in Re-
lation zu Verein und GmbH und
ging dabei auch auf die durch die
Genossenschaftsnovelle in Kraft
getretenen Änderungen ein. Als
Beispiele für den öffentlichen
Bereich nannte sie unter ande-
rem Elektrizitätsgenossenschaf-
ten, Stadtmarketing sowie Hal-
lenbäder, Heimatmuseen und
Dorfläden. Die steuerlichen Be-
sonderheiten der Genossenschaft
stellte Uwe Pietzonka vom Ge-
nossenschaftsverband Bayern
heraus.

Geschwächte Kassen

Was die Genossenschaft je-
doch für Kommunen im Kern so
attraktiv macht, wenn Zuschuss-
betriebe die geschwächten Kas-
sen auszubluten drohen, machte
Frank Priebe, 1. Bürgermeister
der Gemeinde Nörten-Harden-
berg in Niedersachsen, deutlich.
Im Mai 2004 musste dort das
Hallenbad geschlossen werden,
da die Kommune nicht mehr in
der Lage war, das Defizit von
jährlich 250.000 Euro zu stem-
men. „Wir sind mit einem För-
derverein hausieren gegangen
und haben um die Mitgliedschaft
in einer Genossenschaft gewor-
ben“, so Priebe, der sich persön-
lich für den Erhalt der Einrich-
tung stark gemacht hatte. Was er
damit bewirkte, war vor allem
breites bürgerschaftliches Enga-

gement. Bei einer Informations-
veranstaltung hätten ihn die ört-
lichen Unternehmer belächelt,
danach, beim dritten Bier, sah al-
les anders aus: „Da habe ich sie
bei ihrer Ehre gepackt.“ So über-
nahm die gegründete Genossen-
schaft den Betrieb des Hallen-
bads, das im Jahr 2005 nach ei-
ner Generalsanierung wieder
eröffnet werden konnte. Nicht
nur die tarifrechtlichen Regelun-
gen der freien Wirtschaft hatten
zur Senkung des Defizits ge-
führt, auch die Lieferanten gin-
gen mit der Genossenschaft an-
ders um als zuvor mit der Ge-
meinde. So senkte der Chemie-
lieferant seine Preise um die
Hälfte des bisherigen Betrags.
Vor allem aber das ehrenamtli-
che Engagement der mittlerwei-
le über 300 Genossenschaftsmit-
glieder wirke sich positiv auf die
Betriebsbilanz aus, so Priebe, der
anhand von Folien die Struktur
des Unternehmens darstellte.

Beispiel aus der Praxis

Ein Praxisbeispiel für inter-
kommunale Zusammenarbeit lie-
ferte den Tagungsteilnehmern
Anja Terpitz, Regionalmanagerin
der Genossenschaft „Sächsisches
Zweistromland“. Was dort in der
Region zwischen Dresden, Leip-
zig und Chemnitz mit einem An-
sturm auf den EU-Fördertopf
„LEADER+“ begann, gilt inzwi-
schen als der einzige im Rahmen
einer Genossenschaft agierende
kommunale Verband in Deutsch-
land. Über drei Landkreise hin-
weg haben sich Gemeinden und
Städte zusammengeschlossen,
um gemeinsames Regionalmar-

keting zu betreiben. „Die Genos-
senschaft dient der kommunalen
und wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit in der Region zum Zweck
der langfristigen Verbesserung
der Lebens- und Standortqualität
im ländlichen Raum“, zitierte
Terpitz die Zielsetzung des bis-
lang einzigartigen Unternehmens. 

Die Tagungsteilnehmer ver-
sorgte die Diplom-Geographin
mit vielen praktischen Tipps zur
Gründung und steckte die Gren-
zen zwischen den einzelnen Or-
ganen der Genossenschaft ab. In
der darauf folgenden Diskussion
ergaben sich viele Anregungen
für interkommunale Zusammen-
arbeit, unter anderem in den Be-
reichen Verwaltung, Bauhof und
Kinderbetreuung. Die Genossen-
schaft wurde hier als klare Alter-
native zum Zweckverband her-
vorgehoben. Allerdings betonte
Anja Terpitz: „Man muss noch
etwas für das Image der Genos-
senschaften tun“ - insbesondere
im Osten Deutschlands sei der
Begriff noch aus DDR-Zeiten
negativ besetzt. 

Kommunale Kooperationen

Wolfdieter von Trotha vom
Genossenschaftsverband Bayern
(GVB) schwor im Zuge der De-
batte die Tagungsteilnehmer auf
das Analysieren von Problemfel-
dern ein: „Der Ansatz muss sein:
Wie kriege ich bestehende Pro-
bleme in den Griff? Die Lösung
liegt zunehmend in kommunalen
Kooperationen.“ Im Anschluss
referierte von Trotha über die
sechs klassischen Schritte zur
Gründung einer Genossenschaft
- von der Unternehmens- und
Wirtschaftlichkeitskonzeption
über die Gründungsversamm-
lung bis hin zur notariellen Ein-
tragung - und hob die kostenfreie
Beratung durch den Genossen-
schaftsverband hervor.

Hans-Jürgen Fröchtenicht, Vorsitzender des Kreisverbandes
der Genossenschaftsbanken im Landkreis Augsburg und Vor-
stand der Raiffeisenbank Bobingen (links), zusammen mit dem
schwäbischen Europaabgeordneten Markus Ferber.

Genossenschaftsbanken
contra EU-Pläne

Landkreis Augsburg (pm). Eine aktuelle Studie der EU-Kommis-
sion hat das Drei-Säulen-Modell der deutschen Bankenstruktur
aus Genossenschaftsbanken, Sparkassen und Privatbanken als
wettbewerbsverzerrend bezeichnet. Insbesondere die regionale
Gebietsaufteilung im öffentlichen Bankenwesen wird als protek-
tionistisch eingestuft, und die Verbundstrukturen von Genossen-
schaftsbanken und Sparkassen seien ein Wettbewerbshindernis. 

Als Ergebnis könne eine kar-
tellrechtliche Untersuchung der
Bankengeschäftsmodelle hierzu-
lande nicht ausgeschlossen wer-
den. Schwabens Europaparla-
mentarier Markus Ferber wider-
sprach diesen Vorwürfen ener-
gisch: „Das deutsche Bankenwe-
sen ist vielseitig, jeder Kunde
kann das für ihn individuelle An-
gebot finden, in anderen Ländern
ist diese Auswahl nicht möglich.“

Höchste Auszeichnung

Bei einem Arbeitsgespräch
mit Hans-Jürgen Fröchtenicht,
dem Vorsitzenden des Kreisver-

bandes der Genossenschaftsban-
ken im Landkreis Augsburg und
Vorstand der Raiffeisenbank Bo-
bingen, informierte sich Ferber
über die Reaktion der Genossen-
schaftsbanken auf die Forderun-
gen aus Brüssel. Fröchtenicht
betonte, „dass es in keinem an-
deren Land eine vergleichbare
flächendeckende Versorgung mit
Finanzdienstleistungen gibt“.
Gleichzeitig setzten Kunden aus
der Region in der Regel auf
langfristige Bankverbindungen.
„Das ist die höchste Auszeich-
nung, die der Kunde im wettbe-
werbsintensiven Markt zu verge-
ben hat“, so Fröchtenicht.
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Neu mit Stand Januar 2007:
u.a. mit den Änderungen der Gemein-
deordnung, der Bezirksordnung und
der Landkreisordnung. Darüber hinaus
wurden die neuesten Änderungen
des Gesetzes über das Bayerische Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen, des
Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes
und der Bayerischen Hochschul-
lehrernebentätigkeitsverordnung ein-
gearbeitet.

Der »Ziegler-Tremel«
ist die umfassende Textsammlung zum
Bayerischen Verwaltungs- und Verfas-
sungsrecht. Sie enthält, alphabetisch
geordnet, die in Praxis und Ausbildung
wichtigen Gesetze und Verordnungen.
Das Werk bietet im übrigen umfassen-
de Verweisungen auf andere Gesetze,
Verordnungen, Richtlinien und Be-
kanntmachungen.

Die Textsammlung
zum bayerischen Landesrecht

Fax-Coupon
Expl. 978-3-406-45217-8

Ziegler/Tremel, Verwaltungsgesetze
des Freistaates Bayern
94. Auflage. 2007. Rd. 3300 Seiten. Im Ordner e 45,–
Ergänzungslieferungen erhalten Sie bis auf Widerruf.
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Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei:
beck-shop.de oder Verlag C.H.Beck · 80791 München
Fax: 089/38189-402 · www.beck.de

Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, die Ware innerhalb
von 2 Wochen nach Lieferung ohne Begründung an Ihren Lieferanten (Buchhändler,
beck-shop.de oder Verlag C. H.Beck, c/o Nördlinger Verlagsauslieferung, Augs-
burger Str. 67a, 86720 Nördlingen) zurückzusenden, wobei die rechtzeitige
Absendung genügt. Kosten und Gefahr der Rücksendung trägt der Lieferant.
Ihr Verlag C.H. Beck oHG, Wilhelmstr. 9, 80801 München.

Europaweite Einführung von SEPA:

Die neue Zahlungsverkehrswelt
Nichts ist so beständig wie der Wandel - Nach der Euroumstellung kommt nun 

der einheitliche „Euro/Europäische Zahlungsverkehr“
Von Götz Rinn und Frank Prescher

Die jüngste Veränderung im vereinten Europa betrifft den ge-
samten Bereich des inländischen und des grenzüberschreitenden
innereuropäischen Zahlungsverkehrs. Die Kommunen und ins-
besondere ihre Unternehmen mit starkem Zahlungsverkehrs-
aufkommen sind davon massiv betroffen - und zwar bei allen
Zahlungen. Ab 2008 wird ein einheitlicher europäischer Zah-
lungsverkehrsraum, in dem es nur noch einen Binnenzahlungs-
verkehr und keine Unterschiede zwischen inländischem und eu-
ropäischem grenzüberschreitenden Zahlungsverkehr mehr gibt,
Wirklichkeit werden. 

Neben den enormen Vorteilen
bringt dies tiefgreifende Verände-
rungen für die bestehenden Zah-
lungswege und -systeme, techni-
schen Voraussetzungen und nicht

dieser so genannten Single Euro
Payment Area (SEPA) im Hin-
blick auf den Umfang, die Kom-
plexität und die Bedeutung für
den europäischen Wirtschafts-

Kommunen 
sollen Vorreiter sein

Die EZB bestätigt in ihrem
Fortschrittsbericht die bereits mit
der europäischen Kreditwirt-
schaft einvernehmlich definier-
ten Termine für die Umsetzung
der SEPA. So sollen ab 2008 die
ersten grenzüberschreitenden In-
strumente bereit stehen. Nach ei-
ner Übergangszeit, in der sowohl
die „alten“ Systeme als auch die
neuen Instrumente parallel zur
Verfügung stehen werden, soll
die SEPA bis spätestens 2010
vollumfänglich eingeführt und
ausschließlich verfügbar sein. In
diesem Prozess regt die EZB ins-
besondere an, dass Regierungs-
stellen und öffentliche Institutio-
nen als Bankkunden die SEPA-
Verfahren frühzeitig unterstützen
sollten - denn sie sind „heavy
user“ und decken einen nicht un-
beträchtlichen Anteil am zukünf-
tigen SEPA-Zahlungsverkehrs-
volumen ab.

Kein Stein bleibt 
auf dem anderen

Um den europaweiten Zah-
lungsverkehr zu harmonisieren,
wurde von den europäischen
Spitzenverbänden der Kredit-
wirtschaft das European Paym-
ent Council (EPC), eine mit dem
zentralen Kreditausschuss in
Deutschland vergleichbare Insti-
tution, gegründet. Dieses erar-
beitet neue Zahlungsinstrumen-
te, Formate und Standards um
europaweit automatisierte Zah-

lungsprozesse zu erreichen.
Auch die Verfahren und rechtli-
chen Grundlagen sollen, so die
Meinung der EZB, auf europäi-
scher Ebene erarbeitet und ein
gemeinsamer Rechtsrahmen
(Payment Services Directive,
PSD) verbindlich eingeführt
werden. Zu diesem Vorgehen ha-
ben sich auch die nationalen
Zentralbanken bekannt.

Da gegenwärtig jedes Land in
Europa über eigene Standards
(Kontonummern-Systematik,
Datenformate) verfügt, wird SE-
PA die bisherigen Zahlungswege
erheblich verändern. Betroffen
sind insbesondere die Verfahren
Lastschrift, Überweisung und
Kartenzahlung. Die Harmonisie-
rung der unterschiedlichen In-
strumente, Formate und Regeln
für nationale und internationale
Zahlungen sowie der neue
Rechtsrahmen werden sich da-
her auch auf Kommunen auswir-
ken, die ausschließlich nationa-
len Zahlungsverkehr abwickeln. 

So werden zukünftig statt der
bisher verwendeten Kontonum-
mern und Bankleitzahlen europa-
weit IBAN (International Bank
Account Number) und BIC
(Bank Identifier Code / SWIFT)
Anwendung finden. Auch die
bisher in Deutschland eingesetz-
ten Formate DTAUS und
DTAZV werden nach einer
Übergangsfrist durch ein neues
einheitliches Datensatzformat er-
setzt werden. Das Konzept sieht
das SEPA-XML-Format vor.

Die Vorteile der SEPA

Mit SEPA wird es erstmals
möglich sein, Lastschriften nicht
nur im nationalen, sondern auch
im internationalen Zahlungsver-
kehr einzusetzen. Neben der SE-
PA-Lastschrift (European Direct
Debit EDD) wird die SEPA-
Überweisung (European Credit
Transfer ECT) eingeführt, die
sich mit Ausnahme des Formats
jedoch nicht wesentlich von der
2003 eingeführten Euro-Über-
weisung unterscheidet. Für die
Identifikation von Auftraggeber
und Begünstigter ist die Verwen-
dung der IBAN und für die in-
volvierten Banken der BIC obli-
gatorisch. Auch Karten (z.B.
EC-Karten) sollen im gesamten
SEPA-Raum ohne Hürden tech-
nischer oder praktischer Art ein-
gesetzt werden können. 

Das neue XML-Format als
Nachfolger von DTAUS und
DTAZV wird die strukturierte
Angabe von Kundennummer,
Rechnungsnummer und Rech-
nungsdatum enthalten und damit
der leichteren Abwicklung und
Zuordnung von Zahlungen die-
nen. Somit ist eine bessere Ver-
knüpfung der Bankdaten mit
Ihren internen Systemen möglich.

Auch Preisvorteile für die Ver-
braucher werden erwartet. Durch
den, im neuen Zahlungsverkehr
völlig offenen, gemeinsamen
Markt, wird es zu verstärktem
Wettbewerb unter den Kreditin-
stituten kommen. Ein Wehr-
mutstropfen: Dieser Effekt wird
vor allem in Ländern mit we-
sentlich ineffizienteren Zah-
lungssystemen und -strukturen
wie Italien oder Griechenland
zum Tragen kommen. In
Deutschland sind die Kosten im
internationalen Vergleich bereits
heute relativ niedrig.

Die Hürden der SEPA

In nahezu allen Bereichen des
Zahlungsverkehrs sehen wir die
größten Hürden auf dem Weg
zur SEPA im technischen und
administrativen Bereich. Von be-
sonderer Relevanz für Kommu-
nen und kommunale Unterneh-
men ist hier insbesondere das
neue Lastschrift- und Überwei-
sungsverfahren.

Administrative…
Während es für Überweisun-

gen, bei denen die Kommune
oder das kommunale Unterneh-
men Begünstigte sind (Ge-
bühren, Zwangs- oder Bußgelder
und Rechnungen) lediglich not-
wendig ist, dem Zahlungspflich-
tigen die neue Bankverbindung
bekannt zu geben oder neue
Überweisungsträger anzuferti-
gen, ist der administrative Auf-
wand für ausgehende Zahlungen
oder Lastschrifteneinzug zugun-
sten der Kommune oder des Un-
ternehmens ungleich höher.

Da mit der Einführung der 
SEPA Kontonummer und Bank-
leitzahl durch IBAN und BIC er-
setzt werden, ist es unabdingbar
die Datenbestände aller Bürger
und Kunden zu aktualisieren. Es
müssen sämtliche Bankverbin-
dungen neu erfasst werden, da
eine automatisierte Überführung
von Kontonummer und Bank-
leitzahl in IBAN und BIC nicht
möglich ist. Hiervon unmittelbar
betroffen sind alle Transfers an
Bürger oder Kunden wie Eltern-
und Kindergeld, Sozialleistun-
gen oder Zuschüsse und Last-
schriften, die zum Beispiel beim
Einziehen der Grund- und Ge-
werbesteuer Anwendung finden.
Besondere Belastungen sind hier
auch für kommunale Unterneh-
men wie Stadtwerke oder die
Abfallwirtschaft zu erwarten, die
sehr große Volumina an Last-
schriften buchen.

Im Bereich der Kartenzahlun-
gen sind insbesondere die Kas-
sen in den Verwaltungen (Kreis-
verwaltungsreferate, Führer-

scheinstellen etc.) mit Terminals
aber auch der Öffentliche Perso-
nennahverkehr und Parkschein-
automaten betroffen.

…technische…
Durch die europaweiten Stan-

dardisierungen müssen Kommu-
nen und kommunale Unterneh-
men zeitnah zusätzlich techni-
sche Vorkehrungen treffen. So
gilt es hier abzuklären, ob die be-
stehenden Buchhaltungs- und
Buchungssysteme SEPA-kom-
patibel sind, d.h. ob das neue
Format XML und die zusätzli-
chen Informationen wie Rech-
nungsnummer, Kundennummer
etc. verarbeitet werden können.
Die Zuverlässigkeit der Systeme
und Rechner muss hier durch
umfangreiche Probeläufe im
Vorfeld geklärt werden. 

…und rechtliche
Veränderungen

Im Hinblick auf den rechtli-
chen Rahmen wird es neue Vor-
aussetzungen für den Lastschrif-
teneinzug und neue Wider-
spruchsregelungen geben. Hier-
für wird zwischen Zahlungs-
pflichtigem und Zahlungsemp-
fänger einmalig eine Vereinba-
rung (Mandat) ausgetauscht, die
beim Zahlungsempfänger vorge-
halten wird. Sie ersetzt die bis-
herige Einzugsermächtigung
und den Abbuchungsauftrag. Für
die Kommunen und kommuna-
len Unternehmen bedeutet dies,
dass auch im Inland sämtliche
Abbuchungsaufträge und Ein-
zugsermächtigungen den Status
„Unautorisierte Transaktion“ er-
halten, für den es gesonderte
Rückgabefristen gibt. Hier soll-
ten bei allen Bürgern und Kun-
den neue Mandate eingeholt
werden - ein nicht zu unterschät-
zender logistischer Aufwand.
Weitere Informationen:
Die Commerzbank hat inten-
sive Vorarbeiten zur SEPA-
Umstellung geleistet. Erste
Ansprechpartner in den Filia-
len vor Ort sind die jeweili-
gen Betreuer für den öffentli-
chen Sektor.

Die wichtigsten Änderungen auf einen Blick
Heute

Individuelle und nationale Märkte
Unterschiedliche Abwicklungsmodelle
Unterschiedliche Standards
Unterschiedliche Usancen
Unterschiedliche gesetzliche Bedingungen

Lastschrift
Überweisung
Kartenzahlung

Einzugsermächtigung / Abbuchungsauftrag
DTAUS / DTAZV

SEPA
Lokaler, geregelter Markt
Einheitliche Abwicklungsformen
Gemeinsame Standards
Europäische Regelungen
Gemeinsames rechtliches Rahmenwerk 

SEPA European Direct Debit (EDD)
SEPA European Credit Transfer (ECT)
SEPA Cards Framework (SCF)

Mandat
SEPA-XML

Frank Prescher, Kommunal-
kundenbetreuer, Nürnberg,
Tel.: 0911/1311245, eMail: frank.
prescher@commerzbank.com. 

Götz Rinn, Kommunalkun-
denbetreuer, München, Tel.:
089/35641060, eMail: goetz.
rinn@commerzbank.com. 

zuletzt den rechtlichen Rahmen
mit sich - im europäischen Aus-
land wie auch in Deutschland.

Die Europäische Zentralbank
(EZB) vergleicht die Umsetzung

raum mit der Einführung des Eu-
ros. Dies erfordert auch von den
Kommunen und kommunalen
Unternehmen eine erhebliche
Kraftanstrengung.

Unsere Autoren

Gewässernachbarschaften:

Bayernweiter Beratertag 
in Regensburg

Beim 6. Beratertag der Gewässernachbarschaften Bayern in der
Regierung der Oberpfalz standen der Rückblick auf bisher veröf-
fentlichte Unterlagen und die Erfahrungen, die vor Ort damit ge-
macht wurden, im Mittelpunkt des Interesses. Neben den bereits
bekannten Themen „Hochwasser an kleinen Gewässern“,
„Gehölzpflege und Uferschutz“ sowie „Eigendynamik und Un-
terhaltung“ wurde auch ein neues Schwerpunktthema vorgestellt:
„Unterhaltung von Gräben“.

In Bayern sind die Städte und
Gemeinden sowie die Wasser- und
Bodenverbände für die Unterhal-
tung und den Ausbau der ca.
60.000 km kleineren Flüsse und
Bäche zuständig. Um sie bei der
fachgerechten und wirtschaftli-
chen Wahrnehmung dieser Auf-
gaben zu unterstützen, wurden die
Gewässer-Nachbarschaften Bay-
ern 2002 von den kommunalen
Spitzenverbänden und dem Baye-
rischen Staatsministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz ins Leben gerufen. 

Kleine Gewässer stehen für ei-
nen bayernweiten Umwelt- und
Naturschutz, bieten Lebensqua-
lität und Freizeit und Erholung
vor der Haustüre, bereichern das

Landschafts- und Ortsbild, sind
Schlüssel für Artenreichtum, lei-
sten einen wichtigen Beitrag zum
Hochwasserrückhalt in der Flä-
che. Um dieser Aufgabe gerecht
zu werden, bedürfen die Gewäs-
ser einer fachgerechten Pflege
und Entwicklung (Gewässerun-
terhaltung).

Ein ganzheitlicher Hochwas-
serschutz bedarf, soll er sinnvoll,
umsetzbar und wirtschaftlich
sein, einer gemeindeübergreifen-
den Abstimmung. Hochwasser-
schutz hat drei Handlungsfelder,
die sich gegenseitig ergänzen:
Hochwasservorsorge, technischer
Hochwasserschutz und Rückhalt
in der Fläche. Um Schäden nach-

(Fortsetzung auf Seite 11)
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EMTER
TECHNOLOGIE-

FORMEL
FUR MODERNE

KLARSCHLAMM-
ENTSORGUNG

Klärschlamm in Bayern, jährlich sind rund
6 Mio. t zu entsorgen.

Neue Emter Verbrennungsanlage
im Bau
Zur thermischen Entsorgung von Klär-
schlamm baut die Emter GmbH derzeit in
Altenstadt/Schongau eine moderne und
hocheffiziente Verbrennungsanlage. Die
Inbetriebnahme ist für Oktober 2007 geplant.
Rund 120.000 t können hier pro Jahr
umweltschonend entsorgt werden.

Emter-Vorteile
Die Technologie-Formel der Emter GmbH:
Optimale Energieeffizienz, Neutralisierung
der Schadstoffe, keine Belastung der Böden,
saubere Abluft, dezentrale Anlage. Das neue
Klärwerk sorgt für klares Wasser.

Entsorgungskonzept aus einer
Hand
Ab Oktober bietet die Emter GmbH ein
Entsorgungskonzept aus einer Hand:
Komplette Transportabwicklung, Entsor-
gungssicherheit, Kosteneffizienz, Zukunfts-
sicherheit, ökologische Akzeptanz und Nach-
haltigkeit durch Kreislaufentsorgung der
Rückstände.

Einladung zum Emter-Forum
Auf einer Informationsveranstaltung am
Donnerstag, 24. Mai 2007, ab 11.00 Uhr,
wird die Emter GmbH in der in Bau befind-
lichen Anlage die Technologie vorstellen.

Ort: Emter GmbH - Thermische Verwertung
in Altenstadt, Wolfgarten 1 (an der B 472
Schongau – Marktoberdorf).

Anmeldungen bitte an:
Emter GmbH
Alpenstraße 50, 86972 Altenstadt
Telefon: 08861/2344-0
Telefax: 08661/2344-55
Internet: www.emter-gmbh.de
E-Mail: emter-gmbh@t-online.de

Emter schafft neue Kapazitäten:

Innovative Verwertung
von Klärschlamm

Anlage im Oktober 2007 betriebsbereit

Neue Wege bei der thermischen Verwertung von Klärschlamm
beschreitet die Firma Emter aus Altenstadt bei Schongau. Im
Oktober dieses Jahres soll die neue Anlage in Betrieb gehen.
„Wir sind mit dem Rohbau der Halle fast fertig, die ersten Anla-
genkomponenten stehen zur Montage bereit“, sagte Johann Em-
ter, Geschäftsführer der Emter GmbH (im Foto links). Mit die-
ser hochmodernen thermischen Klärschlammverbrennungsan-
lage schaffe das Unternehmen weitere, dringend benötigte Ka-
pazitäten im Oberland, so Emter. Jährlich könne man für die
Kommunen mit dieser neuen Technologie ca. 120.000 Tonnen
Klärschlamm umweltfreundlich und preisgünstig entsorgen.
Zwei Verbrennungsöfen garantieren hohe betriebliche Verfüg-
barkeit. Die Trocknung des Klärschlamms erfolgt durch eine
Wannentrocknungsanlage. Die geruchsbehaftete Abluft aus der
Lagerung und aus der Brüdenkondensation wird den Verbren-
nungsöfen zugeführt. Damit bleibt die Umwelt unbelastet. Die
Abgasreinigung geschieht in zwei Stufen. Ein eigenes Klärwerk
wird sicherstellen, das nur unbelastetes Abwasser in die Kanali-
sation gelangt. Emter: „Mit dem Neubau liegen wir voll im Zeit-
plan. Im September beginnt der Probebetrieb, die Aufnahme
des Routinebetriebs ist für Anfang Oktober vorgesehen.“

Getrennte Abwassergebühr -
ja oder nein?

Dr. Juliane Thimet vom Bayerischen Gemeindetag plädierte bei 
AKOGIS-Tagung für Anwendung des Gebietsabflussbeiwerts

Würzburg. Zahlreiche Gemeinden mit mehr als 15.000 Ein-
wohner überlegen laut Dr. Juliane Thimet vom Bayerischen
Gemeindetag derzeit, eine gesplittete Abwassergebühr einzu-
führen. Über verschiedene Verfahren zur Trennung der Ge-
bühren in Schmutz- und Niederschlagswasser diskutierte Thi-
met am 15. Februar mit Gemeindevertretern und Ingenieuren
in der Würzburger Fachhochschule. Organisiert wurde die In-
fo-Veranstaltung vom Arbeitskreis Kommunale Geoinformati-
onssysteme (AKOGIS) in der Fördergemeinschaft der FH
Würzburg-Schweinfurt.

Die Diskussion über die ge-
splittete Abwassergebühr kam
durch die Entscheidung des

Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs am 31. März 2003 in
Gang. Demnach ist es unum-

gänglich, die Abwassergebühr zu
trennen, wenn die Regenwasser-
beseitigung - abzüglich des Ko-
stenanteils für die Straßenentwäs-
serung - mindestens 12 Prozent
an den Gesamtkosten für die 
Abwasserbeseitigung ausmacht.
Nach Thimets Einschätzung ist
dies bei 90 Prozent aller bayeri-
schen Kommunen der Fall.

Thimet wies darauf hin, dass
die Splittung jedoch nur dann not-
wendig ist, wenn die Bürger dies
verlangen. Tatsächlich werde der-
zeit verstärkt über Splittungen
nachgedacht, ohne dass der Bür-
gerwunsch dies fordert. Gemein-
den, die freiwillig eine Splittung
vornehmen wollen, rät Thimet,
die Gebühr für das Nieder-
schlagswasser per Gebietsab-
flussbeiwert zu ermitteln.

Dieser Wert sei natürlich unge-
nau, räumte die Abwasserexper-
tin ein. Gerichtlich werde er je-
doch akzeptiert. Thimet verwies
auf ein Urteil des BayVGH vom
22. September 2003. Damals
musste die Stadt Würzburg den
von ihr eingeführten Gebietsab-
flussbeiwert gerichtlich überprü-
fen lassen. Die Richter hielten
den Gebietsabflussbeiwert mal
die Grundstücksfläche als Ge-
bührenmaßstab für rechtens. 

Die Abwasserspezialistin ver-
wies in diesem Zusammenhang
darauf, dass es sich bei der Ge-
bühr für Niederschlagswasser um
eine geringe Kostenmasse han-
delt. Aufwändige Methoden zur
Gebührenermittlung durch mög-
lichst exakte Erfassung der
tatsächlich versiegelten Flächen
erhöhten die Gebühr deutlich.

Diese Tatsache sei vielen Bür-
gern, die eventuell einem Ge-
bietsabflussbeiwert als grober
Wahrscheinlichkeitsmaßstab bei
der Gebührenermittlung zunächst
skeptisch gegenüberstehen, meist
leicht zu vermitteln.

Wer zum Einstieg in die Ge-
bührentrennung die versiegelte
Fläche exakt bemisst, warnte Thi-
met, müsse dies in jedem Veran-
lagungszeitraum neu tun. Jede
kleinste Veränderung müsse neu
in die Datenbank eingegeben
werden. Bei Anwendung des Ge-
bietsabflussbeiwerts hingegen
werden Änderungen auf Antrag
der Bürger nur dann akzeptiert,
wenn eine Abweichung der - laut
Beiwert - angenommenen Ver-
sieglungsfläche zur tatsächlichen
Versieglung in Höhe von 25 Pro-
zent nachgewiesen wird.

Laut Thimet führte die Stadt
München bereits in den 1970er
Jahren den Gebietsabflussbeiwert
ein. Die Stadt kommt mit insge-
samt fünf Gebietskategorien mit
jeweils ähnlicher Bebauung aus.
In Kategorie 1 beträgt der Ab-
flussbeiwert 0,2, in Kategorie 5
wird mit dem Faktor 0,9 multipli-
ziert. München ist laut Thimet ei-
ne von rund 70 Kommunen, die
den Gebietsabflussbeiwert bisher
einführten. Bei diesen 70 Kom-
munen handele es sich vorwie-
gend um größere Städte.

Mariella Sachs von AKOGIS
riet Gemeinden, die sich zur Ein-
führung des Gebietsabflussbei-
werts entscheiden, die jeweiligen
Zonen genau einzuteilen. An-
dernfalls seien zahlreiche Ände-
rungsanträge der Bürger zu er-
warten. Die zu bearbeiten, koste
viel Zeit und Geld.

Wer den Gebietsabflussbeiwert
einführt, kommt nach Angaben
der Expertin darum herum, An-
schlussverhältnisse zu ermitteln.
Gemeinden, die sich für andere
Methoden zur Ermittlung der
Niederschlagsgebühr entschei-
den, müssen teilweise aufwändig
untersuchen, ob ein Anschluss an
die Kanalisation besteht, ob es Zi-
sternen mit oder ohne Überlauf
gibt, ob auf einem Flurstück Ver-
sickerungseinrichtungen existie-
ren oder ob das Niederschlags-
wasser natürlich versickert.

Laut Sachs fallen bei der Ein-
führung der getrennten Abwas-
sergebühr die wenigsten Kosten
an, wenn sich eine Gemeinde für
den Gebietsabflussbeiwert ent-
scheidet. So investierte die Stadt
Würzburg vor zehn Jahren ledig-
lich rund 55.000 Euro in die Ein-
führung der Gebührentrennung.

Die Stadt Haßfurt in Unterfran-

(Fortsetzung von Seite 10)
haltig zu vermeiden, sind die 
drei Handlungsfelder gleich-
wertig (integriert) anzugehen.
Durch natürlichen Rückhalt wer-
den Hochwasserwellen ge-
dämpft. Der technische Hoch-
wasserschutz bringt zusätzliche
Sicherheit für Siedlungen. Mit
der Hochwasservorsorge wird 
u. a. das notwendige Gefahrenbe-
wusstsein geschaffen. 

Auch natürliche Gewässer ken-
nen Hochwasser. Gegenüber aus-
gebauten Gewässern weisen die-
se aber meist ein gedämpftes Ab-
flussverhalten auf. Der natürliche
Rückhalt in der Fläche wird
durch eine qualifizierte Unterhal-
tung und die zielgerichtete (Ei-
gen-) Entwicklung der Gewässer
gefördert. Die wichtigsten Hand-
lungsfelder der Kommunen sind
dabei: 

Freihalten bzw. entsprechende
Nachnutzung freiwerdender
hochwassergefährdeter Flächen
im Rahmen der Bauleitplanung 

Nachhaltiger Umgang mit
Niederschlagswasser 

Beratung der Bürger zur Ver-
haltens- und Bauvorsorge 

Frühzeitige Warnung der Bür-
ger im Hochwasserfall 

Reduzierung des Schadenspo-
tentials in Überschwemmungsge-
bieten 

Fachgerechte Gewässerunter-
haltung.

Was die Grabenunterhaltung
anbelangt, so muss diese gewäs-
ser- und naturverträglich sein.
Daher sollte die grundlegende
Unterhaltung immer mit Wasser-
wirtschaft, Naturschutz und Fi-
scherei abgestimmt werden.

Wichtig ist: Die Grabenunterhal-
tung in der Landwirtschaft muss
auf Flora und Fauna Rücksicht
nehmen. Wie die gute fachliche
Praxis, Düngeverordnung und
Pflanzenschutzgesetz fordern,
sollen Ackerkrume, Dünge- und
Spritzmittel nicht in die Gewässer
gelangen. Zu den Gräben muss
„Abstand“ gehalten werden,
wenn diese wasserführend (auch
zeitweise trocken) sind, ihr Ge-
wässerbett auch ohne Wasser-
führung erkennbar ist und die Ve-
getation der Sohle überwiegend
gewässertypisch ist. Ideal ist es,
entlang der Gräben Randstreifen,
beispielsweise im Rahmen von
Agrarumweltmaßnahmen, anzu-
legen.

Beim Thema „Gräben und
Wasserwirtschaft“ kann die Gra-
benunterhaltung auf Grundlage
eines Gewässerentwicklungspla-
nes erfolgen. Ziele sind z. B:

Gräben nicht eintiefen, unter
Umständen steile Böschungen
abflachen. 

Teile wertvoller Strukturen,
z.B. Uferanbrüche belassen bzw. 

In Teilabschnitten Seggen und
Hochstauden stehen lassen. 

Pufferstreifen „liegen lassen“
oder ausweisen 

Sohle u. Böschungen mög-
lichst strukturreich und rau bear-
beiten. 

Erst räumen bzw. mähen, eini-
ge Tage liegen lassen und später
abräumen um ausgeworfenen
Tieren die Rückwanderung zu er-
möglichen. 

Maschinen und Geräte natur-
und gewässerverträglich einset-
zen. 

Möglichst keine Schlägel-

ken hingegen, die sich für die
Methode der Selbstauskunft ent-
schieden hatte, investierte insge-
samt 300.000 Euro in die Ein-
führung der gesplitteten Abwas-
sergebühr. Allein 120.000 Euro
wurden für den Aufbau einer Ka-
naldatenbank benötigt. Die Er-
mittlung der versiegelten und Ab-
wasser relevanten Flächen koste-
te fast 80.000 Euro.

Eine ähnlich hohe Summe wie
Haßfurt gab die Gemeinde Helm-
stadt im Kreis Würzburg aus, die
sich für Begehungen als Instru-
ment der Gebührenermittlung ent-
schied. Rund 75.000 Euro inve-
stierte Volkach im Kreis Kitzin-
gen, das den Gebührenmaßstab
für das Niederschlagswasser
durch eine Befliegung des Ge-
meindegebiets ermittelte.

Bayernweiter Beratertag ...

mäher (Mulcher) und Saugbag-
ger verwenden. 

Stellenweise Gehölze zulassen 
Fräsen an wasserführenden

Gräben nur nach Genehmigung
durch die Untere Naturschutz-
behörde einsetzen.

Gerade bei der maschinellen
Unterhaltung kann z.B. der Löf-
felbagger oder ein Mähkorb so
eingesetzt werden, dass viele Ar-
ten eine Überlebenschance ha-
ben. Das Wissen und Verständnis
der Unterhaltsverpflichteten und
der Ausführenden vor Ort ist hier
besonders wichtig. DK
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Das Mono-System macht’s möglich:

Innovation im Bauwesen
Alle Leitungen in einem Graben - alle Hausanschlüsse aus einem Schacht

Hans Würmseher hat eine Vision: Bereits 1999 stellte der Bera-
tende Ingenieur und Architekt aus Ruhstorf, Landkreis Passau,
sein „Mono-Erschließungssystem“ vor. Mit dieser innovativen
Idee will er beweisen, dass bessere Systeme auch kostengünsti-
ger sein können. Längst ist das Mono-System patentiert; Aus-
zeichnungen zeugen vom kreativen Weitblick des unermüdli-
chen Experten in Sachen Ver- und Entsorgung.

Schon lange dürfte dem Steu-
er- und Gebührenzahler folgen-
des Szenario ein Dorn im Auge
sein: Die Straße wird aufgegra-
ben, Arbeiter reparieren eine
Leitung. Das Loch wird aufge-
füllt, verdichtet und asphaltiert.
Unzählige Male kann sich die
Szene an genau derselben Stelle
wiederholen. Einmal Gas, ein-
mal Kabel, einmal Strom, einmal
Kanal. Das Resultat: Fleckerl-
teppich, Frostschäden, Holper-
pisten, Schlaglöcher.

Alle Aktionen
in einem Graben

Ein ähnliches Dilemma kennt
jeder, der schon einmal ein Haus
gebaut hat: Erst kommt der Was-
serexperte, gräbt das Grundstück
um und stellt diese Arbeitsleis-
tung in Rechnung. Anschließend
werden Strom und Gas separat in
Angriff genommen. Dass sich
diese Aktionen an einem Tag,
mit einem Bagger und in einem
Graben durchführen lassen, wur-
de bereits in diversen Kommu-
nen eindrucksvoll bewiesen. Die
Beteiligten jedenfalls zeigen sich
ausnahmslos mit dem Mono-
Prinzip zufrieden. 

Kreativpreis des
Bundes der Steuerzahler

Beim Ruhstorfer Pilotprojekt
beispielsweise gab es nach Aus-
kunft des Bauamts bislang „nicht
ein Problem“. Die Gemeinde
sparte etwa 30 Prozent der Er-
schließungskosten, als sie 1999
das Baugebiet „Am Grafenholz“
erschloss. Der Bund der Steuer-
zahler in Bayern verlieh Hans
Würmseher dafür den Kreativ-
preis. Zudem erhielt der Archi-
tekt 2001 beim Wettbewerb „Ge-
schäftsidee“ des Komptenzzen-
trums für Existenzgründungen
und Regionale Netzwerke Deg-
gendorf eine Auszeichnung.  

Auch die Einstellung der Ver-
sorger ist heute positiv. Wasser-
meister Johann Büttner von der
Wasserversorgung „Ruhstorfer
Gruppe“ erklärt: „Das Mono-
System hat uns zu hundert Pro-
zent überzeugt. Der Anschluss
über das Leerrohr vom Schacht
ins Haus und die Wartung über
den Schacht, in den man einfach
nur hineinsteigen muss - das al-
les funktioniert prima.“

Herzstück des Systems ist der
patentierte „Mono-Schacht“, für

den keine Kanaldeckel und Schie-
berkappen für Gas und Wasser in
der Straße sowie Hausanschluss-
schächte in den angeschlossenen
Grundstücken mehr benötigt
werden.

Das Motto lautet: „Deckel auf,
Leiter runter“ - und schon sind
alle Hauptleitungen sowie die
dem Schacht zugehörigen Haus-
anschlussabgänge für Schmutz-

sorger mit ihren sonst anfallen-
den Kosten, so dass für den Ka-
nal nur noch ein kleiner Teil der
Kosten verbleibt. 

Weniger Folgekosten

Das Mono-System senkt Fol-
gekosten. Die heute zur Verfü-
gung stehenden Kanalrohre und
Versorgungsleitungen garantie-
ren eine Haltbarkeit von 80 bis
100 Jahren, durch schonenden
Einbau im Gehweg oder am
Straßenrand im Mono-Graben
sicher auch noch länger.
Schachtabdeckungen und Schie-
berkappen sind im Straßenbe-

Nach Humusabtrag und Herstellen des Straßenplanums in ganzer Straßenbreite, sowie Aufkie-
sung nur eines Fahrbahnbereiches von 0,4m Breite werden alle Ver-und Entsorgungsleitungen
und zwar die Hauptleitungen im Gehwegbereich parallel zur Straße (gerade oder gebogen) und
die Hausanschlußleitungen für die gegenüber liegenden Grundstücke rechtwinklig zur Straße - in
einem gemeinsamen MONO-Graben genau geordert in Lage und Tiefe - vorgegeben durch die
entsprechenden Durchlässe im MONO-Schacht - nacheinander verlegt und mit kleinkörnigem,
sickerfähigem, selbstverdichtendem Material lagenweise bis auf Straßenunterplanum aufgefüllt,
mit Filtervlies abgedeckt und schließlich mit Frostschutzkies - zum Aufbau des Belages (Asphalt,
Pflaster, Schotter, usw.) aufgefüllt. �

bauma bricht alle Rekorde
3.000 Aussteller / 540.000 Quadratmeter Ausstellungsfläche

Die bauma, die vom 23. bis 29. April 2007 in München statt-
findet, übertrifft alle Erwartungen. Über 3.000 Aussteller aus
der ganzen Welt werden Ihre Innovationen in den Bereichen
Bau-, Baustoff-, und Bergbaumaschinen, Baufahrzeuge und
Baugerät ausstellen. Die Hallenfläche und die Freifläche sind
bereits komplett ausgebucht. 

Aufgrund dieser enormen Nachfrage wurde die Standfläche der
bauma im Vergleich zu 2004 um weitere 40.000 Quadratmeter
auf 540.000 Quadratmeter erweitert. Somit wird die diesjährige
bauma die größte aller Zeiten werden. 

Die bauma 2007 verzeichnet ein Wachstum von circa zehn Pro-
zent im Gegensatz zu 2004. Auch die internationale Beteiligung
wird weiter steigen. Sie liegt voraussichtlich bei 54 Prozent mit
Ausstellern aus 49 Staaten. 

Mit Gemeinschaftsständen werden sich die Länder Brasilien,
China, Deutschland, Finnland, Großbritannien, Indien, Kanada,
Korea, Spanien, die Tschechische Republik und die USA präsen-
tieren. Ein überproportionaler Zuwachs auf der Ausstellerseite
war besonders hinsichtlich Russland, der Türkei und China zu
verzeichnen. China meldete mit 13.200 Netto-Quadratmetern ei-
ne sieben mal größere, Russland eine fünf mal größere Fläche an
und die Aussteller aus der Türkei verdoppelten ihre Ausstellungs-
fläche.

Die Messe München stellt rund 540.000 Quadratmeter Aus-
stellungsfläche zur Verfügung. Alle 16 Messehallen sowie das
Freigelände werden komplett belegt sein. Dies entspricht einem
erneuten Flächenzuwachs von 40.000 Quadratmetern und somit
einer Steigerung um fast 10 Prozent. 
Weitere Informationen: www.bauma.de. �

bung neue oder zusätzliche Ka-
bel einzubauen sind. Im Schacht
befindet sich die Anschlussmuf-
fe zur Herstellung der Hausan-
schlüsse. Für die Stromversor-
gung werden ebenfalls Leerroh-
re verlegt und Kabel von
Schacht zu Schacht bzw. den
darauf montierten Kabelvertei-
lerschränken eingezogen.

Regeln der Technik

Dennoch trifft das Mono-Sys-
tem immer wieder auf Fachleute,
die kritisieren, dass das Verlegen
von Leitungen in „einem“ Gra-
ben nicht den anerkannten Re-
geln der Technik entspricht. „Ei-
ne gute Norm kann jegliches
Denken mindestens 20 Jahre
aufhalten“, betont hierzu Prof.
Dr. Manfred Specht von der TU
Berlin. Dabei würde die DIN
1998 zur „Unterbringung von

wasser, Regenwasser, Wasser-
versorgung, Gas oder Fernwär-
meversorgung, Stromleitung so-
wie Medienkabelmuffen zur
Kontrolle, Absperrung, Reini-
gung, Sanierung oder Erneue-
rung frei zugänglich. Im Multi-
funktionsschacht (LW 150/150
cm) ist Platz genug, um alle An-
schluss- und Reparaturarbeiten
ausführen zu können.

Ein Multifunktionsschacht

Ein einziger Graben für alle
bedeutet nicht nur Kostenminde-
rung, sondern auch Umwelt-
schutz, Ressourcenschonung
und kürzere Bauzeit. Aushub
und Wiederfüllung mindern sich
um rund zwei Drittel. Am Mono-
Graben beteiligen sich die Ver-

reich nicht vorhanden und kön-
nen daher keine Folgekosten
verursachen.

Alle potenziellen Schadstellen
wie Kabelabzweige, Wasser-
und Gasanbohrschieber sind im
Mono-Schacht zur Kontrolle
und evtl. Erneuerungen frei 
zugänglich. Dennoch auftreten-
de Rohrschäden zwischen den
Schächten können von Schacht
zu Schacht - wie heute bei Ka-
nalleitungen zu 80 Prozent be-
reits üblich - auch bei Wasser-
und Gasleitungen mit Inliner ko-
stengünstig, ohne aufzugraben,
saniert werden.

Die Kabel für Telekom und
Kabel-TV (Telekom Zulassung
seit 2006) werden in Leerrohre
von Schacht zu Schacht eingezo-
gen, so dass später ohne Aufgra-

Städtebauförderung:

Oberpfalz-Bilanz 2006 
430 Bewilligungsbescheide an 67 Städte und Gemeinden mit ins-
gesamt 11 Millionen Euro an Fördermitteln sind insbesondere
dann eine stolze Bilanz, wenn man berücksichtigt, dass damit
zusammen mit den Eigenmitteln der Gemeinden und den priva-
ten Finanzierungsanteilen ein Investitionsvolumen von weit
über 60 Millionen Euro initiiert werden konnte.

In der Oberpfalz liegt der
Schwerpunkt der städtebauli-
chen Sanierung und Entwick-
lung nach wie vor in der Stär-
kung der Innenstädte und Orts-
zentren. Die Städtebauförde-
rung hilft den Gemeinden diese
Standorte aufzuwerten damit sie
wieder konkurrenzfähig und für
zeitgemäßes Wohnen und Ar-
beiten attraktiv werden. Zuneh-
mend setzt sich auch die Er-
kenntnis durch, dass langfristige
Sanierungserfolge nur mit inte-
grierten Entwicklungskonzep-
ten erreichbar sind. Viele Fak-
toren bestimmen die Entwick-
lung einer Stadt und sind bei
Planungsentscheidungen zu be-
rücksichtigen.

Rückläufige
Bevölkerungszahlen

Viele Städte werden sich auf
rückläufige Bevölkerungszahlen
einstellen, was heißt auf weniger
Kinder, dafür mehr alte Men-
schen. Die Auswirkungen auf
die städtische Infrastruktur, z.B.
auf Kindergärten und Schulen,
müssen in die langfristige Ent-
wicklungsplanung einkalkuliert
werden. Einige Bereiche der
Oberpfalz werden einen tiefgrei-
fenden Strukturwandel zu be-
wältigen haben, aufgegebene In-
dustrie- und Gewerbestandorte,
z.B. Stahl, Porzellan oder Textil,
die über Generationen Orte ge-
prägt haben, hinterlassen neben
den sozialen Problemen große

Brachflächen, die das Lebensge-
fühl in den Städten zusätzlich be-
einträchtigen.

Neue Leitbilder

Mit der Städtebauförderung
unterstützt die Regierung der
Oberpfalz die Gemeinden bei
der Bewältigung dieser Proble-
me. Einfache Lösungen führen
meist nicht zum erhofften Ziel.
Es müssen mehrere Fachdiszi-
plinen zusammenwirken um
tragfähige Entwicklungskonzep-
te mit neuen Leitbildern zu ent-
werfen - diese Planungen sind
nicht billig, die Regierung kann
mit sehr attraktiven Zuschüssen
fördern. Auch die Umsetzung
dieser Konzepte mit einer vor
Ort installierten Projektsteue-
rung wird durch die Städte-
bauförderung mit finanziert. 

In der Stadt Tirschenreuth
wurde 2006 ein Stadtentwick-
lungskonzept fertig gestellt, das
den Umbau einer traditionellen
Industriestadt zum „Regionalen
Anziehungspunkt mit größerer
Aufenthaltsqualität für Besucher
und Lebensqualität für die Bür-
ger“ steuern soll. Erste sog. Im-
pulsprojekte z.B. für das Areal
Stadtteich Ost wurden bereits be-
willigt, vorbereitet wird momen-
tan als große Sanierungsmaß-
nahme die Neugestaltung des
Marktplatzes. Hier hat sich eine
intensive Diskussion entzündet,
erst nach einem Bürgerentscheid
wird wohl entschieden werden,

wie die angestrebte Aufwertung
erreicht werden kann. 

Auch in der Stadt Mitterteich
hat ein Stadtumbauprozess be-
gonnen. Mit Unterstützung der
Städtebauförderung wird in der
Innenstadt ein Projektbüro be-
trieben, das die vielfältigen Akti-
vitäten zur Umsetzung der be-
schlossenen Umbaustrategie
steuert. Als aktuelles größeres
Vorhaben fördert die Regierung
ein Konzept zur Umnutzung ei-
ner brach liegenden Porzellanfa-
brik. Untersucht werden bauli-
che und finanzierungstechnische
Rahmenbedingungen, die neue
gewerbliche Nutzungen in der
alten Bausubstanz ermöglichen. 

Demographischer und
struktureller Wandel

Wie für die Nachbarstädte er-
zwingt der demographische und
strukturelle Wandel auch für
Waldsassen eine neue Orientie-
rung in der Entwicklungspolitik
der Stadt. Anknüpfend an die hi-
storische Bedeutung des Klo-
sters Waldsassen sieht die Stadt
neue Entwicklungschancen im
Tourismus, mit den Schwer-
punktthemen Kultur und Religi-
on. Konsequenter weise unter-
stützt die Stadt seit mehreren
Jahren im Rahmen der Städte-
bauförderung die Sanierung des
Klosters und trägt jetzt zusam-
men mit der Regierung der
Oberpfalz den wesentlichen Fi-
nanzierungsanteil zur Schaffung
eines Kultur- und Begegnungs-
zentrums in den ehemaligen
Ökonomiegebäuden des Klo-
sters. 2006 konnte die erste Rate
für das ca. sechs Millionen Euro
teuere Projekt bewilligt werden. �

Leitungen und Anlagen in öf-
fentlichen Flächen“ eher für den
Mono sprechen. In der 1978 zum
letzten Mal überarbeiteten Fas-
sung heißt es in der Präambel:
„Die Unterbringung von Kanä-
len und Leitungen soll so gere-
gelt werden, dass damit die ge-
samtwirtschaftlich und technisch
günstigste Lösung erreicht wird.“

ESB-Empfehlung

Dass gerade sein System ge-
nau dieser Vorgabe entspricht,
dafür muss Hans Würmseher je-
de Menge Überzeugungsarbeit
leisten. Der Idee von Anfang an
aufgeschlossen gegenüber stand
Hans Windpassinger, Leiter des
Service-Centers der Erdgas-Süd-
bayern GmbH in Pocking: „Al-
lein das gemeinsame Verlegen

der Leitungen spart Kosten.
Durch die gebündelten Trassen
fügen wir uns später gegenseitig
keine Schäden mehr zu.“

Referenzen

Seit 1999 wurde - wie bereits
angedeutet - bei mehreren Er-
schließungen das Mono-Sy-
stem verwendet und zur Serien-
reife entwickelt. Ausgehend
von einem Systemschacht kön-
nen alle möglichen Varianten
„bedarfsgemäß“ geplant und
geliefert werden. Die Bauge-
biete des Jahres 2006 in Pop-
penricht, Kreis Amberg-Sulz-
bach (52 Parzellen), in Amberg
(99 Parzellen) und in Pfarrkir-
chen, Kreis Rottal/lnn (26 Par-
zellen) sind Zeugen der Ent-
wicklung. DK
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Das Mono-System macht’s möglich:

Innovation im Bauwesen
Alle Leitungen in einem Graben - alle Hausanschlüsse aus einem Schacht

Hans Würmseher hat eine Vision: Bereits 1999 stellte der Bera-
tende Ingenieur und Architekt aus Ruhstorf, Landkreis Passau,
sein „Mono-Erschließungssystem“ vor. Mit dieser innovativen
Idee will er beweisen, dass bessere Systeme auch kostengünsti-
ger sein können. Längst ist das Mono-System patentiert; Aus-
zeichnungen zeugen vom kreativen Weitblick des unermüdli-
chen Experten in Sachen Ver- und Entsorgung.

Schon lange dürfte dem Steu-
er- und Gebührenzahler folgen-
des Szenario ein Dorn im Auge
sein: Die Straße wird aufgegra-
ben, Arbeiter reparieren eine
Leitung. Das Loch wird aufge-
füllt, verdichtet und asphaltiert.
Unzählige Male kann sich die
Szene an genau derselben Stelle
wiederholen. Einmal Gas, ein-
mal Kabel, einmal Strom, einmal
Kanal. Das Resultat: Fleckerl-
teppich, Frostschäden, Holper-
pisten, Schlaglöcher.

Alle Aktionen
in einem Graben

Ein ähnliches Dilemma kennt
jeder, der schon einmal ein Haus
gebaut hat: Erst kommt der Was-
serexperte, gräbt das Grundstück
um und stellt diese Arbeitsleis-
tung in Rechnung. Anschließend
werden Strom und Gas separat in
Angriff genommen. Dass sich
diese Aktionen an einem Tag,
mit einem Bagger und in einem
Graben durchführen lassen, wur-
de bereits in diversen Kommu-
nen eindrucksvoll bewiesen. Die
Beteiligten jedenfalls zeigen sich
ausnahmslos mit dem Mono-
Prinzip zufrieden. 

Kreativpreis des
Bundes der Steuerzahler

Beim Ruhstorfer Pilotprojekt
beispielsweise gab es nach Aus-
kunft des Bauamts bislang „nicht
ein Problem“. Die Gemeinde
sparte etwa 30 Prozent der Er-
schließungskosten, als sie 1999
das Baugebiet „Am Grafenholz“
erschloss. Der Bund der Steuer-
zahler in Bayern verlieh Hans
Würmseher dafür den Kreativ-
preis. Zudem erhielt der Archi-
tekt 2001 beim Wettbewerb „Ge-
schäftsidee“ des Komptenzzen-
trums für Existenzgründungen
und Regionale Netzwerke Deg-
gendorf eine Auszeichnung.  

Auch die Einstellung der Ver-
sorger ist heute positiv. Wasser-
meister Johann Büttner von der
Wasserversorgung „Ruhstorfer
Gruppe“ erklärt: „Das Mono-
System hat uns zu hundert Pro-
zent überzeugt. Der Anschluss
über das Leerrohr vom Schacht
ins Haus und die Wartung über
den Schacht, in den man einfach
nur hineinsteigen muss - das al-
les funktioniert prima.“

Herzstück des Systems ist der
patentierte „Mono-Schacht“, für

den keine Kanaldeckel und Schie-
berkappen für Gas und Wasser in
der Straße sowie Hausanschluss-
schächte in den angeschlossenen
Grundstücken mehr benötigt
werden.

Das Motto lautet: „Deckel auf,
Leiter runter“ - und schon sind
alle Hauptleitungen sowie die
dem Schacht zugehörigen Haus-
anschlussabgänge für Schmutz-

sorger mit ihren sonst anfallen-
den Kosten, so dass für den Ka-
nal nur noch ein kleiner Teil der
Kosten verbleibt. 

Weniger Folgekosten

Das Mono-System senkt Fol-
gekosten. Die heute zur Verfü-
gung stehenden Kanalrohre und
Versorgungsleitungen garantie-
ren eine Haltbarkeit von 80 bis
100 Jahren, durch schonenden
Einbau im Gehweg oder am
Straßenrand im Mono-Graben
sicher auch noch länger.
Schachtabdeckungen und Schie-
berkappen sind im Straßenbe-

Nach Humusabtrag und Herstellen des Straßenplanums in ganzer Straßenbreite, sowie Aufkie-
sung nur eines Fahrbahnbereiches von 0,4m Breite werden alle Ver-und Entsorgungsleitungen
und zwar die Hauptleitungen im Gehwegbereich parallel zur Straße (gerade oder gebogen) und
die Hausanschlußleitungen für die gegenüber liegenden Grundstücke rechtwinklig zur Straße - in
einem gemeinsamen MONO-Graben genau geordert in Lage und Tiefe - vorgegeben durch die
entsprechenden Durchlässe im MONO-Schacht - nacheinander verlegt und mit kleinkörnigem,
sickerfähigem, selbstverdichtendem Material lagenweise bis auf Straßenunterplanum aufgefüllt,
mit Filtervlies abgedeckt und schließlich mit Frostschutzkies - zum Aufbau des Belages (Asphalt,
Pflaster, Schotter, usw.) aufgefüllt. �

bauma bricht alle Rekorde
3.000 Aussteller / 540.000 Quadratmeter Ausstellungsfläche

Die bauma, die vom 23. bis 29. April 2007 in München statt-
findet, übertrifft alle Erwartungen. Über 3.000 Aussteller aus
der ganzen Welt werden Ihre Innovationen in den Bereichen
Bau-, Baustoff-, und Bergbaumaschinen, Baufahrzeuge und
Baugerät ausstellen. Die Hallenfläche und die Freifläche sind
bereits komplett ausgebucht. 

Aufgrund dieser enormen Nachfrage wurde die Standfläche
der bauma im Vergleich zu 2004 um weitere 40.000 Quadratme-
ter auf 540.000 Quadratmeter erweitert. Somit wird die diesjähri-
ge bauma die größte aller Zeiten werden. 

Die bauma 2007 verzeichnet ein Wachstum von circa zehn Pro-
zent im Gegensatz zu 2004. Auch die internationale Beteiligung
wird weiter steigen. Sie liegt voraussichtlich bei 54 Prozent mit
Ausstellern aus 49 Staaten. 

Mit Gemeinschaftsständen werden sich die Länder Brasilien,
China, Deutschland, Finnland, Großbritannien, Indien, Kanada,
Korea, Spanien, die Tschechische Republik und die USA präsen-
tieren. Ein überproportionaler Zuwachs auf der Ausstellerseite
war besonders hinsichtlich Russland, der Türkei und China zu
verzeichnen. China meldete mit 13.200 Netto-Quadratmetern ei-
ne sieben mal größere, Russland eine fünf mal größere Fläche an
und die Aussteller aus der Türkei verdoppelten ihre Ausstellungs-
fläche.

Die Messe München stellt rund 540.000 Quadratmeter Aus-
stellungsfläche zur Verfügung. Alle 16 Messehallen sowie das
Freigelände werden komplett belegt sein. Dies entspricht einem
erneuten Flächenzuwachs von 40.000 Quadratmetern und somit
einer Steigerung um fast 10 Prozent. 
Weitere Informationen: www.bauma.de. �

bung neue oder zusätzliche Ka-
bel einzubauen sind. Im Schacht
befindet sich die Anschlussmuf-
fe zur Herstellung der Hausan-
schlüsse. Für die Stromversor-
gung werden ebenfalls Leerroh-
re verlegt und Kabel von
Schacht zu Schacht bzw. den
darauf montierten Kabelvertei-
lerschränken eingezogen.

Regeln der Technik

Dennoch trifft das Mono-Sys-
tem immer wieder auf Fachleute,
die kritisieren, dass das Verlegen
von Leitungen in „einem“ Gra-
ben nicht den anerkannten Re-
geln der Technik entspricht. „Ei-
ne gute Norm kann jegliches
Denken mindestens 20 Jahre
aufhalten“, betont hierzu Prof.
Dr. Manfred Specht von der TU
Berlin. Dabei würde die DIN
1998 zur „Unterbringung von

wasser, Regenwasser, Wasser-
versorgung, Gas oder Fernwär-
meversorgung, Stromleitung so-
wie Medienkabelmuffen zur
Kontrolle, Absperrung, Reini-
gung, Sanierung oder Erneue-
rung frei zugänglich. Im Multi-
funktionsschacht (LW 150/150
cm) ist Platz genug, um alle An-
schluss- und Reparaturarbeiten
ausführen zu können.

Ein Multifunktionsschacht

Ein einziger Graben für alle
bedeutet nicht nur Kostenminde-
rung, sondern auch Umwelt-
schutz, Ressourcenschonung
und kürzere Bauzeit. Aushub
und Wiederfüllung mindern sich
um rund zwei Drittel. Am Mono-
Graben beteiligen sich die Ver-

reich nicht vorhanden und kön-
nen daher keine Folgekosten
verursachen.

Alle potenziellen Schadstellen
wie Kabelabzweige, Wasser-
und Gasanbohrschieber sind im
Mono-Schacht zur Kontrolle
und evtl. Erneuerungen frei 
zugänglich. Dennoch auftreten-
de Rohrschäden zwischen den
Schächten können von Schacht
zu Schacht - wie heute bei Ka-
nalleitungen zu 80 Prozent be-
reits üblich - auch bei Wasser-
und Gasleitungen mit Inliner ko-
stengünstig, ohne aufzugraben,
saniert werden.

Die Kabel für Telekom und
Kabel-TV (Telekom Zulassung
seit 2006) werden in Leerrohre
von Schacht zu Schacht eingezo-
gen, so dass später ohne Aufgra-

Städtebauförderung:

Oberpfalz-Bilanz 2006 
430 Bewilligungsbescheide an 67 Städte und Gemeinden mit ins-
gesamt 11 Millionen Euro an Fördermitteln sind insbesondere
dann eine stolze Bilanz, wenn man berücksichtigt, dass damit
zusammen mit den Eigenmitteln der Gemeinden und den priva-
ten Finanzierungsanteilen ein Investitionsvolumen von weit
über 60 Millionen Euro initiiert werden konnte.

In der Oberpfalz liegt der
Schwerpunkt der städtebauli-
chen Sanierung und Entwick-
lung nach wie vor in der Stär-
kung der Innenstädte und Orts-
zentren. Die Städtebauförde-
rung hilft den Gemeinden diese
Standorte aufzuwerten damit sie
wieder konkurrenzfähig und für
zeitgemäßes Wohnen und Ar-
beiten attraktiv werden. Zuneh-
mend setzt sich auch die Er-
kenntnis durch, dass langfristige
Sanierungserfolge nur mit inte-
grierten Entwicklungskonzep-
ten erreichbar sind. Viele Fak-
toren bestimmen die Entwick-
lung einer Stadt und sind bei
Planungsentscheidungen zu be-
rücksichtigen.

Rückläufige
Bevölkerungszahlen

Viele Städte werden sich auf
rückläufige Bevölkerungszahlen
einstellen, was heißt auf weniger
Kinder, dafür mehr alte Men-
schen. Die Auswirkungen auf
die städtische Infrastruktur, z.B.
auf Kindergärten und Schulen,
müssen in die langfristige Ent-
wicklungsplanung einkalkuliert
werden. Einige Bereiche der
Oberpfalz werden einen tiefgrei-
fenden Strukturwandel zu be-
wältigen haben, aufgegebene In-
dustrie- und Gewerbestandorte,
z.B. Stahl, Porzellan oder Textil,
die über Generationen Orte ge-
prägt haben, hinterlassen neben
den sozialen Problemen große

Brachflächen, die das Lebensge-
fühl in den Städten zusätzlich be-
einträchtigen.

Neue Leitbilder

Mit der Städtebauförderung
unterstützt die Regierung der
Oberpfalz die Gemeinden bei
der Bewältigung dieser Proble-
me. Einfache Lösungen führen
meist nicht zum erhofften Ziel.
Es müssen mehrere Fachdiszi-
plinen zusammenwirken um
tragfähige Entwicklungskonzep-
te mit neuen Leitbildern zu ent-
werfen - diese Planungen sind
nicht billig, die Regierung kann
mit sehr attraktiven Zuschüssen
fördern. Auch die Umsetzung
dieser Konzepte mit einer vor
Ort installierten Projektsteue-
rung wird durch die Städte-
bauförderung mit finanziert. 

In der Stadt Tirschenreuth
wurde 2006 ein Stadtentwick-
lungskonzept fertig gestellt, das
den Umbau einer traditionellen
Industriestadt zum „Regionalen
Anziehungspunkt mit größerer
Aufenthaltsqualität für Besucher
und Lebensqualität für die Bür-
ger“ steuern soll. Erste sog. Im-
pulsprojekte z.B. für das Areal
Stadtteich Ost wurden bereits be-
willigt, vorbereitet wird momen-
tan als große Sanierungsmaßnah-
me die Neugestaltung des Markt-
platzes. Hier hat sich eine inten-
sive Diskussion entzündet, erst
nach einem Bürgerentscheid
wird wohl entschieden werden,

wie die angestrebte Aufwertung
erreicht werden kann. 

Auch in der Stadt Mitterteich
hat ein Stadtumbauprozess be-
gonnen. Mit Unterstützung der
Städtebauförderung wird in der
Innenstadt ein Projektbüro be-
trieben, das die vielfältigen Akti-
vitäten zur Umsetzung der be-
schlossenen Umbaustrategie
steuert. Als aktuelles größeres
Vorhaben fördert die Regierung
ein Konzept zur Umnutzung ei-
ner brach liegenden Porzellanfa-
brik. Untersucht werden bauli-
che und finanzierungstechnische
Rahmenbedingungen, die neue
gewerbliche Nutzungen in der
alten Bausubstanz ermöglichen. 

Demographischer und
struktureller Wandel

Wie für die Nachbarstädte er-
zwingt der demographische und
strukturelle Wandel auch für
Waldsassen eine neue Orientie-
rung in der Entwicklungspolitik
der Stadt. Anknüpfend an die hi-
storische Bedeutung des Klo-
sters Waldsassen sieht die Stadt
neue Entwicklungschancen im
Tourismus, mit den Schwer-
punktthemen Kultur und Religi-
on. Konsequenter weise unter-
stützt die Stadt seit mehreren
Jahren im Rahmen der Städte-
bauförderung die Sanierung des
Klosters und trägt jetzt zusam-
men mit der Regierung der
Oberpfalz den wesentlichen Fi-
nanzierungsanteil zur Schaffung
eines Kultur- und Begegnungs-
zentrums in den ehemaligen
Ökonomiegebäuden des Klo-
sters. 2006 konnte die erste Rate
für das ca. sechs Millionen Euro
teuere Projekt bewilligt werden. �

Leitungen und Anlagen in öf-
fentlichen Flächen“ eher für den
Mono sprechen. In der 1978 zum
letzten Mal überarbeiteten Fas-
sung heißt es in der Präambel:
„Die Unterbringung von Kanä-
len und Leitungen soll so gere-
gelt werden, dass damit die ge-
samtwirtschaftlich und technisch
günstigste Lösung erreicht wird.“

ESB-Empfehlung

Dass gerade sein System ge-
nau dieser Vorgabe entspricht,
dafür muss Hans Würmseher je-
de Menge Überzeugungsarbeit
leisten. Der Idee von Anfang an
aufgeschlossen gegenüber stand
Hans Windpassinger, Leiter des
Service-Centers der Erdgas-Süd-
bayern GmbH in Pocking: „Al-
lein das gemeinsame Verlegen

der Leitungen spart Kosten.
Durch die gebündelten Trassen
fügen wir uns später gegenseitig
keine Schäden mehr zu.“

Referenzen

Seit 1999 wurde - wie bereits
angedeutet - bei mehreren Er-
schließungen das Mono-Sy-
stem verwendet und zur Serien-
reife entwickelt. Ausgehend
von einem Systemschacht kön-
nen alle möglichen Varianten
„bedarfsgemäß“ geplant und
geliefert werden. Die Bauge-
biete des Jahres 2006 in Pop-
penricht, Kreis Amberg-Sulz-
bach (52 Parzellen), in Amberg
(99 Parzellen) und in Pfarrkir-
chen, Kreis Rottal/lnn (26 Par-
zellen) sind Zeugen der Ent-
wicklung. DK
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Für einen europagerechten
Ausbau der Verkehrswege
in Bayern

„Europa wächst zusammen. Seit dem 1. Mai 2004 liegt
Bayern mitten im neuen Zentrum der EU. Aber die
Mobilität stößt immer noch auf alte Grenzen. Doch erst
neue Mobilität macht die Osterweiterung sinnvoll.“
RA Gerhard Hess,
Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes

„Die Verkehrswege des Freistaates brauchen die enge
Vernetzung mit denen unserer Nachbarländer. Engpässe
müssen rasch beseitigt werden.“
Prof. Bauer, Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes

www.bauindustrie-bayern.de

Bayerns Verkehrswege mit Europa vernetzen:
auf der Straße, auf der Schiene, auf der Donau.

Mobilität braucht Infrastruktur

www.der-flexible-Raum.de

Container · Raummodule · Hallensysteme

EMB-Wertemanagement der
Bauwirtschaft auf Erfolgskurs

Von Dipl.-Ing. Richard Weidinger
Vorsitzender EthikManagement der Bauwirtschaft e.V.

EMB-Wertemanagement ist nicht nur eine wirksame Initiative
zur Verhinderung von Manipulation und Korruption, sondern
ein umfassender werteorientierter Managementansatz in der
Bauwirtschaft. Die Ausrichtung des Unternehmens an Wertvor-
stellungen und deren Implementierung in die maßgeblichen Un-
ternehmensstrukturen ist Voraussetzung für nachhaltigen wirt-
schaftlichen Erfolg in der Bauindustrie.

„Strenge Sitten“ - so lautet der
Titel eines Artikels in der Süd-
deutschen Zeitung am 2.6.2006,
in dem darüber berichtet wird,
dass die Bau- und Immobilien-
wirtschaft mit einer Werte-Char-
ta und Zertifikaten der Korrupti-
on vorbeugen wolle. Dabei über-
rascht es nicht, dass in diesem
Beitrag auch über das „EthikM-
anagement der Bauwirtschaft“
(EMB) berichtet wird. 

EMB-Wertemanagement
beugt Rechtsverstößen vor

Das Wertemanagementsys-
tem, zu dessen Schaffung und
Implementierung sich die Mit-
gliedsfirmen in einem Trägerver-
ein verpflichten, soll vorbeugend
wirken, damit es gar nicht erst zu
dolosen Handlungen kommt. 

„Wir verstehen es als kodifi-
zierte Unternehmenskultur, die
die Frage beantwortet: Wie
möchte ich, dass die Mitarbeiter
miteinander und mit Kunden
umgehen?“, so wird Richard
Weidinger, Vorsitzender des
EMB-Trägervereins in dem SZ-
Artikel zitiert.

Ordnungspolitische 
Antwort auf 
staatlichen Strafanspruch

Was waren die Grundüberle-
gungen, die unter wissenschaftli-
cher Beratung der beiden renom-
mierten Wirtschaftsethiker Prof.
Dr. Dr. Karl Homann und Prof.
Dr. Josef Wieland vor zehn Jah-
ren zu dieser Initiative geführt
haben? Das EMB-Wertemana-
gement ist die richtige Antwort
auf den Kontrollanspruch des
Staates in einer gewinnorientier-
ten Wirtschaft. 

Das EMB erkennt das oberste
Unternehmensziel an, nachhaltig
wirtschaftlichen Erfolg zu erzie-

len und Gewinne zu machen. Bei
dem Gewinnstreben handelt es
sich um ein grundlegendes Prin-
zip unserer sozialen Marktwirt-
schaft. Für dieses gewinnorien-
tierte Wirtschaften gibt der Staat
einen rechtlichen Ordnungsrah-
men vor, sagt, was erlaubt und
verboten ist. Dabei besteht die
Tendenz, dass dieser Ordnungs-
rahmen immer komplizierter
und verworrener wird, wodurch

nicht selbst lösen kann. Das
EMB-Wertemanagement fordert
deshalb innerhalb des Unterneh-
mens eine klare Haltung zu
zulässigen bzw. unzulässigen
Verhaltensweisen. 

Für dezentral organisierte
Bauwirtschaft von 
besondererBedeutung

Genau hier ist die Schnittstelle
zu den Anforderungen aus dem
Strukturwandel der Bauwirt-
schaft mit ihren überwiegend
d e z e n -
tralen Organisationsstrukturen.
Denn gerade hier können Auf-
sichtsmaßnahmen von der Unter-

Vorteil verschaffen würde. 
Praktische Umsetzung 

der Verhaltensstandards
Erarbeitung und Umsetzung

der Verhaltensstandards erfolgen
unter Einbeziehung der Mitar-
beiter. Die Verhaltensstandards
werden auch formal in das Ar-
beitsverhältnis integriert und in
Form von Arbeitsanweisungen
umgesetzt. Es wird unmissver-
ständlich klargestellt, dass die
Einhaltung der Regeln und die
Beachtung der Werte Firmenpo-
litik sind und dass abweichendes
Verhalten weder stillschweigend
erwartet noch geduldet wird.

Schulung
Die in das EMB-Wertepro-

gramm einbezogenen Mitarbei-
ter werden entsprechend ihrer je-
weiligen Verantwortung über das
Werteprogramm, über Inhalt und
Konsequenzen der für ihre
Tätigkeit einschlägigen Rechts-
vorschriften unterrichtet. 

Informationsoffenheit
Der Verpflichtung zur Infor-

mationsoffenheit dient einerseits
ein externes Audit-Verfahren,
das vom Konstanz Institut für
Wertemanagement durchgeführt
wird. Die Standards für dieses
Verfahren sind vorgegeben. Wei-
tere Elemente der Informations-
offenheit können gezielte Kun-
deninformationen oder Veröf-
fentlichungen in Firmenzeit-
schriften oder im Internet sein. 

Unterscheidung zwischen
EMB-Mitgliedschaft und
EMB-Zertifizierung

Im Hinblick auf die Erarbei-
tung und Implementierung die-
ses Werteprogramms ist von
großer Bedeutung, zwischen Fir-
men, die nur EMB-Mitglied
sind, und Unternehmen, die sich
dem externen Audit unterzogen
haben, zu unterscheiden. Denn

die Abgrenzung zwischen recht-
lich zulässigem und unzulässi-
gem Handeln immer schwieriger
wird. So wie das Recht allge-
mein immer schwerer verständ-
lich wird, wird es gerade für die
Mitarbeiter von Unternehmen
immer schwieriger, die Rechts-
ordnung zu durchschauen und
ihr Handeln danach auszurich-
ten. Gleichzeitig besteht seitens
des Staates eine permanente Ten-
denz zu Strafverschärfungen, al-
so zur Verstärkung des Gedan-
kens der Generalprävention, bei-
spielsweise durch die Einfüh-
rung des Straftatbestandes „Wett-
bewerbsbeschränkende Abspra-
chen bei Ausschreibungen“ (§
298 StGB). 

Verhältnismäßigkeits-
und Subsidiaritätsprinzip

Das EMB-Wertemanagement
tritt dem mit einem Verweis auf
das Verhältnismäßigkeits- bzw.
Subsidiaritätsprinzip entgegen:
Der Staat soll mit seinem Wirt-
schaftsstrafrecht erst dann ein-
greifen müssen, wenn die Wirt-
schaft das Problem der Verhin-
derung von Rechtsverstößen

die Ergebnisse des Auditverfah-
rens werden einem Zertifizie-
rungsausschuss vorgelegt, der
darüber entscheidet, ob die ge-
prüften Unternehmen ein Zertifi-
kat erhalten oder nicht. Erst die-
ses Zertifikat ist sozusagen das
„EMB-Gütesiegel“. Den Vorsitz
in dem Zertifizierungsausschuss
hat die frühere Bayerische
Staatsministerin der Justiz, Frau
Dr. Mathilde Berghofer-Weich-
ner inne.

EMB-Wertemanagement
steigert 
Unternehmensprofitabilität

Die zertifizierten EMB-Mit-
glieder bestätigen die positiven
Auswirkungen des im Unterneh-
men eingerichteten Wertepro-
gramms. So hätten sich insbe-
sondere Kommunikation, Füh-
rungsstil, Informationsoffenheit,
selbständiges Wahrnehmen von
Verantwortlichkeiten und Rechts-
sicherheit sowohl firmenintern
als auch bei allen Arten von Ge-
schäftskontakten spürbar verbes-
sert. Ein solches Wertemanage-
ment ist damit eine Investition in
die Erfolgsfähigkeit des Unter-
nehmens. Durch Senkung inter-
ner und externer Transaktionsko-
sten, Verringerung von Schnitt-
stellenkosten und Vermeidung
von Risiken steigt die Profitabi-
lität des Unternehmens.

Anerkennung und 
Akzeptanz des EMB bei
Politik und Verwaltung

Was die Akzeptanz und Aner-
kennung bei Politik, Verwaltung,
verschiedenen Auftraggebern
und diversen Fachkreisen betrifft
- kurz in seiner gesamten Außen-
wirkung - kann das EMB-Wer-
temanagement durchaus als Er-
folgsstory bezeichnet werden.

Seine Akzeptanz und Anerken-
nung zeigt sich z.B. darin, dass
bei dem Präqualifikationsverfah-
ren der Deutschen Bahn AG in
dem Fragebogen Stufe 1 die
EMB-Zertifizierung als ein
Nachweis zur Ergreifung von
Maßnahmen zur Korruptions-
vermeidung im Unternehmen
anerkannt wird. Auch in der neu
gefassten bayerischen Korrupti-
onsbekämpfungsrichtlinie vom
April 2004 werden u.a. Maßnah-
men im Rahmen eines EthikMa-
nagements als geeignet angese-
hen, um nach einem Vergabeaus-
schluss die Wiederzulassung zu
öffentlichen Aufträgen zu errei-
chen.

Übernahme durch 
Hauptverband der
Deutschen Bauindustrie

Vor dem Hintergrund dieser
positiven Entwicklungen ist
mittlerweile ein Konzept erar-
beitet worden, das EMB-Wer-
temanagement mit seinem bisher
bayerischen Schwerpunkt auf
der Ebene des Hauptverbandes
der Deutschen Bauindustrie zu
einer Initiative für die Bauindu-
strie in ganz Deutschland zu ma-
chen (eine Initiativveranstaltung
dazu fand am 21. März in Berlin
statt). Dieses Konzept baut auf
der Erkenntnis auf, dass die Ori-
entierung an ethischen Wertvor-
stellungen wie Fairness, Offen-
heit, Ehrlichkeit, Vertrauenswür-
digkeit und Integrität eine Vor-
aussetzung für nachhaltigen
wirtschaftlichen Erfolg in der
Bauindustrie ist. Die Ausrich-
tung der Führungskräfte und
Mitarbeiter an Wertvorstellun-
gen und deren Implementierung
in die Kommunikations-, An-
reiz- und Kontrollsysteme eines
Unternehmens, das ist es, was
das EMB-Wertemanagement der
Bauwirtschaft ausmacht.

nehmenszentrale aus schwierig
durchzusetzen und deshalb recht-
lich anzweifelbar sein. Mehr Ef-
fizienz versprechen hier für die 
einzelnen Mitarbeiterebenen vor-
gegebene Wertestrukturen.

Werteorientierter
Managementansatz

Das EMB-Wertemanagement
aber nur als Maßnahme zur Kor-
ruptionsbekämpfung aufzufas-
sen, wäre bei weitem zu kurz ge-
griffen. Ein solches werteorien-
tiertes Managementsystem darf
nicht auf Compliance oder gar
bloße Exkulpationsstrategien re-
duziert werden. Das EMB-Wer-
temanagement ist vielmehr ein
Mittel, nach außen und nach in-
nen zu signalisieren und auch zu
dokumentieren, dass das Unter-
nehmen sich fair verhalten und
entsprechende Anstrengungen
unternehmen will. Wer in seinem
Unternehmen ein Wertepro-
gramm etabliert, professionell
umsetzt und mit Leben erfüllt,
kann seine Reputation als ver-
trauenswürdiger und fairer Part-
ner schützen und entwickeln und
somit seine Position im Markt
unter den sich permanent verän-
dernden Wettbewerbsbedingun-
gen festigen. Die schriftliche Fi-
xierung des Werteprogramms,
die Dokumentation der damit
verbundenen Anstrengungen
und die externe Zertifizierung
unterstreichen für Jeden nach-
vollziehbar die Glaubwürdigkeit
dieser Aktivitäten. 

Die 5 Bausteine 
des Werteprogramms

Welche Anforderungen stellt
nun ein solches EMB-Wertepro-
gramm? Es besteht aus fünf ver-
pflichtenden Bausteinen:

Verhaltensstandards
Verhaltensstandards legen die

Werte fest, von denen sich das
Unternehmen gegenüber Kun-
den, Partnern, Mitarbeitern und
Öffentlichkeit leiten lässt. In je-
dem Fall sind hier zentrale Ele-
mente wie Gesetzestreue, Ableh-
nung illegaler Geschäftsprakti-
ken und die Erwartung der
Durchführung eines Wertepro-
gramms bei den Partnern aufzu-
nehmen.

Werteprogramm 
als Chefsache

Die Einführung des Wertepro-
gramms muss Chefsache sein.
Die Verantwortung für die
Durchführung liegt bei der Un-
ternehmensleitung, sie hat Vor-
bildfunktion. Ein Chef, der selbst
anordnet, dass bestimmte Markt-
verhaltensweisen zu unterblei-
ben haben, kann nicht wegsehen,
auch wenn ein derartiges Verhal-
ten dem Unternehmen einen

Kommunale Förderung von Wohneigentum:

Nürnberg liegt vorn 
Auf Initiative von Nürnbergs Wirtschafts- und Wohnungsrefe-
rent Dr. Roland Fleck wurde vom Amt für Wohnen und Stadt-
erneuerung eine Umfrage zur kommunalen Förderung von
Wohneigentum unter den 528 Städten und Gemeinden der Me-
tropolregion Nürnberg durchgeführt. 

„Die Förderung von Wohnei-
gentum in der Metropolregion
Nürnberg ist ein kommunalpoliti-
sches Instrument, das zuneh-
mend an Bedeutung gewonnen
hat“, betonte Fleck. Immer mehr
Kommunen engagierten sich zu-
sätzlich zu staatlichen Program-
men mit eigener Förderung. 

Etwa ein Fünftel der Kommu-
nen habe oder plane ein Förder-
programm, mit dem der Neubau
einer Immobilie für Familien mit
Kindern gefördert wird. Die
kommunale Förderung hängt
nicht von der Größe der Kom-
mune ab. Viele kleine Gemein-
den engagieren sich mit eigenen
Förderungsprogrammen.

Als Geschäftsführer des Fo-
rums „Wirtschaft- und Infra-
struktur“ der Metropolregion
Nürnberg begrüßt Fleck, dass ein
Arbeitsteam „Wohnen in der
Metropolregion“ eingerichtet
wurde, in dem sich die wichtigen
Wohnungsgesellschaften in der
EMN (Europäische Metropolre-
gion Nürnberg) vernetzen.

„53 unterschiedliche Förder-
programme wurden genannt,
von denen 89 Prozent nur Neu-
bauvorhaben und 11 Prozent

auch Objekte im Altbaubereich
fördern. 76 Prozent der Förder-
programme geben an, dass damit
die Zielgruppe Familien mit
Kindern unterstützt wird. Bei 14
Prozent dieser Angaben gibt es
eine Förderung nur für einheimi-
sche Familien“, skizzierte Fleck
die Ergebnisse der Umfrage.

Während kleinere Städte und
Gemeinden häufig verbilligte
Baugrundstücke abgeben, för-
dert Nürnberg ebenso wie Dei-
ning, Erlangen, Kulmbach und
Markt Markschorgast Neubau-
ten von Familien und Alleiner-
ziehenden mit Kindern mit Inve-
stitionszuschüssen und liegt da-
mit in der Metropolregion weit
vorn mit ihrem Engagement.

„2005 und 2006 haben wir mit
720.000 Euro 100 Wohnobjekte
unterstützt“, betonte Fleck. „Das
stark nachgefragte Förderungs-
programm ist ein wichtiger Bau-
stein für die Familienfreundlich-
keit der Stadt.“ Mit ihrem För-
derprogramm liegt die Noris-
stadt im Vergleich zu den Kom-
munen der Metropolregion auch
bei der Kooperation mit den
ortsansässigen Wohnungsunter-
nehmen weit vorne.  DK
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Thermalbad „Fürthermare“ feierte Richtfest:

Neues Kapitel der
Stadtgeschichte 

Die für Oktober geplante Eröffnung des Fürther Thermalbades
ist nach Auffassung von Oberbürgermeister Thomas Jung einer
jener Meilensteine, die das 1000-jährige Stadtjubiläum setzen
soll. Beim Richtfest erklärte Jung, die neue Bäderlandschaft ste-
he für die Nachhaltigkeit des Jahres 2007 und könne Fürth über
Jahrzehnte hinweg eine neue Bedeutung in der Region geben.

Für Jung, der bereits zu Beginn
seiner Amtszeit die Nutzung des
„wertvollen Schatzes, der unter
unserer Stadt fließt“, als ein wich-
tiges Ziel seiner Bemühungen be-
zeichnete, geht ein Jahrhundert-
traum in Erfüllung. Die große
Qualität des 33-Millionen-Euro-
Projektes mit Thermal- und Spaß-
bad sowie Wellnessbereich, aber
auch das wertvolle Heilwasser,
das sich mit den bekannten Quel-
len in Bad Kissingen und Bad
Windsheim messen kann, werde
dafür sorgen, dass sich die „Fürt-
hermare“, so der Name der Ein-
richtung, zu einem Anziehungs-
punkt für die gesamte Region ent-
wickelt. 

Zur Bäderlandschaft zählen
weiterhin das Frei- und Hallen-
bad am Scherbsgraben, die beide
von der Betreibergesellschaft Vi-
taplan bereits aufwändig saniert
und ausgebaut wurden. Der An-
teil der Stadt beläuft sich auf das
frühere Bäderdefizit von 1,8 Mil-
lionen Euro jährlich. Die Stadt
zahlt 30 Jahre lang denselben Be-
trag und erhält laut Jung „mehr
Bad für genauso viel Geld“.
Dafür blieben die Eintrittspreise
für das Freibad und die Hallenbä-
der in Stadeln und am Scherbs-
graben auf niedrigem Niveau. 

Die Thermalbadträume began-
nen 1901, als die Fürther bei der
Suche nach Kohle auf das 460
Meter im Untergrund liegende
und 22 Grad warme wertvolle
Nass stießen. Nachdem erste Nut-
zungsversuche und das Kurbad
am Ersten Weltkrieg scheiterten,
wurden immer wieder Versuche
zur Verwirklichung unternom-
men allerdings bis in die 80er
Jahre hinein ohne Erfolg. Die ent-
scheidende Idee, das Thermal-
badvorhaben auf Grund der Syn-
ergieeffekte am Scherbsgraben zu
realisieren, kam vom Geschäfts-
führer der infra fürth gmbh, Dr.
Hans Partheimüller, und dem da-
maligen Bäderchef Wolfgang
Greul. Nach einer Grundsatzent-
scheidung des Stadtrates im April
2004, einer europaweiten Aus-
schreibung und intensiven Bieter-
verhandlungen folgte im Frühjahr
2006 der Spatenstich. Dass nun
schon Richtfest gefeiert werden
kann und sich das Großprojekt be-
reits auf der Zielgeraden befindet,
freut Partheimüller: „Das zeigt,
dass sich auch in schwierigen Zei-
ten etwas bewegen lässt, wenn die
Einbindung von privatem Kapital
und Know-how gelingt.“

Angesichts des viel verspre-

chenden Konzeptes von Betreiber
Horst Kiesel sind sowohl der in-
fra-Chef als auch OB Jung vom
wirtschaftlichen Erfolg über-
zeugt. Die drei tragenden Säulen
Spaßbad mit drei großen Rut-
schen sowie einer vielfältigen
Poollandschaft, Therme mit un-
terschiedlich temperierten Be-
cken und als Highlight eine Sole-
grotte sowie Wellnesslandschaft
mit Saunen und Dampfbädern,
ergänzt mit Hallen- und Freibad,
sorgen dafür, dass keine Wünsche
offen bleiben. 

Badespaß für die ganze Familie
und alle Generationen lautet Kie-
sel zufolge auch die Philosophie
des Bäderkomplexes, wobei aber
durch die klare Trennung der
Angebote auch gewährleistet
ist, dass sich jeder Gast optimal
versorgt und wohl fühlt. DK

Heiße Nacht zugunsten 
der „Allgäu-Hilfe“

Benefizveranstaltung in Ettringen am 8. und 9. Juni mit einem Feuerwerk 
an Attraktionen - Reinerlös für Kinderhospiz Bad Grönenbach 

Nach dem Vorbild des ZDF-Fernsehgartens veranstaltet der
Veteranen- und Reservistenverein (V & R) Ettringen am 8.
und 9. Juni auf dem weitläufigen Gelände des Gutshofes Ost-
Ettringen zugunsten der „Allgäu-Hilfe“ eine Benefizaktion der
Superlative. Der Reinerlös des Abends wird für das neu eröff-
nete Kinderhospiz in Bad Grönenbach, Landkreis Unterall-
gäu, verwendet. Als Schirmherr der Open-Air-Veranstaltung
fungiert Luitpold Prinz von Bayern.

Vorsitzender Max Maurus
und seine Mitstreiter haben ein
Programm auf die Beine ge-
stellt, das sich hören und sehen
lassen kann. Mit von der Partie
sind die Volksmusikstars Conny
Singer aus Babenhausen und
Nico Sanders, zudem DSF-
Sportmoderatorin Katharina
Kuhlmann, Toni Roßberger,

Weltmeister im Motorradweit-
und -hochsprung, Stimmungs-
kanone Buddy, die Newcomer-
band „Ortsgespräch“ sowie die
Fernsehköche Horst Lichter und
Christian Henze. Gemeinsam
mit weiteren Entertainern und
Showeinlagen versprechen sie
einen unvergesslichen Abend.
Wenn das offizielle Programm

zu Ende ist, geht die Partynacht
erst richtig los: Bis in den
frühen Morgen wird die Joe
Williams Band, eine der erfolg-
reichsten Partybands Deutsch-
lands, den Besuchern kräftig
einheizen. 

Party auch bei
schlechter Witterung

Bereits am Vorabend, am Frei-
tag, 8. Juni, öffnet die Festzone
auf Gut Ost-Ettringen ihre Pfor-
ten. Zum Auftakt gastiert die
Band „Starmix“ in der Wertach-
gemeinde. Sie zählt zu den ganz
Großen der Partyszene: regel-
mäßige Engagements bei der
McLaren-Formel-l-Party in Mo-
naco, der legendären Silvester-
party in Salzburg vor 10.000 Be-
suchern sowie bei den Parties des
internationalen JetSets sprechen
für sich. Der Erlös dieses ersten
Abends kommt der Vereinsarbeit
des V & R zugute. Gefeiert wird
am 8. und 9. Juni bei jedem Wet-
ter. Für den Fall der Fälle hat der
V & R vorgesorgt und ein riesi-
ges, an einem Autokran schwe-
bendes Dach geordert.

Prominente Paten

Prominente Paten bürgen mit
ihrem guten Namen für die Se-
riosität der Benefizveranstal-
tung und der „Allgäu-Hilfe“:
Neben Sängerin Conny Singer
stellen sich auch die Bürgermei-
ster Robert Sturm (Ettringen)
und Klaus Holetschek (Bad
Wörishofen) in den Dienst der
guten Sache. 

Die Benefizaktion „Allgäu-

Hilfe“ wurde im vergangenen
Jahr vom Veteranen- und Reser-
vistenverein Ettringen ins Le-
ben gerufen. Der Traditionsver-
ein, der mit Überalterung und
sinkenden Mitgliederzahlen
kämpft, war auf der Suche nach
einer neuen, langfristig angeleg-
ten Vereinsaufgabe. Laut Vorsit-
zendem Max Maurus spielte der
Verein trotz vielfältiger Akti-
vitäten und einer langen Erfah-
rung bei der erfolgreichen Orga-
nisation von Veranstaltungen im
Reigen der anderen Ortsvereine
eine immer geringere Rolle.
Dies habe man ändern wollen.
Mit der Gründung der „Allgäu-
Hilfe“ habe der Verein den rich-
tigen Weg gefunden.

Gestärkte Gemeinschaft

Die Unterstützung hilfsbedürf-
tiger Personen und Organisatio-
nen werde auf aufgrund leerer
öffentlicher Kassen immer wich-
tiger, weshalb ein derartiges En-
gagement in der Gesellschaft 
positiv aufgenommen wird.
Maurus: „Außerdem stärkt es die
Vereinsgemeinschaft enorm,
wenn wir ein großes Ziel vor Au-
gen haben, für das es sich zu ar-
beiten lohnt. Unsere Mitglieder
jedenfalls sind Feuer und Flam-
me für die ‚Allgäu-Hilfe’. Der
Wirkungskreis unserer Ini-
tiative erstreckt sich in einem
Radius von etwa hundert Kilo-
metern rund um die Unterallgäu-
er Kreisstadt Mindelheim.“

„Sehnsucht nach Leben“

Mit dem Erlös seiner Benefiz-
veranstaltungen, die alle unter
dem Motto „Sehnsucht nach 
Leben“ stehen, unterstützt der 
V & R mit seinen über 200 Mit-
gliedern Menschen, die unver-
schuldet in Not geraten sind. Ein
Gremium, bestehend aus der
Vorstandschaft und den Paten,
befindet über Vorschläge und
Anträge. DK

Stecken schon mitten in den Vorbereitungen für die groß ange-
legte Benefiz-Nacht: Max Maurus, der Vorsitzende des feder-
führenden Veteranen- und Reservistenvereins, Volksmusikstar
Conny Singer und Ettringens Bürgermeister Robert Sturm (v. l.).

750-Jahr-Feier der Stadt Rain:

Zeitgenössische 
Feierlichkeiten

Mit einem vielfältigen ganzjährigen Programm feiert die Stadt
Rain ihr 750-jähriges Jubiläum der ersten urkundlichen Er-
wähnung. Gegenüber anderen Kommunen geht Rain im Ju-
biläumsjahr einen anderen Weg, d. h. es gibt kein mittelalterli-
ches Treiben, sondern die Lechstadt feiert zeitgenössisch und
unterstreicht ihr Selbstverständnis unter anderem als Musi-
kerstadt (Geburtsort mehrerer berühmter Komponisten),
Agrarstandort (Landhandel, große Verarbeitungsbetriebe für
Zuckerrüben, Kartoffeln) und als „Stadt der Blumen“ (Zen-
trale von Dehner & Co.) Zum Jahreswechsel erschien ein um-
fangreiches Programmheft. 

Der 4. Juli als Urkunds-Tag
von Herzog Ludwig wird mit
einem Festakt am Rathausplatz
öffentlich begangen. Das Haupt-
Wochenende vom 13. bis 15.
Juli wird ein auf drei Tage aus-
gedehntes Stadtfest sein, das be-
reichert wird durch eine Frie-
densfeier, einen Künstler- und
Handwerkerhof, eine Geburts-
tagsparty der vier städtischen
Kindergärten, dem Senioren-
nachmittag und einem Treffen
ehemaliger Rainer Bürger.

Bunte Melodiensträuße

Den Anfang des Jubiläumsjah-
res setzte in der Musikerstadt
Rain die Stadtkapelle mit einem
Neujahrskonzert. Diese wird das
Jubiläumsjahr auch mit einem
Kirchenkonzert am 23. Dezem-
ber beenden. Dazwischen gibt es
eine Reihe bunter Melodien-
sträuße, darunter ein Frühjahr-
skonzert des Liederkranzes (5.
Mai), ein Gala-Konzert des Lan-
desjugendorchesters (9. Juni),
ein Benefizkonzert des Musik-
korps der Bayerischen Polizei (6.
Oktober) sowie ein Gemein-
schaftskonzert der Rainer Mu-
sikschaffenden (26. Oktober). 

Historisch genau in der Mitte
zwischen der Gründungsurkun-
de und dem Festjahr liegt die
Schlacht bei Rain vor 375 Jah-
ren: Ihrer wird u. a. mit folgen-
den Aktionen gedacht: Am 15.
April - dem Tag der Verwun-
dung des Feldherrn - wird der
„Tillyweg“ (in Kooperation mit

der Gemeinde Oberndorf der-
zeit im Entstehen) eröffnet so-
wie die Aktion Lechfloss (eben-
falls in Zusammenarbeit mit der
Nachbarkommune sowie mit
„Lebensraum Lechtal“ und
THW) durchgeführt.

Nacht der Sinne

Beim Jubiläumsforum der
Sparkasse Neuburg-Rain am 12.
April wird die weitere Entwick-
lung der Stadt im Mittelpunkt
stehen. Eine Pflanzaktion Bäu-
me für Rain“ als erweiterter
„Tag des Baumes“ ist für den
28. April vorgesehen.  Gewer-
bebetriebe in der Nähe der
Grundschule und Feuerwehr
richten einen „Tag der offenen
Tür“ (9. Juni) aus und am 23.
Juni steigt in Verbindung mit
dem Hobby-Triathlon das 2.
Wellness-OpenAir. Kulturell
gibt es unter anderem eine
Nacht der Sinne der Interessen-
gemeinschaft Rainer Winkel
(28. Juli) und ein Kunstforum
Jean Daprai (9. und 10. Novem-
ber). Ein großes Ballereignis
wirft ebenfalls seine Schatten
voraus: der große „Ball der
Stadt Rain“ am 7. Juli in der
Dehner-Galerie mit dem Spit-
zen-Tanzorchester Fink-Stein-
bach.

Nach dem Haupt-Wochenen-
de wohl größtes Highlight und
größter Besuchermagnet wer-
den die „ErLebenstage Rain
2007 - Landwirtschaft, Gesund-
heit und Sicherheit“ am 8. und

9. September sein. Die Stadt prä-
sentiert sich dann zusammen
mit verschiedenen Betrieben
als Agrarzentrum, denn eine
Konzentration an Lieferanten und
Abnehmern (Südzucker, BayWa,
Kartoffel-Centrum) ist wohl ein-
malig in Bayern. Ausgangspunkt
und Standort sind dabei die 
Dehner-Maistage, erweitert um
Zuckerrübe, Kartoffeln, Sicher-
heits- und Gesundheitstage der
Landwirtschaftlichen Sozialversi-
cherung und großem Erlebnisbe-
reich für die Kinder. Zugesagt 
haben unter anderem Bayerns
Landwirtschaftsminister Josef
Miller und der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes,
Gerd Sonnleitner.

Dauerausstellungen

Bereichert wird das Jahr so-
wohl sportlich - hier ist über das
„normale“ Jahresprogramm der
Vereine einiges geboten -, als
auch mit verschiedenen Dauer-
ausstellungen, unter anderem
über Rainer Persönlichkei-
ten (Motto „Köpfe und Kar-
rieren“), sowie begleitenden
Vorträgen im Heimatmuseum.
Präsentiert wird das Ergebnis
des Fahnenwettbewerbs „Stadt,
Land, Fluss - ein Kinderspiel
(?)“. Die katholische Stadtpfar-
rei eröffnet am 22. Juni mit der
Enthüllung des „Kirchenbau-
mes“ ihre Ausstellung „Kirchli-
che und sakrale Geräte und Pa-
ramente“.

Blühendes Zentrum

Wie 1. Bürgermeister Ger-
hard Martin betont, habe die
Stadt in der Neuzeit wirtschaft-
lich aufgeholt und sich zu ei-
nem blühenden Zentrum mit ei-
ner aussichtsreichen Zukunft
entwickelt. Man habe sich vor-
genommen, „die Stadt Rain als
eine prosperierende Kommune
mit einem vielfältigen kulturel-
len Angebot den Bürgerinnen

und Bürgern und den Gästen zu
präsentieren“.

Jubiläumsjahr als
besonderer Ansporn

Zwar verfüge Rain über eine
„wirklich gute Ausgangslage
für die weitere Entwicklung“,
meinte Martin; „doch dürfen
wir uns nicht selbstzufrieden
einfach zurücklehnen, sondern
müssen die täglich neuen Her-
ausforderungen weiterhin mit
viel Engagement angehen“.
Dafür könne das Jubiläumsjahr
ein ganz besonderer Ansporn
sein. „Aus der Betrachtung des-
sen, was in der Vergangenheit
geschaffen wurde, aus dem be-
wussten Blick auf die Stärken,
aber auch auf das Verbesse-
rungswürdige, soll uns neue
Kraft erwachsen um die künfti-
gen Aufgaben zu meistern“,be-
merkte der Bürgermeister ab-
schließend. DK

Urteil zum Kindergartengesetz
Ansbach (fa) - Das Verwaltungsgericht Ansbach hat erst-
mals ein Urteil gesprochen, in dem eine Gemeinde nach
dem neuen Bayerischen Kindergartengesetz dazu verur-
teilt wird, die Förderung eines Kindergartenplatzes außer-
halb des Gemeindegebiets zu übernehmen. Ergangen ist
der Richterspruch am 15. Februar.

Das Gericht ist der Argumenten der Eltern aus einer Kom-
mune des Landkreises Ansbach gefolgt und hat erklärt, dass
die Förderung auch dann übernommen werden muss, wenn die
Gemeinde selbst nicht über ausreichend Plätze verfügt. Dazu
die Gunzenhäuser Rechtsanwältin Dr. Sylvia Meyerhuber:
„Ob ausreichend Plätze vorhanden sind, muss zuvor durch ei-
ne Bedarfserhebung festgestellt werden. Bei der Anerkennung
des Bedarfs ist in erster Linie das gesetzlich fixierte Wunsch-
und Wahlrecht der Eltern zu beachten.“ Die fehlende Pluralität
von Kinderbetreuungsangeboten in der Aufenthaltsgemeinde
ist nach den Vorgaben des Kindergartengesetzes über die Gast-
kindregelung auszugleichen.

Durch das Urteil werden die Rechte der Eltern gestärkt
nachdem das neue Gesetz zu ihrer Verunsicherung geführt hat-
te. Die Juristin: „Es wird klargestellt, dass nicht die wirtschaft-
lichen Interessen der betroffenen Gemeinden, sondern nach
wie vor das Recht der Eltern auf Erziehung im Vordergrund
steht.“
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„Warum haben wir kein
zünftiges Fest mit allem Drum
und Dran einschließlich Feu-
erwerk organisiert? Schließ-
lich würden wir unsere Frei-
heit, unseren Frieden und
unseren Wohlstand feiern!“
Mein Chef, der Bürgermeister, 
maulte rum, weil wir in der
Stadt den 50. Geburtstag der
Römischen Verträge jetzt im
März sang- und klanglos pas-
sieren lassen. 

Ehrlich gesagt haben wir ihm alle abgeraten,
dem Geburtstagskind Europa die Reverenz zu
erweisen, wie er es wollte. Denn Europa hat ein
Imageproblem. Mit dem Begriff verbinden die
meisten Deutschen Bürokratie, Bürgerferne und
Zahlungen in Kassen, aus denen sich andere
Länder bedienen. Wir Deutsche sind demosko-
pisch gegen alles: Gegen den Verfassungsver-
trag, gegen die Erweiterung der EU und sogar
immer noch gegen den Euro. Es ist immer das

Gleiche in der Politik - ob unten in der Kom-
mune oder oben in Europa: Das Positive wird
als selbstverständlich wahrgenommen, das Ne-
gative zum Popanz aufgeblasen. Kein Mensch
äußert sich anerkennend über den guten Zu-
stand innerstädtischer Straßen - nur wenn mal
der Belag erneuert werden muss, schimpft je-
der über den Stau. Alle wollen eine ökologi-
sche Abwasserbeseitigung - aber wenn die Ka-
nalgebühren erhöht werden, ist die Stadt der
Abzocker.

Wer lobt Europa dafür, dass man heute nach
Österreich, Italien oder Frankreich ohne Ein-
reiseformalitäten fahren kann? Mein Vorschlag
wäre, im europäischen Jubiläumsjahr ab und zu
im Radio die Staumeldungen der Reisesaison
1980 zu wiederholen: Zwei Stunden Wartezeit
am Grenzübergang Kiefersfelden, drei Stunden
am Brenner waren keine Seltenheit. Sehnen wir
uns wirklich nach den Zeiten zurück, als wir zu
Hause verschiedene Geldbeutel mit Schilling,
Lira, Peseten, Franc oder Drachmen hatten, je
nachdem, wohin uns der Sommerurlaub führte?
Wissen wir eigentlich noch, dass es Zeiten gab,
da Deutsche und Franzosen einander waffen-

starrend gegenüber standen?
Eine große deutsche Tages-

zeitung wirbt für ihr Onlinean-
gebot mit zwei nebeneinander
stehenden Fotos: Kohl und Mit-
terand, unser früherer Kanzler
und der ehemalige französische
Präsident in Verdun vor einem
Sarg - erst getrennt, dann geben
sie sich die Hand. Das waren
zwei Männer einer Generation,
die in der von Gesellschaft,
Schule und Politik gesicherten

Erkenntnis aufwuchsen, dass jenseits des Rheins
jeweils der Erbfeind lauerte. Über den Bildern
steht sinngemäß, dass ein Augenblick die Welt
verändern könne. In Wahrheit mussten Millio-
nen sterben, wurden hunderttausende zu Krüp-
peln geschossen und unzählige Träume zerstört,
bis Europa zu dem Zustand fand, dass die Leute
zu viele Amtssprachen in der Kommission, zu
viel Papier aus Brüsseler Amtsstuben oder 
zu große Liebe zum Regelungsdetail bei der
berühmten Bananenkrümmung als die größten
Aufreger des europäischen Alltags sehen. Pro-
bleme der Luxusklasse.

Könnte es sein, dass in fünfzig Jahren einfach
zu viel erreicht wurde? Hätte man sich länger
Zeit lassen sollen, die Leute besser „mitneh-
men“? Also, ich bin froh, dass heute die eu-
ropäischen Staaten vom Atlantik bis zum Bug
die gleichen Werte teilen, das gleiche Wirt-
schaftssystem haben und auf dem ganzen Kon-
tinent die Freizügigkeit zum Greifen nahe ist.
Ich sehne mich nicht nach der begrenzten, na-
tionalen Dimension von Gestern. Aber wer so
denkt, muss Farbe bekennen.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat keine Lust
mehr auf das ewige Europa-Genörgel. Und ich
bin diesmal auf seiner Seite: Wenn jetzt keine
Fete zusammen geht, dann im Mai zum Europa-
Tag. Denn er will beweisen, dass es nicht immer
so ist, wie es die französische Publizistin Bri-
gitte Sauzay auf dem heutigen Kalenderblatt 
ausdrückt: „Jedesmal, wenn ich die Deutschen
über Europa reden höre, habe ich Lust zu wei-
nen. Was gibt es Traurigeres als eine deutsche
Rede über Europa? Es gibt darin nichts, was
zum Träumen anregte.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Europa und sein
Imageproblem

Ländliche Entwicklung im Fokus
Politisches Forum der Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen

(AGEG) im Kloster Seeon
Im Kloster Seeon fand das AGEG-Forum „Ländliche Ent-
wicklung und Grenzregionen“ statt, das von der EuRegio Salz-
burg - Berchtesgadener Land - Traunstein und der Arbeitsge-
meinschaft Europäischer Grenzregionen (AGEG) organisiert
und von der Europäischen Union, dem Landkreis Traunstein
sowie dem Land Salzburg finanziell unterstützt wurde. EuRe-
gio-Präsident Dr. Emmerich Riesner aus Neumarkt und der
Generalsekretär der AGEG, der Spanier Martín Guillermo
Ramírez, konnten über 70 Vertreter aus Grenzregionen Euro-
pas und aus der EuRegio begrüßen.

Traunsteins Landrat Hermann
Steinmaßl führte in das Ta-
gungsthema ein, indem er das
Spannungsfeld zwischen Metro-
polregionen und ländlichen Räu-
men, insbesondere in Grenzre-
gionen aufzeigte.

Förderinstrumente

Das Forum war fachlich hoch-
karätig besetzt. Referenten der
Europäischen Kommission, vom
Kongress der Gemeinden und
Regionen des Europarates, vom
Deutschen und Bayerischen
Landwirtschaftsministerium so-
wie vom Amt der Salzburger
Landesregierung informierten
über die verschiedensten Förder-
instrumente und deren Zusam-
menspiel. Vertreter von vier un-
terschiedlichen Grenzregionen
aus Skandinavien, dem deutsch-
belgisch-niederländischen Grenz-
raum, Spanien und den Karpaten
sowie ein Unternehmer brachten
die praktische Sicht der Ländli-
chen Entwicklung in die Tagung
ein. Abschließend zeigte Profes-
sor Fritz Auweck von der Fach-
hochschule in Weihenstephan
Strategien zur Entwicklung länd-
licher Regionen in Europa auf.

Strategien und
Erwartungen

Die Teilnehmer haben über die
neue Strategie der Europäischen
Kommission für ländliche Ge-
biete diskutiert und ihre Erwar-
tungen an die Deutsche Präsi-
dentschaft des Rates der Eu-

ropäischen Union formuliert.
Grundlage dafür sind die Göte-
borg- und Lissabon Initiative der
Europäischen Union, in denen
Wettbewerb, Umweltschutz, Le-
bensqualität und ländliche Ent-
wicklung verankert sind. 

Schlusserklärung

Mit ihrer Schlusserklärung
wenden sich die Teilnehmer an
den Europäischen Ministerrat,
der am 24. und 25. Mai in Leipzig
tagt. Sie fordern dazu auf, dass ei-
ne intensive Koordination der eu-
ropäischen und der nationalen
Politiken mit denen der regiona-
len Ebene erfolgen muss. Und
dies insbesondere für die Grenz-
regionen, die sich allen Arten 
territorialer Herausforderungen
gegenübersehen, wie etwa der 
Entwicklung von Wirtschaft und
Verkehr, der demografischen Ent-
wicklung, der Wichtigkeit des
Bildungsbereichs oder der länd-
lichen Entwicklung. Jeder die-
ser Bereiche erfordert besondere
grenzübergreifende Maßnahmen,
nicht nur in den Regionen der
neuen Mitgliedsstaaten der EU,
sondern auch an den bisherigen
Binnen- und Außengrenzen.

Ergebnisse

Die europäischen Grenzregio-
nen benötigen dabei ganz andere
Maßnahmen als die Städte oder
städtischen Gebiete. Insbesonde-
re dünn besiedelte Grenzräume
haben mit großen strukturellen
Schwierigkeiten zu kämpfen. Es

ist daher notwendig, in den
Grenzregionen z. B. neue Arten
der Zusammenarbeit zu unter-
stützen, die ökonomische Ent-
wicklung zu fördern und gu-
te Transportverbindungen zu
schaffen.

EuRegio-Präsident Riesner
fasste abschließend wesentliche
Ergebnisse der Tagung zusam-
men: Ländliche Entwicklung ist
nicht nur Landwirtschaft, son-
dern berührt alle wesentlichen
Aspekte des täglichen Lebens.
Unter anderem können auch die
kleinen und mittelständischen
Unternehmen einen wichtigen
Beitrag leisten.

In jeder Region gibt es diverse
Problemlagen, die unterschied-
liche Handlungsansätze erfor-
dern. Unterstützung bieten da-
bei die Europäische Union so-
wie, in unterschiedlichem Aus-
maß, auch die Staaten und Län-
der. Das LEADER-Programm
ist in diesem Rahmen eine „Er-
folgsstory“ der EU und steht den
Regionen auch in der neuen För-
derperiode von 2007 bis 2013
wieder zur Verfügung.

Betreuung der Regionen

Bestehende Fördermöglich-
keiten erfordern aber grundle-
gende Konzepte und Strategien
der Regionen. Große Bedeutung
erhält in diesem Zusammenhang
auch eine effiziente Betreuung
der Regionen durch die zuständi-
gen Behörden. Die Regionen
müssen diese Betreuung noch
stärker einfordern.

Wichtig ist eine Bündelung
der Entscheidungskompetenzen
und -abläufe auf kommuna-
ler Ebene, um als Region ge-
genüber den Ballungsräumen
großer Städte bestehen zu kön-
nen. Kirchturmpolitik ist über-
holt, die Zusammenarbeit muss
weiter verbessert werden!

Neue Überlegungen

Zu diskutieren sind im Zusam-
menhang mit der ländlichen Ent-
wicklung auch ganz neue Über-
legungen. Können etwa Verwal-
tungs- und Bildungseinrichtun-
gen in die Regionen ausgelagert
werden? Kann die Besteuerung
von Klein- und mittelständi-
schen Betrieben in Abhängigkeit
von ihrer Entfernung zu den
Zentren neu gestaltet werden?
Lassen sich in Ausschreibungen
Distanzzuschläge einführen?

Arbeitsplätze, Infrastruktur
und Kommunikation sind wich-
tige Herausforderungen, kultu-
relles Erbe, traditionsreiches
Handwerk, Bildung und Touris-
mus die Chancen für die ländli-
che Entwicklung. Sprachenviel-

Landrat Karmasin präsentierte Arbeitshilfe:

„Prävention (S)sucht Schule“
Das Landratsamt Fürstenfeldbruck - Gesundheitsamt - hat ei-
ne umfangreiche Arbeitshilfe zur Suchtprävention an Schulen
entwickelt. Diese Arbeitshilfe mit dem Titel „Prävention
(S)sucht Schule“ übergab Landrat Thomas Karmasin im
Landratsamt Fürstenfeldbruck ca. 30 anwesenden Lehrkräf-
ten und Schulleitungen und betonte, dass ihm die Unterstüt-
zung der Lehrerinnen und Lehrer bei der Bewältigung ihrer
zahlreichen Aufgaben ein wichtiges Anliegen ist. „Prävention
(S)sucht Schule“ bietet auf 140 Seiten Informationen über
Sucht, Drogen und Prävention, einen umfangreichen Teil zur
praktischen Umsetzung mit Übungen etc., Internetadressen
zum Weiterlesen, Materialverzeichnisse, Bestell- und Aus-
leihmöglichkeiten und Vorschläge zum Umgang mit Suchtmit-
telkonsum in der Schule. Nach der Übergabe der Arbeitshilfe
führte Dr. Summer, Leiter der Abteilung Gesundheit im Land-
ratsamt Fürstenfeldbruck, mit dem Vortrag „Suchtmittelkon-
sum im Jugendalter aus gesundheitlicher Sicht“ in das Thema
ein. Die inhaltliche Einführung in die Arbeitshilfe übernahmen
die Sozialpädagoginnen des Gesundheitsamtes Frau Kriegner
und Frau Simon-Kraus.

falt in Grenzregionen, aber auch
Minderheitenprobleme können
hemmend wirken.

Die EuRegio Salzburg - Berch-
tesgadener Land - Traunstein ist
ein freiwilliger Zusammen-
schluss von derzeit 97 Städten
und Gemeinden, den beiden
Landkreisen Berchtesgadener
Land und Traunstein, der Wirt-
schaftskammer und der Arbeiter-
kammer Salzburg sowie mehre-
rer Privatpersonen.

Die AGEG ist ein europawei-
ter Verband von fast 100 Grenz-
und grenzübergreifenden Regio-
nen, in dem auch die EuRegio
seit 1997 Mitglied ist. Der Sitz
der AGEG ist in Gronau an der
Grenze zu den Niederlanden
(www.aebr.net).

Bürgermeisterwahlen in Bayern
Der Bürgermeister im nieder-

bayerischen Markt Arnstorf, Al-
fons Sittinger, ist mit knapp 98
Prozent der Stimmen in seinem
Amt bestätigt worden. Die Wahl-
beteiligung lag bei 29,53 Pro-
zent. Der CSU-Kommunalpoliti-
ker war im April 2001 als Neu-
einsteiger in die Politik erstmals
zum Bürgermeister gewählt
worden. 

CSU-Kandidat Michael Abra-
ham wurde in Rehau, Landkreis
Hof, zum Nachfolger des
langjährigen Stadtoberhaupts
Edgar Pöpel gewählt. Der 33-
jährige Kulturamtsleiter der
Stadt erhielt 62,2 Prozent der
Stimmen. Für den SPD-Bewer-
ber Hagen Rothemund votierten
33,5 Prozent und für den Kandi-
daten der Wählergemeinschaft,
Jörg Dietrich, 4,3 Prozent. 

Bei der Bürgermeisterwahl in
Breitengüssbach, Landkreis Bam-
berg, wurde Amtsinhaber Reiner
Hoffmann (Unabhängiger Bür-

gerblock) wieder gewählt. Der
53-Jährige erhielt 93,4 Prozent
der Stimmen. Hoffmann hatte
keinen Gegenkandidaten, die
Wahlbeteiligung lag bei 42,9 Pro-
zent. 

Auch im oberbayerischen Un-
terschleißheim verteidigte Amts-
inhaber Rolf Zeitler von der CSU
seinen Posten. Er siegte mit 50,2
Prozent der Stimmen über Chri-
stoph Böck (SPD), der auf 38,3
Prozent kam, und Martin Reich-
art (FB), der 11,5 Prozent der
Stimmen auf sich vereinte.

Der CSU-Politiker Thomas
Loderer ist neuer Bürgermeister
von Ottobrunn im Landkreis
München. Er erhielt bei der Stich-
wahl 56,4 Prozent der Stimmen
und setzte sich damit deutlich ge-
gen seinen SPD-Konkurrenten
Karl Heinz Eisfeld durch, der auf
43,6 Prozent kam. Lediglich 43,6
Prozent der mehr als 15.500
Wahlberechtigten gaben ihre
Stimme ab. DK

Mehr Außenwirkung für
Naturpark Augsburg

Mittelschwabens größtes Freizeitgebiet, der Naturpark Augsburg
- Westliche Wälder, stellt eine großes Gut für die Region dar. Bei
der Sitzung des Naturparkvereins waren sich der Vereinsvorsit-
zende, Landrat Dr. Karl Vogele, und alle Vorstandsmitglieder in
dem Ziel einig, den Bekanntheitsgrad des Naturparks und seiner
einzigartigen Kulturlandschaft regional und überregional zu stei-
gern. Der Vorstand beschloss zahlreiche Projekte, um das Frei-
zeitangebot, aber auch das Angebot an kulturgeschichtlichen Hig-
hlights zu erhöhen. Neue Prospekte und Bücher sollen für die
nötige öffentliche Aufmerksamkeit sorgen.

Es waren gute Nachrichten, die
der Geschäftsführer des Natur-
parkvereins, Werner Platteder,
dem Vorstand berichten konnte.
Fast 11.000 Personen nahmen an
den Naturführungen des Natur-
parkvereins und des Walderleb-
niszentrums „Naturpark-Haus“
im letzten Jahr teil. Auch das In-
ternet spielt eine immer wichti-
gere Rolle bei der Vermittlung
des Naturparks nach außen: Fast
40.000 Interessierte besuchten
2006 die Internetseiten des Na-
turparks (www.naturpark-augs-
burg.de). Die Zunahme der touri-
stischen Nachfrage und der Ver-
käufe belegen ebenfalls, dass
Schwabens bislang einziger Na-
turpark beliebt ist und geschätzt
wird.

Es gibt aber noch viel zu tun.
Der Vorstand beschloss einstim-
mig, einen studentischen Ideen-
wettbewerb zu vergeben, um ent-
lang des Kulturwegs VIA JULIA
kulturgeschichtliche Stationen zu
schaffen. Bei Deuringen soll ein
Natur- und Kulturpfad entstehen
und auf dem Staufenberg bei
Bonstetten wird ein geologischer
Lehrpfad verdeutlichen, warum
gerade hier die Theorie von den
Eiszeiten belegt werden konnte.
Für Vogele kommt überdies der
Werbung für den Naturpark

große Bedeutung zu. „Wir kön-
nen stolz sein auf unseren Natur-
park, ein besonderes Kleinod am
Rande eines der erfolgreichs-
ten Ballungsräume Deutschlands.
Aber wir müssen unseren Schatz
auch bekannt machen“, betonte
der Naturparkvorsitzende. Die
Vorstandschaft beschloss deshalb,
Broschüren zum Angebot im
Bereich „Nordic Walking“, zu
den geführten Wanderungen und
zum Naturpark-Haus zu erstellen.
Außerdem ist ein neuer Wander-
und Freizeitführer in Planung und
das Internetangebot soll grundle-
gend modernisiert werden. Auf
besonderen Wunsch von Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert soll
noch heuer das Gesamtangebot in
Oberschönenfeld mit einer an-
sprechenden Broschüre darge-
stellt werden.

Das Naturpark-Haus ist nun
als Walderlebniszentrum der
Staatsforstverwaltung und als
Umweltbildungseinrichtung der
„Dachmarke Umweltbildung“
des Bayerischen Umweltmini-
steriums anerkannt. Dies besie-
gelten Reichert, Vogele und der
Leitende Forstdirektor Reinhold
Hoyer mit ihrer Unterschrift un-
ter die neue Vereinbarung zum
Naturpark-Informationszentrum
in Oberschönenfeld.
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Vorschau auf GZ 7
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 7, die am 5. April
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . Technik und Ausstattung 
für die Kommunalverwaltung
Abfallwirtschaft . Recycling
Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung

12 Orte der Metropolregion Nürnberg wurden von der Initiative „Deutschland - Land der Ideen“ausgezeichnet. Unsere Auf-
nahme entstand bei der Pressekonferenz. Im Gruppenbild präsentierten sich die Preisträger gemeinsam mit OB Maly, Vertre-
tern der Deutschen Bank, dem Geschäftsführer der FC Deutschland GmbH sowie Gabriele Engel (Geschäftsführung Marke-
tingverein), die die einzelnen Preisträger mit ihren Projekten in einer Präsentation vorstellte. 

Zwölf ausgezeichnete Ideen
Marketingverein und Geschäftsstelle der Metropolregion Nürnberg stellten die Orte

vor, die von der Initiative „Deutschland - Land der Ideen“ prämiert wurden
Deutschland ist einfallsreich und kreativ - das möchte die Initia-
tive „Deutschland - Land der Ideen“ vermitteln. Zum Beweis
präsentiert sie in diesem Jahr jeden Tag eine gute Idee aus allen
Gegenden Deutschlands. Zwölf davon stammen aus der Metro-
polregion Nürnberg. Der Marketingverein und die Geschäfts-
stelle der Metropolregion Nürnberg stellten nun gemeinsam mit
der Initiative „Land der Ideen“ die ausgezeichneten Orte im
Land der Ideen aus der Metropolregion Nürnberg vor.

„Südstadtkids“, die durchs Mu-
seum führen, Helme, die beim
Unfall zum Schutzengel werden
und ein Fest anlässlich der Ein-
bürgerung in Deutschland - sie
alle haben eins gemeinsam: Sie
sind gute Ideen und als solche
von der Initiative „Deutschland -
Land der Ideen“ zu einem Ort im

Land der Ideen gekürt worden.
Sie stehen damit für den Einfalls-
reichtum, die schöpferische Lei-
denschaft und das visionäre Den-
ken Deutschlands schlechthin. 

„Wir freuen uns sehr, dass die
Initiative „Deutschland - Land
der Ideen“ zwölf Projekte, Orga-
nisationen und Unternehmen aus

der Metropolregion Nürnberg als
ausgezeichnete Orte im Land der
Ideen prämiert hat. Die Auswahl
belegt die Innovationskraft und
die visionäre Leidenschaft, die in
der Metropolregion Nürnberg
vorhanden sind“, so Dr. Ulrich
Maly, Ratsvorsitzender der Me-
tropolregion und Nürnberger
Oberbürgermeister. 

Beleg für besondere Stärke

Und auch die Geschäftsführe-
rin des Marketingvereins der
Metropolregion Nürnberg, Ga-
briele Engel, sieht die Auszeich-
nung der zwölf Orte als Beleg
für die besondere Stärke der Me-
tropolregion in Sachen Innovati-
on: „Erfinderinnen und Erfinder,
Querdenker, Künstler und sozi-
aldenkende Organisatoren hatten
in der Metropolregion schon im-
mer eine Heimat. Die zwölf aus-
gezeichneten Ideen stehen für all
die guten Ideen, die täglich in der

Metropolregion entstehen und
umgesetzt werden.“

Enorme Vielfalt

Die Bandbreite der ausge-
wählten Orte ist groß: Sie reicht
von sozialen Projekten zu Inte-
gration und Völkerverständi-
gung wie die Einbürgerungsfeier
des Europäischen Forums für
Migrationsstudien in Bamberg
oder die Mini-Europameister-
schaft der Deutsch-Tschechi-
schen Fußballschule in Rehau
über kulturelle Vermittler wie die
Villa Concordia in Bamberg
oder die Laufer Literaturtage bis
hin zu standorttreuen und inno-
vativen Unternehmen wie Play-
mobil, die immer noch im mit-
telfränkischen Dietenhofen pro-
duzieren, oder Uvex aus Fürth,
die mit Schutzausrüstungen und
Helmen bisweilen die Funktion
von Schutzengeln übernehmen. 

Prämiert wurde aber bei-
spielsweise auch das Wissens-
portal „regiolog.com“ der Er-
langen AG oder die Nürnberger
Erfindermesse IENA, die sich
mittlerweile als wichtiges Fo-
rum und Kontaktbörse für Tüft-

ler und Erfinder etabliert hat.

Die ausgezeichneten Orte
im Überblick

Südstadtkids, Nürnberg
Restaurant Estragon, 
Nürnberg 
Blindeninstitut Rückersdorf, 
Erlangen AG, Erlangen
Deutsch-Tschechische 
Fußballschule, Rehau
Playmobil-Produktion, 
Dietenhofen
Europäisches Forum für 
Migration, Bamberg
Internationales Künstlerhaus 
Villa Concordia, Bamberg
Kompetenzzentrum Demenz,
Nürnberg, Neuendettelsau
Nürnberger Erfindermesse
IENA, Nürnberg
Laufer Literaturtage, Lauf
Uvex Winter Holding, Fürth.

Veranstaltungen zum Weltfrauentag im Landkreis Schweinfurt: 

Ermutigung zum Mitmischen
Feuerwehrfrau oder Initiatorin, Politikerin, Unternehmerin
oder Vereinsvorsitzende: „Frauen mischen mit“ - unter diesem
Motto stand die Veranstaltung am vergangenen Weltfrauentag,
zum dem die Gleichstellungsbeauftragte des Landkreises
Schweinfurt, Ute Suckfüll, gemeinsam mit der Gleichstellungs-
beauftragten der Stadt Gerolzhofen, Eva Maria Ott, Volkshoch-
schule (Georgine Bachmann) und Stadtbibliothek Gerolzhofen
(Brigitte Vogt) eingeladen hatten.

Durch die gut besuchte und
unterhaltsame Podiumsdiskussi-
on in der Gerolzhofener Stadt-
bibliothek führte Dr. Anita Conze.
Die Leiterin der VHS-Außenstel-
len Schweinfurt engagiert sich
seit rund 25 Jahren für die
Gleichberechtigung der Frauen.
An ihrer Seite berichteten von
Stolpersteinen und Erfolgen Hei-
ke Frank (FrauenKraftWerk
Schweinfurt), Silvia Stock (stell-
vertretende Kommandantin der
Freiwilligen Feuerwehr Hirsch-
feld), Dorothea Geißler (Vorsit-
zende Eine-Welt-Gerolzhofen
e.V.), Veronika Klose (Gleich-
stellungsbeauftragte der Ge-
meinde Wasserlosen) und Ge-
rolzhofens neue Bürgermeisterin
Irmgard Krammer. Alles Frauen,
die in verantwortlichen Positio-
nen das öffentliche Leben mitge-

stalten und prägen. Sie erzählten
von ihren Erfahrungen, Motiven,
Erreichten und weiteren Zielen.

Dr. Conze verdeutliche an-
hand von Zahlen, dass in vielen
Bereichen des öffentlichen Le-
bens noch ein Defizit an Frauen
in verantwortlichen Positionen
herrsche. Und so machte die
Diskussionsrunde anderen Frau-
en Mut, im Beruf, im Elternbei-
rat, in Vereinen, Verbänden oder
in politischen Gremien verant-
wortliche Positionen zu überneh-
men. Für die Unterhaltung sorg-
ten Liedermacherin Stefanie
Schwab und Veronika Klose mit
„‘n Gschichtla zum Wähln.
Frauen mischen mit“.

Die Anzeichen für eine Ver-
besserung des wirtschaftli-
chen Klimas im Allgäu neh-
men zu. So berichtet die Mes-
seleitung der Allgäuer Fest-
woche (vom 11. bis 19. Au-
gust 2007 in Kempten), dass
sich „deutlich mehr Firmen
aus der Region zum ersten
Mal auf der Festwoche prä-
sentieren wollen als in den
vergangenen Jahren und viele
Stammaussteller möchten
größere Flächen belegen“.

Die Allgäuer Festwoche ist
die bedeutendste Verbraucher-
messe in Schwaben. Im ver-
gangenen Jahr kamen 103.000
Besucher. In den 20 Hallen
und auf dem Freigelände kön-
nen jeweils rund 400 Ausstel-
ler ihre Angebote aus Industrie,
Handel und Dienstleistung
präsentieren. Insgesamt haben
sich 550 Firmen angemeldet. 

Prima Klima im Allgäu




